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Beginn der Sitzung: 10.30 Uhr. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin-

nen, liebe Kollegen! Namens des Präsidiums darf 

ich Sie sehr herzlich begrüßen und eröffne die 

91. Sitzung im 35. Tagungsabschnitt des Landta-

ges der 18. Wahlperiode.  

Tagesordnungspunkt 1: 

Mitteilungen der Präsidentin  

Das Haus ist sehr gut gefüllt, sodass ich die Be-

schlussfähigkeit feststellen kann.  

Die Einladung für diesen Tagungsabschnitt sowie 

die Tagesordnung einschließlich des Nachtrages 

liegen Ihnen vor. Darf ich das Einverständnis des 

Hauses mit den vorgesehenen Redezeiten feststel-

len? - Das ist der Fall, vielen Dank. Die heutige 

Sitzung soll demnach gegen 14.34 Uhr enden. 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt 

Ihnen nunmehr die Schriftführerin Frau Eilers mit. 

Bitte, Frau Kollegin! 

Schriftführerin Hillgriet Eilers:

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Für heute liegen folgende Entschuldigungen vor: 

von der Landesregierung Innenminister Herr Boris 

Pistorius, von der Fraktion der SPD Herr Matthias 

Arends, Herr Marcus Bosse, Frau Immacolata 

Glosemeyer, Herr Frank Henning, Herr Stefan 

Politze, Frau Doris Schröder-Köpf und Herr Uwe 

Schwarz, von der Fraktion der CDU Herr Thomas 

Ehbrecht, von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Herr Helge Limburg und Herr Detlev Schulz-

Hendel sowie das fraktionslose Mitglied des Hau-

ses Jochen Beekhuis.  

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. 

Ich rufe jetzt auf den 

Tagesordnungspunkt 2: 

Besprechung der Bundeskanzlerin mit den 

Regierungschefinnen und Regierungschefs der 

Länder am 25.11.2020 - Bekämpfung der SARS-

Cov2-Pandemie in Niedersachsen - Regierungs-

erklärung des Ministerpräsidenten - Drs. 18/8009

Zunächst erteile ich Ihnen, Herr Ministerpräsident, 

für die angekündigte Regierungserklärung das 

Wort. Bitte! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-

gen! Einen herzlichen guten Morgen von mir! Das 

ist nun die dritte Sondersitzung des Niedersächsi-

schen Landtages innerhalb eines Jahres. Sie hö-

ren die achte Regierungserklärung von mir. Und 

alles kreist wie immer um ein einziges Thema: 

Corona.  

Seit einem dreiviertel Jahr ist dieses Virus bei uns 

in Niedersachsen aktiv. Es dominiert unverändert 

das gesellschaftliche, das wirtschaftliche und auch 

das politische Leben in unserem Land. In der Hoff-

nung, dass dies nun die letzte Regierungserklä-

rung in diesem Jahr sein möge, möchte ich auf drei 

Fragen eingehen.  

Erstens. Wo stehen wir? 

Zweitens. Wie geht es weiter? 

Drittens. Wie sind die Aussichten? 

(Imke Byl [GRÜNE]: Hoffentlich gibt’s 

auch Antworten!) 

Beginnen wir mit der Bestandsaufnahme:  

Vor etwa einem Monat habe ich Ihnen die Be-

schlüsse zu den weiteren Einschränkungen im 

Kampf gegen das Virus erläutert, den sogenannten 

Lockdown Light. 

Wir haben damit zwei Ziele verfolgt: Zum einen 

ging es darum, den steilen, besorgniserregenden 

Anstieg der Infektionen bei uns im Land und in 

ganz Deutschland zu stoppen. Dieses Ziel ist mit 

einer großen gemeinsamen Anstrengung erreicht 

worden. Seit etwa vier Wochen sind die Infektions-

zahlen zunächst stabil geblieben und dann rück-

läufig gewesen. Diesen Erfolg sollten wir nicht 

kleinreden, und ich danke allen Bürgerinnen und 

Bürgern, die auf die eine oder andere Weise dazu 

beigetragen haben, sehr herzlich dafür! 

(Beifall bei der SPD sowie Zustim-

mung bei der CDU und bei den GRÜ-

NEN) 

Wenn ich ein wenig ins Detail gehen darf: Heute 

Morgen betrug die Inzidenz in Niedersachsen 85,9. 

Der Inzidenzwert ist damit um 17,1 geringer als vor 

einer Woche um die gleiche Zeit. Oder anders 

ausgedrückt: ein Rückgang um 16,6 %. Im Län-

dervergleich ist Niedersachsen dabei unverändert 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08009.pdf
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in der Spitzengruppe. Wir verzeichnen deutlich 

weniger Infektionen als die meisten anderen Län-

der. Je nachdem, welche Quelle Sie zurate ziehen, 

stehen wir im Ranking der Bundesländer der nied-

rigsten Infektionszahlen auf den Plätzen drei oder 

vier. Das ist für uns ein Ansporn, mit unseren An-

strengungen nicht nachzulassen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen.  

Ich füge hinzu: Ich will mir gar nicht ausmalen, 

welche Begriffe die verehrten Kolleginnen und 

Kollegen der Opposition finden würden, hätten Sie 

das Pech, in einem anderen Landtag zu Worte zu 

kommen. Ich glaube, wir stehen gut miteinander 

da. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Wir haben inzwischen allerdings auch mehr als 

1 100 Todesfälle in Niedersachsen zu verzeich-

nen, und wir arbeiten daran, diese Zahl so gut wie 

irgend möglich zu begrenzen.  

Sie erinnern sich vielleicht, dass Sozialministerin 

Dr. Carola Reimann im letzten Plenum eine Prog-

nose dargestellt hat, wie sich die damalige Dyna-

mik der Infektionen auf das Gesundheitswesen 

auswirken könnte. Das waren erschreckende Zah-

len. Weihnachten, so die Kollegin damals, würde 

eine dramatische Überbelegung der niedersächsi-

schen Krankenhäuser drohen. Heute können wir 

erleichtert feststellen: Diese Sorge besteht zumin-

dest derzeit nicht mehr. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit allen Beteiligten 

in den Krankenhäusern herzlich für ihre aufopfe-

rungsvolle Arbeit danken; denn dorthin gelangen im 

Moment immer noch mehr COVID-Patienten.  

Diesen Dank möchte und muss ich aber auch mit 

einer deutlichen Kritik an zwei Berliner Entschei-

dungen verbinden.  

Die neuen Erstattungsregelungen für Corona-be-

dingte Ausfälle in den Krankenhäusern sind unzu-

reichend und mit einem extremen bürokratischen 

Aufwand verbunden. Darin sind sich alle 16 Länder 

einig. Sie gefährden am Ende viele Krankenhäuser 

in ihrem Kern. Das darf nicht das letzte Wort gewe-

sen sein, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall bei der SPD und Zustimmun-

gen bei der CDU und bei den GRÜ-

NEN) 

Und ich füge ein Weiteres hinzu: Die letzten Mona-

te haben auch bewiesen, wie sehr wir starke und 

leistungsfähige Krankenkassen brauchen. Das 

Vermögen dieser Kassen, wie z. B. der AOK Nie-

dersachsen, soll ihnen nun gewissermaßen im 

Handstreich entzogen werden, um allgemeine 

Corona-Kosten zu decken. Die Folge müssen 

zwangsläufig Beitragserhöhungen sein, und zwar 

nicht als eine Belastung für alle, sondern einseitig 

für die gesetzlich Versicherten. Das ist falsch, und 

das muss verhindert werden, verehrte Kolleginnen 

und Kollegen!  

(Beifall bei der SPD sowie Zustim-

mung bei der CDU und bei den GRÜ-

NEN) 

Was die Akteure im Gesundheitswesen jetzt brau-

chen, ist eine Unterstützung der gesamten Soli-

dargemeinschaft und sind keine weiteren Proble-

me. 

Das zweite Ziel unserer Oktoberbeschlüsse war 

ein klarer Rückgang bei den Infektionszahlen. Um 

nicht darum herumzureden: Dieses Ziel haben wir 

trotz der beschriebenen Fortschritte noch nicht 

hinreichend erzielt. Das gilt bundesweit, und das 

gilt auch bei uns in Niedersachsen. Sie erinnern 

sich: Heute liegt der Inzidenzwert bei etwa 86. 

Aber die Entfernung zu dem Mindestziel 50 ist 

offensichtlich. 

Wir haben deswegen unverändert dringenden 

Handlungsbedarf. Solange wir uns auf einem der-

art hohen Infektionsniveau bewegen, droht jeder-

zeit eine neue Eskalation mit allen damit verbun-

denen Folgen.  

Wir dürfen uns niemals an solche Infektionszahlen 

gewöhnen. Wir dürfen sie nicht akzeptieren, liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Das ist die Grundlage 

unserer Politik in Niedersachsen! 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Nein, wir werden deswegen im Dezember leider 

nicht wie erhofft Einschränkungen wieder zurück-

nehmen können. Wir müssen sie - im Gegenteil - 

noch einmal ausweiten. Diese Schlussfolgerung 

zieht niemand von uns gerne, aber sie ist dringend 

geboten. Die Zahlen sprechen eine ganz klare 

Sprache. Das war auch die gemeinsame, von nie-

mandem bezweifelte Überzeugung der Bundesre-

gierung und aller 16 Länder in unserer Konferenz 

am vergangenen Mittwoch. Wir müssen die direk-

ten Kontakte der Menschen in unserem Land noch 

einmal reduzieren, wir dürfen die Begegnungsmög-

lichkeiten nicht ausweiten - darum muss es in den 

nächsten Wochen noch einmal gehen. 

Das ist eine schlechte Nachricht für alle diejenigen, 

die ihre Aktivitäten seit Anfang November einstel-
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len oder noch einmal drastisch einschränken 

mussten, und es ist besonders bitter für diejenigen, 

deren wirtschaftliche Existenzgrundlage von unse-

ren Entscheidungen hart getroffen ist. Wir sind uns 

dieser Härten bewusst. Wir nehmen Berichte über 

die sozialen und finanziellen Auswirkungen unse-

rer Entscheidungen nicht auf die leichte Schulter. 

Dennoch bleibt es richtig: Bevor die Infektionszah-

len nicht wieder deutlich gesunken sind, wären 

Lockerungen nicht vertretbar. Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, das muss klar sein. 

Umgekehrt heißt das auch, dass die Betroffenen 

nicht alleingelassen werden dürfen. Seit letztem 

Mittwoch kann die sogenannte Novemberhilfe be-

antragt werden. Abschlagszahlungen sorgen dafür, 

dass nun zügig Geld fließt. 

Letzten Freitag hat Bundesfinanzminister Scholz 

mitgeteilt, dass die EU-Kommission grünes Licht 

für die sogenannten Dezemberhilfen gegeben hat, 

die bis zum 20. Dezember dieses Jahres gelten. 

Darüber hinaus wird die bisherige Überbrückungs-

hilfe bis Ende Juni des nächsten Jahres noch ein-

mal deutlich erweitert.  

Aus Sicht unseres Landes kann ich sagen: Der 

Bundesregierung gebührt ein herzlicher Dank für 

alle diese Maßnahmen, die auch im internationalen 

Vergleich bemerkenswert und keineswegs selbst-

verständlich sind. Ein herzliches Dankeschön an 

Berlin, meine Damen und Herren! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 

CDU) 

Frau Präsidentin, kann ich vielleicht ein Glas Was-

ser haben? 

(Die Präsidentin reicht dem Minister-

präsidenten ihr Glas Wasser) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Es ist nicht berührt. 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Es ist ein Privileg, aus dem nicht berührten Was-

serglas der Präsidentin einen Schluck nehmen zu 

dürfen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unter den gege-

benen Bedingungen ist es aber leider sogar not-

wendig, weitere Einschränkungen vorzunehmen; 

das sagte ich.  

Deswegen wird die Maskenpflicht erweitert. Neu 

für uns in Niedersachsen ist vor allem die Auswei-

tung auf Betriebs- und Arbeitsstätten. 

Deswegen sollen im Einzelhandel die Kunden-

ströme möglichst entzerrt werden und dort für 

mehr Abstand gesorgt werden. 

Deswegen werden die Kontaktbeschränkungen 

noch einmal verstärkt und wird die Größe privater 

Zusammenkünfte noch weiter reduziert. 

Deswegen gibt es gesonderte Maßnahmen für be-

sonders belastete Bereiche mit einem Inzidenzwert 

oberhalb von 200. 

Deswegen sind auch an den Schulen weitere Ver-

schärfungen vorgesehen. 

(Ein Saaldiener bringt dem Minister-

präsidenten eine Flasche Wasser und 

ein Glas) 

- Das ist jetzt zu viel des Guten. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Die Erwartungen sind jetzt hoch, Herr Ministerprä-

sident. 

(Heiterkeit) 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Beim Thema Schule selbstverständlich immer.  

Das Thema Schule steht natürlich im Zentrum der 

Aufmerksamkeit. Lassen Sie mich eines vorweg 

betonen: Ich bin wirklich davon beeindruckt, wie 

auch unter schwierigen Bedingungen die Arbeit in 

den Schulen und - das ist ausdrücklich hervorzu-

heben - auch in den Kindertagesstätten jetzt schon 

etliche Monate lang erfolgreich bewältigt wird. Das 

ist in dieser Situation nicht einfach und nicht 

selbstverständlich. Und deswegen auch von dieser 

Stelle ein sehr herzliches Dankeschön an alle Be-

teiligten in den Schulen und in den Kindertages-

stätten! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 

der CDU) 

Wie sind nun unsere Erfahrungen seit Beginn des 

neuen Schuljahres bzw. seit Beginn des neuen 

Kitajahres? - Nun, aus meiner Sicht sprechen die 

Zahlen eine deutliche Sprache: 

Nach den Zahlen von heute befindet sich die weit 

überwiegende Mehrheit unserer Schulen - etwa 

89 % - in einem dauerhaften Präsenzunterricht. An 

diese Schulen geht auch die weit überwiegende 
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Mehrheit unserer Schülerinnen und Schüler: 

86,7 % der Schülerinnen und Schüler - wenn ich 

mich nicht verrechnet habe - befinden sich derzeit 

im dauerhaften Präsenzunterricht. Dort kann also 

das geschehen, was für diese jungen Leute nun 

einmal am besten ist, nämlich der direkte Unter-

richt in der Schule durch eine Lehrerin/durch einen 

Lehrer, gemeinsam mit anderen.  

In den Kitas sind die Zahlen noch einmal deutlich 

besser. Aktuell sind nur 109 von etwa 5 000 Ein-

richtungen von Einschränkungen betroffen. 

Das sind sehr deutliche Zahlen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, und sie werden - jedenfalls derzeit - 

von Tag zu Tag immer noch ein Stück besser. 

Forderungen, die Schulen insgesamt in den Wech-

selunterricht zu versetzen, kann ich persönlich 

deswegen nichts abgewinnen. Die Erfahrung in 

Niedersachsen ist eine andere: Wenn die Hygie-

neregelungen beachtet werden, wenn die Maske 

getragen wird - im Unterricht und außerhalb -, 

wenn regelmäßig gelüftet wird, dann ist der Auf-

enthalt in den Schulen sehr gut zu vertreten. Das 

ist unsere Erfahrung aus den letzten Monaten. 

Im Ländervergleich - auch dies muss betont wer-

den - ist Niedersachsen in dieser Hinsicht im Übri-

gen nicht besonders großzügig, sondern besonders 

restriktiv: Die Maskenpflicht im Unterricht ist bei uns 

schon länger Alltag, und wir sind das einzige Land, 

das bei einer Inzidenz von100 und einem Infekti-

onsfall an der entsprechenden Schule automatisch 

den Übergang in den Wechselunterricht vorsieht. 

Neu im Schulbereich ist deswegen nach den 

jüngst getroffenen Beschlüssen für uns nur, dass 

ab einer Inzidenz von 200 diese Pflicht auf alle 

Schulformen ausgeweitet wird - auch unabhängig 

von einem Infektionsfall - und die Mund-Nase-

Bedeckung auch in der Grundschule im Unterricht 

zu tragen ist. 

Gerade im Vergleich mit anderen Ländern können 

wir sagen: In Niedersachsen achten wir ganz be-

sonders auf die Sicherheit in unseren Schulen. - 

Das möchte ich gerne an diesem Tag hervorgeho-

ben haben, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei der CDU) 

Parallel dazu verstärken wir den Infektionsschutz 

für die Schulen noch einmal auf zweierlei Weise:  

Kultusminister Grant Hendrik Tonne stellt den 

Schulen ein Budget in Höhe von 20 Euro je Schü-

lerin und Schüler zur Verfügung, damit die Schutz-

vorkehrungen dort noch einmal verbessert werden 

können. In Betracht kommt der Erwerb von FFP2-

Masken, das Anbringen von Plexiglasvorrichtun-

gen oder die Installation von Luftfiltern in Räumen, 

die derzeit weniger gut gelüftet werden können. 

Darüber hinaus wird mit einem Förderprogramm 

von 25 Millionen Euro dafür gesorgt, dass mehrere 

Tausend Assistenzkräfte an den Schulen dabei 

mithelfen, den unbestreitbar mit Corona verbunde-

nen Mehraufwand im Schulalltag zu bewältigen.  

Das sind zwei starke zusätzliche Programme, die 

unsere Unterstützung für die Schulen zum Aus-

druck bringen. 

Parallel dazu hat Wirtschaftsminister Bernd Alt-

husmann noch einmal zusätzliche Mittel für den 

Transport der Schülerinnen und Schüler im ÖPNV 

mobilisiert. Mit weiteren 30 Millionen Euro sollen 

zusätzliche Busfahrten möglich werden. Ich hoffe 

sehr, dass dieses Angebot von den Nahverkehrs-

unternehmen vor Ort aufgegriffen wird. Bernd Alt-

husmann ist, wie ich weiß, gewissermaßen jeden 

Tag intensiv in Gesprächen, um das auch tatsäch-

lich vor Ort zu erreichen. 

Schließlich muss auch die Entzerrung der Schüler-

verkehre durch eine Entzerrung des Unterrichtsbe-

ginns noch einmal vorangetrieben werden. Wir 

wollen alle Möglichkeiten nutzen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, um überflüssige Kontakte beim 

Schülerverkehr zu unterbinden. 

(Beifall bei der SPD sowie Zustim-

mung bei der CDU und bei den GRÜ-

NEN) 

Das sind im Wesentlichen die Regelungen, die wir 

im Dezember bis zum Beginn der Festtage vorse-

hen. 

Weihnachten und Silvester bedürfen aber natürlich 

einer gesonderten Betrachtung. Einerseits handelt 

es sich um kulturell tief verankerte Festtage, die für 

uns und unsere Familien zu den Höhepunkten des 

Jahres zählen. Auch in angespannten Zeiten dür-

fen wir - das ist meine feste Überzeugung - über 

das tiefe Anliegen, gerade an diesen Festtagen mit 

Freunden und vor allen Dingen mit der Familie 

zusammen zu sein, nicht einfach hinweggehen. 

Gleichzeitig sind aber gerade mit solchen Treffen 

natürlich auch neue Risiken verbunden. Das muss 

ich nicht näher ausführen. Deswegen kommt es 

ganz entscheidend darauf an, eine kluge, ausge-

wogene Mischung von Möglichkeiten und Grenzen 

herzustellen. 
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Vor diesem Hintergrund wollen Bund und Länder 

vom 23. Dezember bis zum 1. Januar die Möglich-

keit eröffnen, dass sich mehr Menschen aus dem 

engsten Freundes- und Familienkreis treffen kön-

nen. Nicht fünf Personen - wie in den Wochen 

davor -, sondern zehn Personen sollen die Ober-

grenze sein. Kinder unter 14 Jahren sind bei der 

Berechnung ausgenommen. Das ist die relativ gute 

Nachricht für die Familien. Sie ändert allerdings 

nichts daran, dass es sich nach wie vor um Gren-

zen handelt. Manche lieb gewonnenen Gewohn-

heiten werden in diesem Jahr nun einmal nicht 

möglich sein. Ich denke dabei an große Familien, 

die gerne alle zusammen sein würden, und ich 

denke nicht zuletzt auch an die großen Silvester-

partys, die normalerweise Teil unseres Biorhyth-

mus sind; das ist jedenfalls bei mir der Fall. 

Im Corona-Winter 2020/2021 ist das aber nun 

einmal leider nicht möglich. Das Risiko ist viel zu 

hoch. Wir haben doch immer wieder die Erfahrung 

gemacht, dass viele Menschen, die lange Zeit und 

dann mit Alkohol zusammen feiern, die beste 

Grundlage für große Infektionsausbrüche sind. 

Deswegen bitte ich alle Bürgerinnen und Bürger in 

Niedersachsen eindringlich, ihre persönlichen Pla-

nungen im Advent, zu Weihnachten und zum Jah-

reswechsel von Anfang an auf das zwingend not-

wendige Maß zu reduzieren. Niemand von uns tut 

das gerne, aber niemand von uns hat auch irgen-

detwas davon, wenn sich im Januar die Infektions-

lage wieder deutlich verschärft. Im Gegenteil: Je 

niedriger die Zahlen am Jahresanfang sind, desto 

leichter wird uns das Jahr 2021 insgesamt fallen. 

Und noch eine Bitte: Es geht nicht darum, kreative 

Schlupflöcher zu finden. Es geht um die Einsicht, 

dass wir uns in diesem Winter einschränken müs-

sen, um Corona im nächsten Jahr hoffentlich tat-

sächlich hinter uns lassen zu können. Deswegen 

meine herzliche Bitte an alle Bürgerinnen und Bür-

ger: Helfen Sie dabei mit! Das ist in unser aller und 

in Ihrem ganz persönlichen Interesse. Herzlichen 

Dank für diese Mitwirkung! 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, im Lichte dieser 

Entwicklung bis dahin und der dann gemachten 

Erfahrungen werden Bund und Länder am Jahres-

anfang den weiteren Kurs festzulegen haben. Ich 

weiß, dass sich viele Betroffene dafür heute schon 

Planungssicherheit wünschen. Aber leider wissen 

wir nicht, welche Grundlagen wir dann dafür haben 

werden. Haben wir einen stabilen Rückgang der 

Infektionen zu verzeichnen und Spielraum für Lo-

ckerungen? Oder gehen die Zahlen nach den 

Festtagen wieder steil nach oben? Oder ist die 

Entwicklung in den einzelnen Ländern höchst un-

terschiedlich? Diese Frage kann heute noch nie-

mand beantworten und folglich auch nicht das 

dann richtige Vorgehen. 

Wir haben es nun einmal mit zwei Unbekannten zu 

tun: mit der Entwicklung des Virus und dem Ver-

halten der Bürgerinnen und Bürger insgesamt. 

Deswegen tut es mir auch leid: Die vielfach gefor-

derte verlässliche mittelfristige Planung werden wir 

zum gegenwärtigen Zeitpunkt leider nicht geben 

können - wir ebenso wenig wie der Bund oder die 

15 anderen Länder. 

Damit, liebe Kolleginnen und Kollegen, bin ich 

beim letzten Punkt: beim Ausblick auf das nächste 

Jahr. 

Um das Ergebnis einmal vorwegzunehmen: Wir 

haben Grund zur Zuversicht, dass 2021 wesentlich 

besser wird als das laufende Jahr 2020. Das ist 

keine Durchhalteparole. Dafür gibt es harte Grün-

de. Die Instrumente dafür werden sich aller Vo-

raussicht nach spürbar verbessern. 

Schnelltests sind inzwischen zugelassen und auch 

auf dem freien Markt erhältlich. Das ist eine ganz 

wichtige Nachricht für die Risikogruppen in den 

Krankenhäusern und in den Alten- und Pflegehei-

men. Es bleibt allerdings zunächst immer noch bei 

einem noch vergleichsweise aufwendigen Verfah-

ren durch Abstriche. Erfreulicherweise konnte aber 

zumindest der Arztvorbehalt bei diesen Tests in-

zwischen aufgehoben werden. 

In vielen Krankenhäusern und Heimen unseres 

Landes werden diese Tests jetzt schon eingesetzt, 

und so wird es in den nächsten Wochen - so hoffe 

ich - zielstrebig weitergehen. Damit erhöht sich die 

Sicherheit in diesen Einrichtungen spürbar, und 

damit sind auch Besuche in Zukunft viel, viel leich-

ter zu verantworten. 

Die Medikamentenentwicklung - zweiter Punkt - 

macht erkennbar Fortschritte und hilft, die schwe-

ren Krankheitsverläufe abzumildern. Für uns geht 

es ja am Ende immer vor allem um die Frage, dass 

unser Gesundheitssystem mit den Herausforde-

rungen klarkommen muss. 

Und schließlich - drittens - machen vor allem die 

Nachrichten aus der Impfstoffforschung Mut. Noch 

in diesem Jahr, zumindest aber ab Anfang des 

nächsten Jahres wird überall und auch bei uns in 

Niedersachsen mit den ersten Impfungen begon-
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nen werden. Vorgesehen ist anfangs eine Charge 

von 250 000 Menschen in unserem Land. Aber wir 

wollen so gut wie möglich versuchen, diese Zahlen 

möglichst schnell in die Höhe zu treiben. Erforder-

lich ist dafür eine aufwendige Infrastruktur, an der 

zur Stunde intensiv gearbeitet wird. 

Bis zum 15. Dezember sollen die Impfstofflogistik, 

die Impfzentren und das Impfterminmanagement 

einsatzbereit sein. Dafür gibt es eine sehr, sehr 

enge Zusammenarbeit zwischen dem Land, den 

Kommunen, den Hilfsorganisationen, der Kassen-

ärztlichen Vereinigung und vielen anderen Beteilig-

ten. 

Die Corona-Impfungen versprechen eine wirklich 

riesige Herausforderung zu werden. Sie verspre-

chen aber auch gleichzeitig einen richtig großen 

Fortschritt im Kampf gegen das Virus. Für die Lan-

desregierung und insbesondere für die federfüh-

rende Kollegin Carola Reimann hat deswegen die 

möglichst zügige Durchführung von Massenimp-

fungen bei uns in Niedersachsen hohe, absolute 

Priorität, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Natürlich wird das alles auch seine Zeit brauchen. 

Aber das sind eben echte Perspektiven. Wir sehen 

insoweit tatsächlich Licht am Ende des Tunnels. 

Ich möchte diese Perspektiven, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, am Ende meines Beitrages noch 

einmal ausdrücklich betonen. Die Stimmung in der 

Bevölkerung, aber auch bei uns hier im Landtag 

und, ehrlich gesagt, auch bei mir persönlich war, 

gelinde gesagt, schon einmal besser. Das ist auch 

sehr verständlich nach diesen langen Monaten der 

Einschränkungen, der Unsicherheit und auch der 

Sorge. Und dass aktuell trotz aller Anstrengungen 

die Infektionszahlen noch nicht so schnell sinken 

wollen, wie wir es uns alle wünschen, kommt noch 

dazu. 

Zur Wahrheit gehört auch, dass wir bis zum Ende 

des Winters noch eine anstrengende Zeit vor uns 

haben; darauf hat die Bundeskanzlerin völlig zu 

Recht hingewiesen. Wer irgendetwas anders sagt, 

streut den Leuten Sand in die Augen. Wir müssen 

jetzt die Infektionszahlen herunterbringen, und wir 

dürfen sie danach nicht wieder hochkommen las-

sen. Daran führt kein Weg herum. 

Aber dennoch: Zug um Zug, Stück für Stück, 

Schritt für Schritt werden wir im nächsten Jahr das 

Virus zurückdrängen und unser altes Leben auch 

wieder zurückgewinnen können. Dafür gibt es si-

chere Hinweise. 

Und noch etwas: Sie können jeden Maßstab wäh-

len, im internationalen Vergleich schneidet 

Deutschland bei der Bewältigung der Pandemie 

unverändert sehr gut ab. Die Zahl der Sterbefälle 

ist hoch. Wer wollte das bestreiten? Aber sie steht 

in keinem Verhältnis zu den Zahlen aus den ande-

ren Ländern. Die wirtschaftlichen Schäden sind 

immens. Wer wollte das bestreiten? Aber sie sind 

deutlich geringer als in vielen anderen Ländern. 

Die Einschränkungen belasten uns alle - und das 

stimmt auch -, aber sie sind wesentlich milder als 

in vielen anderen Ländern. 

Es besteht, liebe Kolleginnen und Kollegen, kein 

Grund, mit unseren Anstrengungen nachzulassen. 

Es besteht aber erst recht kein Grund, den Mut zu 

verlieren. Im Gegenteil: Wenn wir uns anstrengen 

und wenn wir uns jetzt noch mehr anstrengen, 

desto besser werden wir auch in das nächste Jahr 

kommen und wird für uns alle das nächste Jahr 

werden. Das ist meine wirklich feste persönliche 

Überzeugung. 

Legen wir jetzt das Fundament für ein gutes neues 

Jahr! Lassen Sie uns für dieses Ziel den Rest des 

Jahres gemeinsam noch einmal hart arbeiten! 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Starker, lang anhaltender Beifall bei 

der SPD und starker Beifall bei der 

CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Ich danke Ihnen, Herr Ministerpräsident, für die 

Abgabe der Regierungserklärung. 

Ich stelle fest: Die Regierungserklärung hat 25 

Minuten gedauert. Das bedeutet, dass für die fol-

gende Aussprache die beiden großen Fraktionen 

vereinbarungsgemäß ebenfalls je 25 Minuten er-

halten. Für jede der beiden kleinen Fraktionen 

ergibt sich eine Redezeit von jeweils 17 Minuten. 

Jedes fraktionslose Mitglied des Hauses, das sich 

zu Wort meldet, erhält eineinhalb Minuten Rede-

zeit. 

Nun beginnen wir mit der Besprechung. 

Das Wort hat die Vorsitzende der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen. Frau Hamburg, bitte! Sie haben 

das Wort. 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Ministerpräsident, Sie haben zweifellos recht: 

Die Zahlen sind viel zu hoch. Dementsprechend 
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hat sich in unserer Fraktion nach der Bund-Länder-

Konferenz große Ernüchterung breitgemacht; denn 

in Ihrem Plan ist nichts, wirklich gar nichts von 

einer mittelfristigen, langfristigen, vorausschauen-

den Strategie zu erkennen. Aber diese braucht 

unsere Bevölkerung, damit sie durchhält, liebe 

Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Ja, wir alle sind erleichtert, dass der exponentielle 

Anstieg tatsächlich gestoppt wurde. Sie haben 

aber auch deutlich gemacht, Herr Ministerpräsi-

dent, dass das Plateau der Infektionszahlen, auf 

dem wir uns bewegen, viel zu hoch ist. Damit dür-

fen wir uns nicht zufriedengeben. Wenn Sie sagen, 

Sie wollen das nicht akzeptieren, Herr Ministerprä-

sident, heißt das letzten Endes auch, dass Sie 

Maßnahmen definieren müssen, die geeignet sind, 

diese Zahlen wieder zu senken. 

Die von Ihnen vorgegebenen Maßnahmen, die 

ausschließlich auf das Private abzielen, werden 

aber nicht ausreichen, um 75 % der Kontakte zu 

unterbinden. Wir müssen insbesondere im öffentli-

chen Raum - bei den Bussen, bei den Bahnen, in 

den Schulen, in den Kitas und auch in der Arbeits-

welt - dafür sorgen, dass Hygienemaßnahmen und 

Abstände eingehalten und Kontakte deutlich redu-

ziert werden. Hier dürfen Sie sich nicht länger 

wegducken, lieber Herr Ministerpräsident! 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung von Horst Kortlang [FDP]) 

Wenn wir wollen, dass sich an Weihnachten viele 

Menschen treffen können, müssen wir die Zahlen 

vorher deutlich stärker senken, als es bisher in 

Aussicht genommen wurde. Sie haben recht: Es 

kommt hierbei auf jeden an. Trotzdem, Herr Minis-

terpräsident: Appelle reichen an dieser Stelle nicht 

aus. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Sehr wahr!) 

Wir haben von Anfang an gesagt: Die Maßnahmen 

müssen deutlich verständlich sein. Hier möchte ich 

Sie einmal loben: Ihre Verordnung wird tatsächlich 

immer besser. Dass Sie die Lastwagenfahrer in 

den Blick nehmen und diese künftig wieder an den 

Raststätten essen dürfen, ist ausnahmslos richtig. 

Dass Sie jetzt die Daten aus Restaurants aus-

schließlich mit Blick auf Quarantänemaßnahmen 

und für die Kontaktnachverfolgung nutzen und 

nicht mehr auch für die Polizei nutzbar machen 

wollen - was meine Kollegin Susanne Menge im-

mer kritisiert hat -, ist absolut richtig. Insofern ist es 

positiv, dass Sie hier nachsteuern.  

Ich fand es übrigens auch sehr positiv, dass es 

letzte Woche eine Sitzung des Sozialausschusses 

gab, in der wir den Entwurf der Verordnung durch-

gehen konnten. Von da haben Sie mitgenommen, 

dass die Übernachtungsfrage mit Blick auf Weih-

nachten noch längst nicht gelöst ist. Sie haben 

angekündigt, auch hier nachzusteuern. Das be-

grüßen wir sehr. 

Schade ist, dass Sie aus dem Ausschuss nicht 

auch die Anregung mitgenommen haben, die Re-

gelungen für die Jugendbildung und die Heim-

volkshochschulen zu verdeutlichen, damit es hier 

keinen Wildwuchs mehr gibt. 

Das zeigt aber deutlich: In der parlamentarischen 

Beteiligung, liebe Kolleginnen und Kollegen, liegt 

eine absolute Stärke und keine Schwäche. Des-

wegen muss sie ausgebaut werden! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Es ist wirklich bedauerlich, dass SPD und CDU 

das immer noch nicht in Gänze so sehen und auch 

einen gesetzlichen Rahmen für unser Parlament 

verweigern. Wir brauchen hier endlich Rechtssi-

cherheit, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP - Widerspruch von Jens Nacke 

[CDU] - Wiard Siebels [SPD]: Wir 

brauchen erst mal eine Vereinba-

rung!) 

Schnell können solche Fragen auch zu einem Bu-

merang werden. Der Kollege Toepffer hat in einer 

Pressemitteilung vor dem November-Plenum laut 

getost: „Wo bleiben denn die Vorschläge der Op-

positionsfraktionen? Wenn wir etwas entscheiden 

sollen, brauchen wir auch Vorschläge!“ 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Jetzt hat 

er ganz viele! - Jens Nacke [CDU]: 

Wir kriegen keine Antwort auf unsere 

Vorschläge!) 

So schnell kann das gehen, Herr Toepffer. Stellen 

Sie sich das vor: Seit dem Frühjahr stehen wir hier 

jedes Mal und machen Vorschläge. 

(Wiard Siebels [SPD]: Die sagen aber 

nichts!) 

Die Landesregierung hat im November in einigen 

Bereichen auch reagiert. Es gibt jetzt endlich Gel-
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der für die Entzerrung der Schülerverkehre. Es gibt 

endlich einen Stufenplan für die Schulen. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Wir haben 

es als erste gefordert! - Gegenruf von 

Petra Emmerich-Kopatsch [SPD]) 

Es gibt Investitionsmittel für Hygienemaßnahmen 

an den Schulen. Und es gibt eine Entschädigung 

für den Eintritt ins Szenario B. All das war vor dem 

November nicht selbstverständlich. Wir haben das 

seit dem Frühjahr gefordert, liebe Kolleginnen und 

Kollegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Wider-

spruch bei der SPD) 

Aber im November-Plenum haben wir auch eine 

ganze Reihe von Anträgen eingebracht, die wir 

hätten gern sofort abstimmen lassen. Und was 

haben Sie getan? - Sie haben sie mit dem Hinweis, 

sie müssten noch mal beraten werden, in die Aus-

schüsse überwiesen. 

(Zuruf von der SPD: Die waren ja 

auch schlecht! - Weiterer Widerspruch 

von der SPD) 

Was haben Sie dann im Sozialausschuss ge-

macht? - Da haben Sie sie ohne Beratung abge-

lehnt, liebe Kolleginnen und Kollegen. Das schlägt 

dem Fass ehrlich gesagt den Boden aus! Das ist 

absolut unzumutbar! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP - Johanne Modder [SPD]: Nein, 

ohne Beratung stimmt nicht! - Wider-

spruch von Dirk Toepffer [CDU]) 

Der einzige Vorteil daran ist, Herr Toepffer, dass 

Sie heute darüber abstimmen können. Heute kön-

nen Sie entscheiden. Sie können entscheiden, ob 

wir Zoos und Tierparks öffnen, damit die Außenflä-

chen endlich nutzbar gemacht werden; denn viele 

Menschen treffen sich auf den gleichen fünf We-

gen an den Seen oder stapeln sich in den Parks. 

Dabei haben wir Tierparks und Zoos. Auch dort 

sollen die Leute hingehen können. Wir wollen sie 

deswegen zum Spazierengehen öffnen. 

Sie haben entschieden, dass Sie heute noch nicht 

darüber abstimmen wollen, ob die Bibliotheken 

öffnen können. Das ist ein riesiger Fehler, liebe 

Kolleginnen und Kollegen. Die Kinder und Jugend-

lichen müssen in die Büchereien gehen und sich 

Bücher ausleihen können! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP - Frauke Heiligenstadt [SPD]: 

Was denn nun: öffnen oder Zahlen 

runterbringen?) 

Sie stimmen heute u. a. darüber ab, ob wir die 

Gewerbeaufsichtsämter und die Ordnungsämter 

verstärken wollen; denn letztlich ist eine Vorgabe 

doch nur so gut, wie sie kontrolliert werden kann, 

liebe Kolleginnen und Kollegen. Da müssen die 

Kommunen personell unterstützt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auch weitere Fragen bringen wir hier immer wieder 

an. Frau Kollegin Menge weist beispielsweise im-

mer wieder darauf hin, dass wir uns bei einem so 

lange andauernden Lockdown überlegen müssen, 

wie wir mit dem Thema Sport umgehen; denn wir 

müssen doch unsere Gesundheit erhalten. Wir 

müssen doch fit bleiben. Wir brauchen auch einen 

Ausgleich - gerade, wenn wir soziale Kontakte 

reduzieren. Hier müssen wir den Sport in den Blick 

nehmen. 

Wir haben auch sehr viel über das Thema Schulen 

geredet. Herr Ministerpräsident, ich möchte Ihnen 

deutlich sagen: Wenn Sie immer die Zahl 80 % 

bemühen, dann ignorieren Sie, dass viele Fälle an 

den Schulen darin nicht enthalten sind. Denn in 

diesen 80 % sind nur diejenigen Fälle enthalten, in 

denen die Gesundheitsämter Quarantänemaß-

nahmen verfügt haben. Alle anderen Fälle sind 

nicht in Ihrer Statistik; sie tauchen nicht auf. 

Es ist ein riesiges Problem - das wir seit Längerem 

ansprechen -, dass die Gesundheitsämter noch 

immer das Nadelöhr für Maßnahmen an den Schu-

len sind. Ich würde mir ja wünschen, dass das, 

was Sie ausgeführt haben, letzten Endes Wirklich-

keit wird: dass ein Infektionsfall und eine Inzidenz 

von 100, Herr Ministerpräsident, dazu führt, dass 

ins Szenario B gewechselt wird. Das ist aber nicht 

so. Da haben Sie einfach Ihre Verordnung nicht 

gelesen und etwas Falsches behauptet. Vielleicht 

ändern Sie sie in diese Richtung. Das wäre hilf-

reich. 

Denn derzeit muss der Schulleiter noch darauf 

warten, dass das überlastete Gesundheitsamt eine 

Quarantänemaßnahme an der Schule verfügt. 

Vorher passiert an den Schulen gar nichts. Und 

das dauert zum Teil bis zu einer Woche. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Johanne 

Modder [SPD]: Das stimmt nicht!) 

- Natürlich, Frau Modder, das stimmt. Ich kann 

gern in einer Reaktion auf Ihren Redebeitrag 
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nachher die betreffende Stelle in der Verordnung 

vorlesen. Das ist überhaupt kein Problem. 

(Johanne Modder [SPD]: Sie wissen, 

dass das vor Ort anders läuft!) 

Es muss auch weitergehen. In der Verordnung 

müssen klare Szenarien beschrieben werden - so 

wie Berlin es tut -, die ohne Gesundheitsämter 

funktionieren, damit die Schulleitungen in die Lage 

versetzt werden, eigenständig zu handeln. Darum 

muss es am Ende gehen, damit wir schnell agieren 

können. 

(Wiard Siebels [SPD]: Ob Berlin so 

ein Musterbeispiel ist?) 

Es ist nicht so, dass die AHA-Prinzipien - Abstand, 

Hygienemaßnahmen und Alltagsmaske - in den 

Schulen heruntergebrochen werden. Auch das 

brauchen wir bei steigenden Infektionszahlen an 

unseren Schulen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Zustimmung von Christian Meyer 

[GRÜNE]) 

Was das hochgepriesene Budget von 20 Millionen 

Euro angeht, von dem Sie hier sprechen: Liebe 

Kolleginnen und Kollegen, das sind 6 500 Euro pro 

Schule für das nächste halbe Jahr. Damit können 

Sie noch nicht einmal für alle Kolleginnen und Kol-

legen FFP-2-Masken für dieses halbe Jahr besor-

gen. Es reicht vorne und hinten nicht aus. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zu den 25 Millionen Euro für die Stellen: Herr Mi-

nisterpräsident, da müssen Sie auch betonen, 

dass es hier um 450-Euro-Stellen geht. Das sind 

pro Schule anderthalb 450-Euro-Stellen. Inwiefern 

ist das eine Entlastung der Schulen und eine Mög-

lichkeit, größeren Abstand zu schaffen? Das wird 

mitnichten die erhoffte Wirkung entfalten. Dass 

dann auch noch die Landesschulbehörde gesagt 

hat, das sei rechtlich so gar nicht umsetzbar, ist 

der Gipfel mit Blick auf diese Maßnahme. Gut ge-

wollt ist am Ende halt nicht gut gemacht! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich finde es gut, dass Sie jetzt sagen, wann das 

Szenario B flächendeckend greift. Ich persönlich 

finde aber - so wie auch die Kollegin Wulf -, dass 

ein Handeln ab einer Inzidenz von 200 deutlich zu 

spät kommt.  

Ich finde es übrigens auch fatal, dass Sie die 

Grundschulen aus dem ganzen Thema herauslas-

sen. Auch an Grundschulen muss es mehr Infekti-

onsschutzmaßnahmen geben. Wir sind uns einig, 

dass es da keine leichten Lösungen gibt. Aber 

deswegen gar nicht erst anzufangen, Lösungen zu 

suchen, ist absolut fatal, liebe Kolleginnen und 

Kollegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dass Sie den Kitas hier danken, Herr Ministerprä-

sident, sie aber seit Monaten überhaupt nicht aus-

reichend im Blick haben, was die Hygienemaß-

nahmen angeht, ist wirklich unzureichend; denn 

sie sagen uns bei unseren Vor-Ort-Terminen, sie 

fühlten sich grundsätzlich zu wenig gehört. Wid-

men Sie sich also auch den Kitas und leisten Sie 

Ihrer Anerkennung auch durch Regelungen zum 

Hygienebereich Folge! 

Sie haben hier heute zu den Fragen rund um die 

Berliner Beschlüsse groß und klar Haltung gezeigt 

und noch mal ordentlich was von Frau Merkel ein-

gefordert.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Wer re-

giert denn da eigentlich?) 

Inhaltlich sind wir da vollkommen Ihrer Meinung. 

Aber handeln Sie doch auch einmal, was Ihren 

Verantwortungsbereich angeht, deutlich konse-

quenter! 

Nehmen wir den Bereich der Kulturschaffenden, 

der Kreativwirtschaft und der Novemberhilfen. Die 

Novemberhilfen sollen jetzt kommen. - Von 

„schnell kommen“ kann hier schon mal nicht die 

Rede sein, und sie sind immer noch viel zu büro-

kratisch. Viele werden letzten Endes von diesen 

November-Hilfen nicht profitieren. 

Was ist mit all diesen Bereichen eigentlich im Ja-

nuar, Herr Ministerpräsident? Was sind Ihre Ant-

worten darauf? Was sind Ihre Antworten für die 

Kreativwirtschaft für das kommende halbe Jahr? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Offensichtlich ist der Unternehmerlohn derzeit vom 

Tisch. Was heißt das für uns hier in Niedersach-

sen? Werden Sie jetzt wie Baden-Württemberg 

und Berlin vorangehen und einen Unternehmer-

lohn hier einführen, bis der Bund ihn zahlt, damit 

diese Menschen auch im nächsten halben Jahr, 

wenn sie von Einschränkungen betroffen sind, 

abgesichert sein werden? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Werden Sie der Veranstaltungsbranche Sicherhei-

ten geben? Viele Veranstalter bekommen über-

haupt keine Versicherungen mehr. Hat das Land 
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Niedersachsen hier Antworten, damit diese Veran-

stalter abgesichert sind?  

Und was ist Ihre Antwort, wenn die Insolvenzmel-

dungen ab Januar wieder laufen? Mir graust vor 

der Erkenntnis, wie viele Unternehmen dann plötz-

lich in die Insolvenz gehen.  

Ein anderer Bereich, dem Sie sich viel zu wenig 

widmen, obwohl wir, Herr Toepffer, hier seit Mona-

ten entsprechende Forderungen erheben, sind die 

Kommunen. Im Haushalt für 2021 haben Sie kei-

nerlei zusätzliche Mittel für die Kommunen vorge-

sehen. Herr Ministerpräsident, das ist fahrlässig! 

Wir wissen, dass wir die Kommunen handlungsfä-

hig halten müssen; wir wissen schon heute, dass 

wir ihnen Geld geben müssen. Also ermöglichen 

Sie Ihnen Planung, und geben Sie ihnen schon 

jetzt zuverlässig dieses Geld! 

(Beifall bei den GRÜNEN -Dirk Toepf-

fer [CDU]: Wie viel?) 

Denn was passiert am Ende, wenn wir die Gewer-

besteuerausfälle im nächsten Jahr nicht kompen-

sieren? Was passiert am Ende, wenn wir den 

Kommunen die vielen Kosten nicht ausgleichen? 

Am Ende geht das zulasten der sozialen Infrastruk-

tur, liebe Kolleginnen und Kollegen. Es geht zulas-

ten der Schwimmbäder und der Kultur. Genau das 

dürfen wir nicht zulassen, liebe Kolleginnen und 

Kollegen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Und schließlich: Wir fordern auch seit Monaten 

eine langfristige Strategie. Sie waren die Ersten, 

die ein Ampelsystem für Lockerungen auf den Weg 

gebracht haben. Wo ist denn das Ampelsystem für 

die Verschärfungen, Herr Ministerpräsident? Es ist 

doch für uns alle wichtig, zu wissen: Die Infekti-

onszahlen sind so und so hoch, das bedeutet für 

meinen Landkreis, für meine Gemeinde dies oder 

jenes. - Genau das wird am Ende für mehr Akzep-

tanz sorgen.  

Noch einmal zusammengefasst:  

Wir fordern einen Stufenplan für den Umgang mit 

Corona anhand von Infektionszahlen, Inzidenzen 

und Krankenhauskapazitäten, der nachvollziehbar 

ist sowohl mit Blick auf Verschärfungen als auch 

auf Lockerungen für alle relevanten Bereiche.  

Wir fordern eine gesetzliche Grundlage und eine 

konsequente parlamentarische Beteiligung, weil 

sie die Verordnungen nur besser machen.  

Wir fordern mehr Infektionsschutz auch an den 

Schulen und Kitas sowie in der Arbeitswelt, um die 

Zahlen aktiv zu senken.  

Wir fordern eine massive Ausweitung der Teststra-

tegie und das Abfedern der sozialen Härten sowie 

eine finanzielle Absicherung der Kommunen.  

Und wir fordern, dass man den Familien, wenn sie 

denn betroffen sind, Absicherung und Planungssi-

cherheit gibt.  

Ich hoffe sehr, dass ich alle diese Punkte bei der 

nächsten Regierungserklärung nicht wieder aufru-

fen muss und dass Sie, Herr Toepffer, jetzt wahr-

genommen haben, dass wir seit Monaten sehr viel 

vorlegen. Dem könnten Sie gut einmal zuhören 

und mit uns gemeinsam handeln.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Es folgt nun die Vor-

sitzende der SPD-Fraktion, Frau Modder. Sie ha-

ben das Wort. Bitte! 

Johanne Modder (SPD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Frau Hamburg, nur zwei 

kleine Anmerkungen zu Ihrer Rede:  

Erstens. Sie müssen sich schon entscheiden: Auf 

der einen Seite sagen Sie, dass auch Sie für Kon-

taktbeschränkungen sind, die Zahlen viel zu hoch 

sind und wir handeln müssen. Auf der anderen 

Seite zählen Sie eine Vielzahl von Lockerungen 

auf, die genau dem entgegenstehen.  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Weil es 

plausibel sein muss!) 

Entweder Sie wollen, dass die Zahlen runtergehen, 

oder Sie wollen lockern. Beides zusammen geht 

nicht.  

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Zweitens. Frau Hamburg, ich war - blöderweise 

oder Gott sei Dank - im Sozialausschuss dabei, als 

Ihre Anträge behandelt wurden. Sie sind nicht ein-

fach ohne Debatte abgestimmt worden, sondern 

sie sind durchaus besprochen worden. Nur konn-

ten Sie sich nicht entscheiden, ob Sie gleich dar-

über abstimmen oder ob Sie sie weiterberaten 

wollten. Das ist das, was im Sozialausschuss pas-

siert ist. Bleiben Sie hier bitte bei der Wahrheit!  
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(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, ich will meine eigentli-

che Rede mit einem Dankeschön beginnen. Ein 

herzliches Dankeschön an all die Menschen rich-

ten, die seit Monaten die Corona-Maßnahmen 

mittragen! Ich betone ausdrücklich, dass sich die 

überwiegende Mehrheit in unserem Land solida-

risch und verantwortungsbewusst zeigt und damit 

einen erheblichen Beitrag dazu leistet, dass der 

dramatische exponentielle Anstieg bei den Neuin-

fektionen abgebremst werden konnte. Und ich 

verstehe den Frust, die Wut und auch die Traurig-

keit dieser Menschen sehr gut, wenn sie sehen, 

wie fahrlässig und verantwortungslos andere mit 

dieser Situation umgehen und nicht nur sich sel-

ber, sondern auch andere, aber vor allen Dingen 

auch den gemeinsamen Erfolg bei der Bekämp-

fung der Pandemie gefährden.  

Meine Damen und Herren, seit dem 2. November 

gilt der sogenannte Lockdown Light, womit erneut 

harte Einschränkungen verbunden sind. Aufgrund 

der uns vorliegenden Zahlen wissen wir: Der dra-

matische Anstieg der Neuinfektionen konnte damit 

zwar abgebremst, aber leider nicht umgekehrt 

werden. Die Zahlen sind leider immer noch viel zu 

hoch. Es ist daher folgerichtig, den Teil-Lockdown 

zu verlängern und weitere Einschränkungen zu 

beschließen.  

Die Beschlüsse der Regierungschefinnen und 

-chefs mit der Frau Bundeskanzlerin und dem 

Bundeskabinett vom vergangenen Mittwoch über 

weitere Maßnahmen zur Eindämmung des 

Coronavirus sind aus unserer Sicht nachvollzieh-

bar, verhältnismäßig und in der aktuellen Situation 

auch angemessen. Ich möchte deshalb gleich zu 

Beginn meiner Rede sagen, dass meine Fraktion, 

die SPD-Fraktion, hinter diesen Maßnahmen steht.  

Meine Damen und Herren, in den vergangenen 

Monaten haben wir immer wieder darüber disku-

tiert, wie das Parlament in dieser Pandemie besser 

eingebunden werden kann. Die Abstimmung im 

Deutschen Bundestag zum Dritten Bevölkerungs-

schutzgesetz hat dafür die richtige und, ich glaube, 

auch eine gute rechtliche Grundlage gelegt. Ich 

finde, die aktuelle Verordnung wurde mit einer 

ausführlichen Begründung versehen. Und noch 

bevor die Verordnung in Kraft getreten ist, wurden 

wir darüber im Sozialausschuss nicht nur umfas-

send unterrichtet, sondern sind sie auch Artikel für 

Artikel durchgegangen. Ich glaube, das ist ein sehr 

gutes Beteiligungsverfahren. Und heute debattie-

ren wir darüber noch einmal in einer Sondersit-

zung.  

Eine kleine Randbemerkung, Frau Hamburg und 

Herr Dr. Birkner: Wir haben Ihnen - ich glaube, es 

ist schon ein paar Wochen her - die Vereinbarung 

zukommen lassen, die wir eigentlich miteinander 

abschließen wollten. Wir haben bis heute noch 

keine Rückmeldung von Ihnen.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Kann ich 

Ihnen gleich geben!) 

Warum eigentlich nicht? Wollen Sie die Vereinba-

rung nicht mehr, oder setzen Sie wirklich nur auf 

Öffentlichkeit? 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU 

- Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Viel-

leicht weil Sie keine gesetzliche 

Grundlage wollen!) 

Meine Damen und Herren, wer in letzter Zeit mit 

Pflegekräften gesprochen hat, wird schnell mer-

ken, dass die Situation in manchen Krankenhäu-

sern und Pflegeheimen äußerst angespannt ist. Es 

steigen nicht nur die Infektionszahlen, sondern es 

steigen auch die Zahlen der Patientinnen und Pa-

tienten in den niedersächsischen Krankenhäusern.  

Die Kanzlerin sprach in ihrer Regierungserklärung 

von einer „anhaltenden nationalen Kraftanstren-

gung“. Diese Kraftanstrengung hat dazu geführt, 

dass wir das Schlimmste bislang verhindern konn-

ten. Unser Gesundheitssystem ist momentan noch 

stabil und leistungsfähig. Doch darauf dürfen wir 

uns nicht ausruhen. Ein Blick in andere europäi-

sche Länder zeigt, wie schnell so etwas kippen 

kann.  

Mittlerweile haben wir in Niedersachsen - der Mi-

nisterpräsident hat darauf hingewiesen - 1 154 To-

desfälle zu beklagen. Diese Menschen sind an 

oder mit dem Coronavirus verstorben. Hinter die-

sen nackten Zahlen verbergen sich tragische Mo-

mente und traurige Geschichten. Auch hier bei uns 

in Niedersachsen trauern Menschen um verstor-

bene Angehörige und Freunde. Zahlreiche Men-

schen kämpfen heute noch mit den Folgen einer 

COVID-Erkrankung. Lassen Sie uns nicht verges-

sen, dass hinter jeder Zahl ein Schicksal steht!  

Ich will dazu kurz etwas schildern. Ich habe vor 

ungefähr 14 Tagen im Radio den Bericht einer 

Krankenschwester gehört. Sie erzählte von einer 

Patientin Ende 50, der man sagen musste, dass 

sie ins künstliche Koma versetzt werden muss. 

Diese Patientin hat dann gefragt, wie das funktio-
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niert, wie lange das dauert und was mit ihr pas-

siert. Das hat man ihr alles erklärt. Ihr letzter 

Wunsch war dann, sich von ihrem Mann und ihrer 

Familie verabschieden zu können, bevor sie ins 

Koma versetzt wird. - Wir dürfen in dieser Situation 

nie vergessen, dass es solche Schicksale gibt.  

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, unser Ziel muss des-

halb bleiben, dass die Gesundheitsämter wieder 

Kontakte nachverfolgen können, damit die unkon-

trollierte Verbreitung gestoppt wird. Und da ist nun 

mal die Inzidenzzahl von 50 ausschlaggebend. 

Denn erst bei einem Inzidenzwert von weniger als 

50 ist eine Rückverfolgung möglich und kann die 

Welle durchbrochen werden. Ich glaube, darauf 

sollten wir immer hinarbeiten, und Frau Hamburg, 

ich glaube, auch aus Ihrer Sicht müssten sich alle 

Strategien an dieser Zahl ausrichten.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Rich-

tig!) 

Meine Damen und Herren, die Vorschläge vom 

Bundesvorsitzenden der FDP, Christian Lindner, 

allerdings, wir sollten uns lieber auf die Risiko-

gruppen konzentrieren und weniger pauschale 

Regelungen treffen, halte ich für falsch und - se-

hen Sie es mir nach - auch für moralisch verwerf-

lich. Denn wie ich der Meldung entnommen habe, 

gehören in Deutschland 27 Millionen Menschen zu 

der sogenannten vulnerablen Gruppe. Sie alle 

verdienen natürlich unseren ganz besonderen 

Schutz. Aber 27 Millionen zu isolieren und von der 

Gesellschaft fernzuhalten - es gab ja unterschiedli-

che Vorstellungen, wie man das machen kann -, 

(Zuruf von der FDP: Das haben Sie 

nicht ganz verstanden!) 

kann und darf nicht unsere Antwort sein. 

(Beifall bei der SPD - Wiard Siebels 

[SPD]: So ist es! - Zuruf von Christian 

Grascha [FDP]) 

- Dann sind wir eben unterschiedlicher Auffassung 

über Ihre Strategie. 

Stattdessen brauchen wir Solidarität, Verantwor-

tungsbewusstsein und Rücksichtnahme. Nur so 

schaffen wir den Weg durch die Krise, ohne je-

manden zurückzulassen. 

Meine Damen und Herren, zur Wahrheit gehört 

aber auch, dass die Corona-Maßnahmen vielen 

Bürgerinnen und Bürgern eine Menge abverlangen 

und weitreichende Folgen haben. Wir haben hier 

des Öfteren darüber gesprochen. 

In den vergangenen Wochen und Monaten habe 

ich mit zahlreichen Bürgerinnen und Bürgern spre-

chen können, die um ihren Arbeitsplatz bangen, 

die besorgt sind, dass die Firma, für die sie arbei-

ten, Insolvenz anmeldet oder riesige Einsparungen 

vornehmen muss und dass sie am Ende in die 

Arbeitslosigkeit rutschen, ihren Kredit nicht mehr 

abbezahlen können und ihr Eigenheim oder ihre 

Wohnung zur Disposition steht und dass sie be-

sonders in diesen Krisenzeiten nur schwierig einen 

neuen Job finden werden. 

Die Corona-Krise bringt viele Unternehmen in gro-

ße Bedrängnisse. Trotz des verlängerten Kurzar-

beitergeldes wird es zu Kündigungen kommen. Ich 

glaube, das ist uns allen klar. 

Trotzdem - das sage ich hier ganz bewusst - dür-

fen sich Arbeitgeber und Unternehmen auch in 

dieser schwierigen Zeit nicht hinter der Corona-

Pandemie als möglicher Ausrede verstecken. 

(Beifall bei der SPD) 

Ja, wir befinden uns in einer Krise. Doch ich glau-

be, es gehört zur Wahrheit dazu, dass Stellenab-

bau in einer solchen Krisensituation auch immer 

sozialverträglich und in einer vernünftig gelebten 

Sozialpartnerschaft miteinander zu verhandeln ist.  

(Beifall bei der SPD) 

Mir ist bewusst, dass einige Branchen, wie z. B. 

die Gastronomie, die Hoteliers, die Tourismus-

branche, die Schausteller oder die Kulturschaffen-

den, momentan wohl die größte Bürde für unsere 

Gesellschaft auf ihren Schultern tragen. Sie müs-

sen mit enormen wirtschaftlichen Einschnitten 

leben und zum Teil Existenzängste aushalten. 

Umso wichtiger ist es, dass der Bund angekündigt 

hat - der Ministerpräsident ist vorhin darauf einge-

gangen -, dass die Novemberhilfen auch für den 

Dezember fortgeführt werden. Dieser Schritt ist 

auch deshalb so entscheidend, weil wir damit 

rechnen müssen, dass diese Maßnahmen viel-

leicht noch weit in den Januar hineinragen. Wir 

brauchen schnelle und unkomplizierte Lösungen, 

damit die Betroffenen nicht unter dieser Last zu-

sammenbrechen. 

Ich bin davon überzeugt, dass unser Kurs richtig 

ist, auch wenn sich Stimmen auch aus der Wis-

senschaft mehren, die Infektionszahlen könnten 

nur mit einem echten Lockdown heruntergebracht 

werden. Die Schulen und Kitas solange wie mög-
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lich offen zu halten, ist aus meiner Sicht richtig. 

Das Recht auf Bildung hat höchste Priorität. Die 

Schule ist nämlich nicht nur ein Ort des Lernens, 

sondern auch ein Ort des sozialen Miteinanders. 

Ohne Schule und Kita fehlt nicht nur den Eltern 

eine wichtige Betreuungsoption, sondern auch den 

Kindern und Jugendlichen ein bedeutender Be-

zugspunkt. Eine Schlagzeile aus der letzten Wo-

che spiegelt das wunderbar wider: „Wenn Krippen 

schließen, haben wir keine Krankenschwester 

mehr!“ 

Natürlich gilt aber auch hier, dass wir weiter das 

Infektionsgeschehen beobachten müssen. Die 

Hotspot-Strategie von Kultusminister Grant Hen-

drik Tonne halte ich für einen wichtigen Baustein. 

Diese Strategie schafft Klarheit und bietet einen 

nachvollziehbaren Plan, Schule und Infektions-

schutz in Einklang zu bringen. Das ist ein Balance-

akt, den wir unbedingt bewältigen müssen. 

Meine Damen und Herren, was wir nicht akzeptie-

ren dürfen, sind Lügen, falsche Informationen und 

absurde Vergleiche, die auf so mancher Demonst-

ration gestreut werden. Der offene und kritische 

Diskurs ist einer der Grundpfeiler unserer Demo-

kratie. Jeder und jede hat das Recht auf freie Mei-

nungsäußerung und natürlich ein Recht auf De-

monstration. Doch die vermehrten Holocaust-

Vergleiche von Corona-Leugnern darf unsere De-

mokratie nicht unwidersprochen hinnehmen. Wenn 

die Geschwister Scholl und Anne Frank für Nazi-

Rhetorik einiger Teilnehmer herhalten müssen, 

dann ist das beschämend und macht mich das 

wütend. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD, bei der 

CDU und bei den GRÜNEN) 

Die Toleranzgrenze ist eindeutig überschritten, 

wenn die aktuelle Situation mit der Machtergrei-

fung Hitlers verglichen wird. Wer Neonazis die 

Hand reicht, meine Damen und Herren, entzieht 

sich jeder demokratischen Diskussion. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU 

sowie Zustimmung von Stefan Wenzel 

[GRÜNE]) 

Das Coronavirus als Grippe herunterzuspielen und 

von „Impfpflicht“ und „Gleichschaltung“ zu spre-

chen, ist schlichtweg falsch. Die sogenannten Fake 

News sind besonders in dieser Phase dieser dra-

matischen Pandemie brandgefährlich. 

Aber ich bin auch der Meinung: Wir dürfen an die-

ser Stelle nicht immer nur über diejenigen spre-

chen, die sich nicht an Regeln halten und laut sind. 

Diejenigen, die mit breiten Schultern die Maßnah-

men und Einschränkungen mittragen, dürfen nicht 

die Leidtragenden sein. Ihnen sind wir es schuldig, 

dass die Corona-Regeln in diesem Land eingehal-

ten werden. Auch bei Maskenverweigerern in der 

Innenstadt oder unvernünftigen Party-Veranstal-

tern sollten und müssen die Corona-Regeln einge-

halten werden.  

Meine Damen und Herren, besonders die nahen-

den Weihnachtstage haben der Diskussion um 

Einschränkungen und Lockerungen noch einmal 

einen emotionalen Anstrich gegeben. Weihnachten 

ist ein Fest der Familie, eine Zeit des Zusammens-

eins. Natürlich wollen die Menschen in diesem 

Land vor allem in dieser schweren Zeit, auch wenn 

sie schon so lange auf diese Begegnungen ver-

zichtet haben, besonders zu Weihnachten zusam-

menkommen. Dafür habe ich vollstes Verständnis. 

Natürlich dürfen auch Angehörige von Risikogrup-

pen sowie Bewohnerinnen und Bewohner von 

Alten- und Pflegeheimen nicht einsame Weihnach-

ten erleben müssen. Allerdings bedeutet das 

auch - das ist das Risiko dabei, wenn wir zu Weih-

nachten und Silvester lockern -, dass dann auch 

immer das gewisse Risiko mitschwingt. Deswegen 

ist es, glaube ich, richtig, dass wir hier noch einmal 

ausdrücklich darauf hinweisen, Vernunft walten zu 

lassen und sich zu besinnen, ob es nicht vielleicht 

besser ist, auch die Liebsten nicht in Gefahr zu 

bringen und doch etwas Abstand zu halten. 

Ich finde es richtig, dass wir auch das Thema 

Weihnachten im Sozialausschuss im Zusammen-

hang mit der neuen Verordnung explizit bespro-

chen haben, weil auch die Übernachtung zu Weih-

nachten vielleicht eine ganz besondere Herausfor-

derung darstellt. 

Meine Damen und Herren, diese Zeiten sind ohne 

Zweifel hart und stellen uns beinahe täglich vor 

neue schwierige Herausforderungen. Doch wenn 

ich mir die Fortschritte in der Impfstoffforschung 

anschaue, gibt es durchaus berechtigte Hoffnun-

gen. Der Chef der Weltgesundheitsorganisation 

sprach vor wenigen Tagen von einem Licht am 

Ende des Tunnels. 

Es stimmt, die Corona-Impfungen sind eine riesige 

Herausforderung. Diese gut zu meistern, muss 

höchste Priorität haben. Die Landkreise sind dabei, 

die Impfzentren einzurichten. Ich glaube, dass das 

Einladungsverfahren und die Logistik eine große 

Herausforderung für uns darstellen. Ich hoffe 

ebenso wie viele andere Menschen, dass wir ziem-

lich schnell mit den Impfungen anfangen können. 
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Man muss aber die Erwartungshaltung ein biss-

chen bremsen. Der Ministerpräsident hat darauf 

hingewiesen: Auch wenn jetzt eine Charge von 

500 000 Impfdosen kommt und eine zweite Imp-

fung nötig ist, können im Moment gesichert erst 

einmal 250 000 Menschen geimpft werden. Wir 

hoffen, dass dann möglichst schnell weiterer Impf-

stoff kommt, sodass wir dann zur Massenimpfung 

übergehen können. Wenn man sich das vorstellt - 

im Sozialausschuss ist das sehr einleuchtend dar-

gestellt worden -: Da liegt wirklich eine riesige Her-

ausforderung vor uns.  

Ich will das aber mit dieser Hoffnung verbinden 

und diese Hoffnung auch schöpfen. Wir sollten sie 

nicht aufgeben und auch mit Rücksichtnahme und 

Zusammenhalt durch diese Krise kommen. Beson-

ders in dieser Adventszeit sollten wir das Fünk-

chen Hoffnung am Himmel, dass wir mit einem 

Impfstoff ein besseres Jahr 2021 erleben werden, 

in den Vordergrund stellen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 

der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Modder. - Es folgt nun 

für die FDP-Fraktion Herr Fraktionsvorsitzender 

Dr. Birkner. Bitte! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, Sie 

haben in Ihrer Regierungserklärung ausgeführt, 

dass Sie sich nicht in der Lage sehen, eine nach-

haltigere Strategie zum Umgang mit der Corona-

Pandemie vorzulegen, und dass Sie die Verläss-

lichkeit, die auch Sie für erforderlich halten, für 

nicht herstellbar halten. Das sehen wir ausdrück-

lich anders! 

Wir haben bereits in der letzten Plenarsitzung hier-

zu entsprechende Eckpunkte dargestellt, über die 

wir dringend eine intensive Debatte führen müs-

sen, damit wir endlich zu einer verlässlicheren und 

nachhaltigeren Corona-Strategie kommen. 

Herr Ministerpräsident, Sie selbst sagen: Die Infek-

tionszahlen wollen und dürfen wir nicht wieder 

hochkommen lassen. - Das ist ja richtig. Aber 

dann, wenn Sie diesen Anspruch und dieses Ziel 

selbst formulieren, wenn Sie davon ausgehen, 

dass die jetzigen Maßnahmen dazu führen, dass 

die Infektionszahlen sinken und dass man sie dann 

im Januar - das ist vermutlich der Zeitraum, in dem 

man das nächste Mal darüber reden muss - nicht 

wieder hochkommen lassen darf, stellt sich doch 

heute schon die Frage: Wie soll das konkret ge-

schehen? - Dazu hätten Sie hier und heute in der 

Regierungserklärung sagen müssen, was für Sie 

die Punkte sind, wie eine solche Strategie ausse-

hen kann. Wenigstens Eckpunkte! Was Sie heute 

geliefert haben, war dafür viel zu wenig. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 

bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, für uns als Freie Demo-

kraten sind Bestandteile einer solchen nachhalti-

gen Strategie zur Bekämpfung der Corona-

Pandemie, dass wir erstens nachvollziehbare Re-

geln haben, die auch auf Eigenverantwortung set-

zen. Das heißt nicht, dass man gänzlich auf Re-

geln verzichten kann. Aber Eigenverantwortung 

und Einsicht durch Nachvollziehbarkeit sind we-

sentliche Elemente, damit Bürgerinnen und Bürger 

gerade in einer freiheitlichen Gesellschaft auch 

davon überzeugt sind, dass das, was sie tun sol-

len, richtig ist. Das steigert doch die Akzeptanz 

solcher Regelungen! Diesem Anspruch genügen 

Sie, wenn Sie sich die Begründungen - dankens-

werterweise liegen sie jetzt vor - anschauen, in 

vielen Punkten eben nicht; denn Sie können nicht 

begründen, warum Sie im exakten Einzelfall diese

Regelungen vorsehen. Das sollte für Sie ein Prüf-

punkt sein, um besser zu werden. 

Der zweite Punkt, der für uns wichtig ist: Wir brau-

chen differenzierte Regelungen. Wir haben das 

heute schon von Oberbürgermeister Klingebiel in 

den Zeitungen lesen können, dass auch auf der 

kommunalen Ebene für mehr Differenzierung, für 

mehr Nachvollziehbarkeit geworben wird und dass 

das, was insbesondere im Schulbereich passiert, 

offensichtlich nicht mehr nachvollziehbar ist und 

vor Ort mittlerweile ganz anders gehandhabt wird. 

Also mehr Differenzierung und weniger pauschale 

Regelungen! 

(Beifall bei der FDP) 

Wir brauchen drittens - auch dazu haben Sie leider 

nichts gesagt - Aussagen, wie es mit der Stärkung 

des öffentlichen Gesundheitsdienstes und des 

Gesundheitswesens insgesamt aussieht. Insbe-

sondere auf den öffentlichen Gesundheitsdienst 

möchte ich eingehen; denn diese Zahl von 50, 

Frau Modder, die Sie zu Recht genannt haben und 

die auch in den Beschlüssen immer wieder ge-

nannt wird, die als derzeitige Grenze für die Nach-

verfolgbarkeit gesehen wird, können wir durch eine 
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Stärkung des Gesundheitsdienstes beeinflussen. 

Was ist leistbar? Wie steht es tatsächlich um den 

öffentlichen Gesundheitsdienst in Niedersachsen? 

Was ist aus den Versprechungen und Verpflich-

tungen der Landesregierung geworden, die man 

gemeinsam mit den anderen Ministerpräsidentin-

nen und -präsidenten getroffen hat, den öffentli-

chen Gesundheitsdienst zu stärken? - Davon hö-

ren wir nichts! Dazu sagt der Ministerpräsident 

nichts, obwohl es doch ein wichtiger Eckpfeiler 

einer solchen Strategie wäre. 

(Beifall bei der FDP) 

Viertens zum Schutz der besonders verletzlichen 

Gruppen: Ja, Frau Modder, das ist unsere Auffas-

sung. Das ist nicht die persönliche Auffassung von 

Christian Lindner. Das ist die Auffassung der FDP, 

und zwar hier im Niedersächsischen Landtag und 

bundesweit. Wir sind der Auffassung, dass wir eine 

Strategie zum Schutz der besonders verletzlichen 

Gruppen brauchen, 

(Johanne Modder [SPD]: Also isolie-

ren!) 

die nicht auf die Isolation dieser Gruppen aus ist. 

Frau Modder, eines will ich Ihnen mal sagen: Sie 

nehmen für sich in Anspruch, dass man den Dis-

kurs nicht durch irgendwelche schrägen Theorien 

vergiften darf. Indem Sie sich aber hier hinstellen 

und mit einer moralischen Überheblichkeit 

(Wiard Siebels [SPD]: Überheblich-

keit?) 

einen konstruktiven Vorschlag, den man diskutie-

ren können muss, ohne dass er gleich moralisch 

diskreditiert wird, 

(Wiard Siebels [SPD]: Unglaublich!) 

verwerfen, tun Sie genau das. Sie schädigen den 

demokratischen und offenen Diskurs!  

(Zuruf von der SPD) 

- Ich kann Ihnen sehr genau sagen, was Sie ge-

sagt haben! 

(Beifall bei der FDP - Zuruf von Wiard 

Siebels [SPD]) 

- Herr Siebels, Sie brauchen gar nicht zu versu-

chen, mich niederzuschreien. 

Moralisch verwerflich! - Wir können die Diskussion 

so führen. Aber lassen Sie uns doch bitte davon 

ausgehen - mein Petitum -: Nicht alles, was Sie 

tun, ist richtig. 

(Johanne Modder [SPD]: Das habe 

ich nicht gesagt!) 

Nicht alles, was Sie tun, hat den Anspruch, perfekt 

zu sein. 

(Ulrich Watermann [SPD]: Das gilt für 

die FDP genauso!) 

- Ja, natürlich! Natürlich! Ich stelle mich der Dis-

kussion. Ich bin hier nicht überheblich und sonst 

was. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben ganz konkrete Vorschläge, Herr Kolle-

ge, über die wir in eine sachliche Diskussion ein-

treten wollen. Ich spreche Ihnen die moralische 

Legitimität nicht ab. Ich akzeptiere die Ziele, die 

Sie verfolgen. Ich schätze sie sogar, weil die Ziele 

identisch sind. Wenn Sie aber auf der anderen 

Seite sagen, diese eine Forderung sei moralisch 

verwerflich, schädigen Sie den Diskurs. 

(Johanne Modder [SPD]: Nein, Sie 

isolieren die Menschen!) 

Damit entziehen Sie sich ihm sozusagen. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Dieses Verhalten, diese 

mangelnde Diskursfähigkeit auch hier im Nieder-

sächsischen Landtag wird mir aus der Öffentlich-

keit sehr intensiv gespiegelt. Mir wird immer wieder 

gesagt: Herr Birkner, endlich sagen Sie mal Dinge, 

auch wenn Sie dafür angefeindet werden, weil sie 

im parlamentarischen Diskurs offensichtlich nicht 

mehr unbefangen gesagt werden können. 

(Johanne Modder [SPD] und Wiard 

Siebels [SPD]: Abenteuerlich!) 

Wir werden das auch weiterhin tun. 

(Beifall bei der FDP - Johanne Mod-

der [SPD]: Man darf Sie nicht kritisie-

ren!) 

- Doch, man darf mich kritisieren. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Einen Moment, bitte, Herr Dr. Birkner! - Bitte keine 

Dialoge! Die SPD-Fraktion hat noch neun Minuten 

Redezeit. Das heißt, Sie können jederzeit auf 

Herrn Dr. Birkner reagieren. - Bitte fahren Sie fort! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. 
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Der Ministerpräsident hat auch darauf hingewie-

sen - übrigens ein Baustein unserer Strategie zum 

Schutz der besonders verletzlichen Gruppen -, 

dass man Schnelltestungen gerade für Pflegehei-

me, für Krankenhäuser und ihre Besucher vorse-

hen muss. Zumindest habe ich es so verstanden. 

Herr Ministerpräsident, und dann haben Sie ge-

sagt: Sie sind froh darüber, dass der Arztvorbehalt 

aufgehoben worden ist. - Ja, natürlich! Aber es 

muss doch viel weiter gehen. Das reicht doch bei 

Weitem nicht aus. Wenn die Schnelltests wirklich 

praktisch anwendbar sein sollen, dann müssen wir 

doch dazu kommen, dass man eben nicht mehr 

eine qualifizierte Ausbildung z. B. als Kranken-

schwester - also keine dreijährige Qualifikation - 

dafür haben muss. Dann müssen wir doch andere 

Wege gehen. 

Zu solchen Dingen hätten Sie mal etwas sagen 

können und sagen müssen! Aber dazu sagen Sie 

wieder nichts. Das sind Dinge, die Sie auch selbst 

beeinflussen können. Da wünschen wir uns ein-

fach mehr und konkretere Ideen und Vorschläge, 

anstatt sich nur hinter dem Beschluss aus Berlin zu 

verstecken. 

(Beifall bei der FDP) 

Der weitere Punkt für uns ist die Pandemiefestig-

keit von Schulen und Kitas. Da ist sehr bemer-

kenswert, was sich in den letzten Wochen abge-

spielt hat. Herr Minister Tonne hat uns in der letz-

ten Plenarsitzung noch erklärt, dass die Schulen 

pandemiefest seien und dass all das, was wir hier 

gefordert und diskutiert hatten, total überzogen 

und nicht notwendig sei. Die Kolleginnen und Kol-

legen von der CDU haben das ja glücklicherweise 

anders gesehen. Offensichtlich gab es daraufhin 

innerkoalitionär noch einmal entsprechende Dis-

kussionen. 

Wir begrüßen ja, Herr Minister und auch Herr Mi-

nister Althusmann, dass Sie endlich bei der Schü-

lerbeförderung tätig werden. Wir begrüßen, dass 

Sie sich auch für technische Lösungen öffnen, 

auch wenn Sie immer noch sagen, dass ihr Einsatz 

nur im absoluten Ausnahmefall möglich sei. Das 

alles begrüßen wir. 

Aber Herr Ministerpräsident, tun Sie doch nicht so, 

als ob das jetzt sozusagen Ihre Idee gewesen und 

das Ergebnis einer vorausschauenden Corona-

Politik gewesen sei! Was sich in der Schule und 

bei der Schülerbeförderung abspielt und wie man 

jetzt - hektisch aus unserer Sicht, zum Teil auch 

mit ungeeigneten Mitteln - versucht, die Pande-

miesicherheit herzustellen, ist doch das Ergebnis 

davon, dass Sie zuvor Fehleinschätzungen unter-

legen waren, dass Sie die Zeit seit dem Frühjahr 

nicht genutzt haben, dass Sie eben nicht die Dis-

kussion und die Argumente, die hier im Landtag 

aufgekommen sind, aufgegriffen haben, um sich 

frühzeitig zu überlegen, wie man den Herbst und 

den Winter in den Schulen so gestalten kann, dass 

es funktioniert. Das alles haben Sie nicht gemacht! 

Der Minister hat das letzte Mal noch gesagt: Das 

ist doch alles prima, wie es ist! - Dann feierte der 

Herr Ministerpräsident Herrn Minister Tonne dafür 

ab, wie toll er die Schulen jetzt pandemiesicher 

macht! Eigentlich wäre hier mal ein bisschen 

Selbstkritik angebracht gewesen, mal zu sagen: 

Wir sind Fehleinschätzungen unterlegen, wir ha-

ben die Lehren daraus gezogen. - Das wäre doch 

eine Politik, die Vertrauen erzeugt. Aber hier immer 

zu sagen: „Alles, was wir machen, ist super, und 

es geht gar nicht anders!“, das ist es doch, wovon 

sich die Realität draußen völlig entfernt. Was in 

den Schulen passiert ist, ist doch etwas ganz an-

deres als das, was Sie uns hier versuchen zu er-

zählen. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Deshalb ist die Pandemiefestigkeit von Schulen 

und Kitas ein wichtiger Punkt. Sie muss auch über 

den Dezember hinaus gewährleistet werden. 

Schließlich ist für uns ein Punkt für eine nachhalti-

ge Corona-Strategie die Legitimation durch Parla-

mentsentscheidungen. Da ist das - um das deutlich 

zu sagen -, was wir jetzt erlebt haben, eine deutli-

che Verbesserung. Wir haben einen Verordnungs-

entwurf erhalten. Wir haben Begründungen erhal-

ten, sodass man lesen kann, was sich die Landes-

regierung dabei gedacht hat. Darüber kann man 

dann debattieren und diskutieren, weil plötzlich 

Maßstäbe und Kriterien sichtbar werden. Damit 

kann man den Dialog und den Diskurs befruchten. 

Ich habe auch verstanden, dass die Landesregie-

rung aus dem Sozialausschuss durchaus Argu-

mente mitgenommen hat. Da ist etwas in der Ver-

ordnung passiert. 

Da hat sich schon gezeigt: Parlamentarische De-

batte und Befassung machen die Verordnung bes-

ser. Das, glaube ich, können wir gemeinsam fest-

stellen. Da sind Punkte verändert worden, die an-

sonsten zu Verunsicherung geführt hätten, z. B. 

zum Feuerwerk oder zum Besuch in der Weih-

nachtszeit. Das ist aufgrund der Debatte im Sozi-
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alausschuss klargestellt worden. Es bringt also 

etwas! Insofern geht das in die richtige Richtung. 

Frau Modder, Sie haben gefragt: Was ist mit dem, 

was Sie uns vorgeschlagen haben? - Das ging 

darum, wie es hier im Parlament aussieht. Mit Ver-

laub: Was Sie vorgeschlagen haben, führt uns 

nicht über das hinaus, was wir nach der Ge-

schäftsordnung schon jetzt gestalten können. 

Sie sagen, wir würden das nur für das Schaufens-

ter tun. Das ist aber gerade nicht der Fall.  

(Wiard Siebels [SPD]: Doch!) 

Wie Sie wissen, gibt es einen entsprechenden 

Gesetzentwurf, der heute im Pandemie-Ausschuss 

behandelt wird, wobei die Beratung durch eine 

Sachverständigenanhörung begleitet wird. 

Wir meinen nach wie vor, dass es um die ent-

scheidende legitimatorische Wirkung geht und die 

Legitimation hier im Parlament - und zwar am En-

de mit einer Entscheidung dieses Hauses - erfol-

gen muss. Sie können anderer Auffassung sein. 

Das alles kann man diskutieren. Aber tun Sie doch 

nicht so, als hätten wir hier keine qualitativ ent-

scheidend weitergehenden Ideen und Vorschläge 

als das, was wir nach unserer Geschäftsordnung 

bei entsprechender Gestaltung ohnehin schon 

machen können. 

(Wiard Siebels [SPD]: Sofortige Ab-

stimmung!) 

Die Vorschläge sind aus unserer Sicht noch nicht 

ausreichend, um tatsächlich weiterzukommen.  

(Wiard Siebels [SPD]: Sie haben noch 

nicht auf unsere Vorschläge geant-

wortet!) 

Wir haben aber den Sonderausschuss zur Aufar-

beitung der bisher gewonnenen Erkenntnisse aus 

der Pandemie, der das diskutieren kann. 

Meine Damen und Herren, das sind für uns wichti-

ge Punkte einer Corona-Strategie, die aber in der 

Regierungserklärung des Ministerpräsidenten lei-

der keinen Widerhall gefunden haben. 

Wir als FDP-Fraktion haben entsprechend der 

Leitlinien, die ich beschrieben habe, Änderungs-

vorschläge zu der neuen Corona-Verordnung ein-

gebracht. Ich will sie hier kurz vorstellen. Wir wer-

den nachher noch eine Debatte dazu führen. Ich 

will aber schon jetzt deutlich machen, dass sich 

unsere Vorschläge in eine nachhaltige Corona-

Strategie einfügen. Wir haben sie so formuliert, 

dass der Landtag hier heute darüber abstimmen 

kann. Von den Kolleginnen und Kollegen der Re-

gierungsfraktionen wurde immer wieder eingefor-

dert, dass es sich um Vorschläge handeln muss, 

über die man entscheiden kann. Unsere Vorschlä-

ge sind so formuliert, dass konkret darüber ent-

schieden werden kann. 

Ich hoffe, dass die Regierungsfraktionen Position 

beziehen. Das werden sie mit ihrem Abstim-

mungsverhalten tun müssen. 

Der erste Punkt, der für uns wichtig ist und den wir 

in der Verordnung ändern wollen, betrifft die Be-

grenzung auf maximal fünf Personen sowohl in der 

Öffentlichkeit als auch im privaten Bereich. Wir 

sind der Auffassung - das folgt der Begründung in 

dem Gesetzentwurf -, dass es für diese Begren-

zung keine sachlich nachvollziehbare Begründung 

gibt. Im Sozialausschuss haben wir darüber disku-

tiert. An den Chef der Staatskanzlei wurde die 

Frage nach dem Grund gerichtet. Darauf kam die 

klare Aussage: Das ist eine gewillkürte Zahl - aus-

gehend von der Zahl zehn, die man einfach geteilt 

habe. - Das als Begründung zu nehmen, um im 

privaten Lebensbereich von fünf auf zehn zu ge-

hen, halten wir für nicht ausreichend. Es ist völlig 

unklar, welche infektiologische Wirkung man sich 

davon erhofft. Nach den Kriterien der Nachvoll-

ziehbarkeit und der Begründbarkeit ist das nicht 

tragfähig, und deshalb lehnen wir diese Regelung 

ab.  

(Beifall bei der FDP) 

Unsere Argumentation wird durch die Anhebung 

der Begrenzung auf zehn Personen während der 

Weihnachtszeit bestärkt. Die Anhebung ist dann in 

der Abwägung offensichtlich vertretbar. Deshalb 

halten wir es für richtig, dauerhaft auf „zehn“ zu 

gehen. 

Der zweite Punkt, den wir anmerken, betrifft die 

Begrenzung im privaten Lebensbereich. Hier wol-

len wir von einer gesetzlichen Verpflichtung abse-

hen und stattdessen einen klaren gesetzlichen 

Appell formulieren; aber nicht im Sinne von „das ist 

zwingend einzuhalten“. Herr Ministerpräsident, Sie 

müssen doch bei jeder Regelung, die Sie erlassen, 

damit sie ernst genommen wird, bereit sein, sie 

auch wirklich durchzusetzen und zu vollziehen.  

Heute Morgen habe ich gehört, dass Bundesminis-

ter Heil erklärt hat, niemand werde erwarten müs-

sen, dass die Polizei vor der Tür steht. Das heißt 

doch nichts anderes, als dass er sagt: Diese Vor-

schrift hat eher appellativen Charakter und wird 

nicht tatsächlich vollstreckt werden. Wenn dies die 
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Auffassung der Bundesregierung und des nieder-

sächsischen SPD-Mitglieds Heil ist, dann vermute 

ich, dass auch die Landesregierung das so sieht; 

es sei denn, sie will die Regelung tatsächlich voll-

strecken. Aber dazu sagen wir: Dort ist die Grenze 

dessen, was der Staat im privaten Bereich regeln 

sollte, erreicht. Deshalb lehnen wir eine solche 

Regelung im Sinne von „sie wird auch durchge-

setzt“ ab und wollen es bei der Begrenzung auf 

zehn Personen im privaten Bereich, in den eige-

nen vier Wänden, als Appell, aber nicht als durch-

zusetzende Regelung belassen.  

(Beifall bei der FDP) 

Der dritte Punkt, meine Damen und Herren, betrifft 

die Verkaufsflächen, über die wir diskutieren. Sie 

haben in der neuen Verordnung wieder „800 m²“ 

herausgekramt. Das kennen wir aus dem Frühjahr, 

und das war aus unserer Sicht schon damals eine 

fragwürdige Grenzziehung. Uns erschließt sich 

nicht, warum bei mehr als 800 m² Verkaufsfläche - 

bezogen auf die Zahl der Kunden in Verhältnis zur 

Verkaufsfläche - die Infektionsgefahr größer wird 

als bei weniger als 800 m².  

Wenn man sich nach dem Anlass fragt und in die 

Begründung schaut, stellt man fest, dass darin 

sinngemäß steht: Je mehr Menschen in den Läden 

sind, desto häufiger kommt es zu Kontakten, und 

in größeren Läden kommt es häufiger zu einer 

Unterschreitung des Mindestabstandes von 1,5 m. 

- In größeren Geschäften ist das unserer Auffas-

sung nach aber eher seltener der Fall. Im Übrigen 

gilt zu Recht, wie wir sagen, in diesen Geschäften 

die Maskenpflicht. Die tragende Begründung für 

die Maskenpflicht ist doch: Dort, wo der Abstand 

unterschritten wird und dies nicht vermieden wer-

den kann, wie etwa im ÖPNV, aber möglicher-

weise auch in Einzelfällen in Geschäften, die an 

sich groß genug sind, gilt die Maskenpflicht. -  

Wenn es stimmt, dass die Maske schützt, wovon 

wir weiterhin ausgehen - das ist auch die Grundla-

ge für viele Regelungen der Landesregierung -, 

gibt es aus unserer Sicht keinen sachlichen Grund 

für diese Differenzierung. Deswegen lehnen wir sie 

an dieser Stelle ab. 

(Beifall bei der FDP) 

Schließlich, meine Damen und Herren, ein vierter 

Punkt. Gerade im Sinne einer nachhaltigen Strate-

gie muss für von Schließung betroffene Dienstleis-

tungsbetriebe, wie Gastronomie, Hotellerie usw., 

jetzt eine Perspektive aufgezeigt werden. Auch 

das ist eine Wiederholung der Diskussion vom 

Frühjahr. Man hätte doch erwarten können, dass 

daraus gelernt wird. Sie können doch nicht sagen, 

Herr Ministerpräsident: Das Ganze gilt jetzt bis 

Ende Dezember. - Dann hätten Sie ehrlicherweise 

sagen müssen, dass noch zwei Wochen abgewar-

tet werden muss, weil erst einmal abgewartet wer-

den muss, was zu Silvester passiert. Sie sagen 

selbst, dass wir die Zahlen nicht wieder hochkom-

men lassen dürfen. 

Wie sollen sich denn solche Betriebe überhaupt 

auf eine Wiedereröffnung einstellen? Es gibt gar 

nichts, woran sie sich festhalten können. Deshalb 

wollen wir eine Regelung in die Verordnung auf-

nehmen, wonach solche Betriebe als Ausnahme 

von der Regel - die Regel ist die Schließung, die 

Ausnahme die Öffnung - wieder öffnen dürfen und 

öffnen können, wenn sie behördlich bestätigte 

Hygienekonzepte vorlegen können. Die Bestäti-

gung muss nicht unbedingt das Gesundheitsamt 

erteilen. Das können auch Beliehene - das kennen 

wir auch in anderen Bereichen -, etwa der TÜV, 

machen. Ein solches Hygienekonzept muss auch 

die Nachverfolgbarkeit gewährleisten. 

Zu diesem Punkt führen Sie in der Begründung, 

weshalb die Betriebe geschlossen bleiben, aus: Es 

gibt keinen Nachweis, dass solche Betriebe zu 

einem höheren Infektionsgeschehen beitragen. 

Aber da die Nachverfolgbarkeit ein Problem ist, 

müssen diese Betriebe jetzt dran glauben. - Das 

ist, kurz gesagt, Ihre Begründung. Dort setzen wir 

an und sagen: Das Hygienekonzept muss auch 

den Aspekt der Nachverfolgbarkeit mit einbezie-

hen. Wenn Unternehmerinnen und Unternehmer 

eine solche verlässliche Grundlage haben, können 

sie sich daran orientieren. Genau das wollen wir 

damit bewirken: Mehr Verlässlichkeit und Perspek-

tive im Sinne einer nachhaltigen Strategie. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 

bei den GRÜNEN - Glocke der Präsi-

dentin) 

- Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss.  

Aus unserer Sicht ist es notwendig, tatsächlich 

Perspektiven zu eröffnen und eine nachhaltige 

Strategie zu entwickeln und nicht wieder den Feh-

ler zu begehen, den man im Frühjahr gemacht hat, 

indem man die Zeit hat ungenutzt verstreichen 

lassen. Man muss doch jetzt sozusagen mit allem, 

was man zur Verfügung hat, vorausdenken und 

versuchen, Leitplanken aufzuzeigen, damit das 

kein Dauerlockdown wird -  
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Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Jetzt ein letzter Satz, Herr Dr. Birkner! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

- sondern tatsächlich eine Perspektive vorhanden 

ist.  

Vielen Dank, Frau Präsidentin und meine Damen 

und Herren. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank Herr Dr. Birkner. - Wir nehmen einen 

Wechsel der Sitzungsleitung vor. Danach geht es 

gleich weiter. 

(Vizepräsident Bernd Busemann über-

nimmt den Vorsitz) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Weiter geht’s! Zu Wort gemeldet hat sich 

nun der Vorsitzende der CDU-Fraktion. Herr Kolle-

ge Toepffer, Sie haben das Wort. Bitte sehr! 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Dirk Toepffer (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 

beginne mit zwei Zitaten: 

„Ich kann es nicht begreifen, dass nun dau-

ernd Menschen in Lebensgefahr gebracht 

werden von anderen Menschen. Ich kann es 

nie begreifen, und ich finde es entsetzlich.“ 

„Zerreißt den Mantel der Gleichgültigkeit, 

den Ihr um Euer Herz gelegt! Entscheidet 

Euch, eh‘ es zu spät ist!“ 

Diese Sätze - es wurde eben schon bemerkt - 

stammen von Sophie Scholl, der jungen Wider-

standskämpferin, die gemeinsam mit ihrem Bruder 

Hans und anderen Mitgliedern der Weißen Rose 

den Nationalsozialisten die Stirn bot und dafür mit 

ihrem Leben bezahlen musste. 

Ich habe lange darüber nachgedacht, ob man So-

phie Scholl heute in dieser Debatte tatsächlich 

erwähnen darf. Ist es legitim, eine der mutigsten 

Widerstandskämpferinnen des Dritten Reichs im 

Kontext der Pandemie-Bewältigung zu zitieren? 

Man gerät dabei schnell in Verdacht, man wolle 

das, was sich zwischen 1933 und 1945 in Deutsch-

land ereignet hat, mit aktuellen Entwicklungen 

vergleichen. Aber wir wissen: Nichts, aber wirklich 

nichts ist mit dem, was Menschen unter der NS-

Herrschaft erlitten haben, vergleichbar. 

Und so ist die namentliche Nennung der Opfer des 

NS-Regimes eigentlich selbst dann tabu, wenn 

man deutlich machen will, dass eben kein Ver-

gleich zulässig ist. Niemand in unserem Land 

durchlebt auch nur im Ansatz, was Sophie Scholl 

und die anderen Widerstandskämpfer ertragen 

mussten. Von den Millionen anderen Opfern ganz 

zu schweigen. 

Ich gebe zu: Ohne die Vorkommnisse in Hannover 

vor gut einer Woche wäre ich nicht auf die Idee 

gekommen, Sophie Scholl in diesen Redebeitrag 

einzubeziehen. Die irritierenden historischen Ver-

gleiche rund um die fragliche Kundgebung in mei-

ner Heimatstadt haben mich aber tatsächlich dazu 

veranlasst, mich noch einmal näher mit dem Leben 

und dem Vermächtnis Sophie Scholls zu beschäf-

tigen. Kann man aus den überlieferten Gedanken 

dieser bemerkenswerten jungen Frau doch irgen-

detwas in der jetzigen Situation lernen? Ich glaube, 

tatsächlich hat sie uns etwas zu sagen - etwas, 

das auch heute nichts von seiner Gültigkeit einge-

büßt hat und vor allem jenen nicht gefallen dürfte, 

die sich zuletzt in grenzenlos scheinender Selbst-

gefälligkeit mit ihrem Wirken gemein gemacht ha-

ben. Ich zitiere noch einmal:  

„Ich kann es nicht begreifen, dass nun dau-

ernd Menschen in Lebensgefahr gebracht 

werden von anderen Menschen.“ 

„Zerreißt den Mantel der Gleichgültigkeit, 

den ihr um euer Herz gelegt!“  

Meine Damen und Herren, wenn wir nicht genau 

wüssten, an wessen Gewissen Sophie Scholl mit 

diesen Sätzen damals appelliert hat, an das Ge-

wissen der Deutschen nämlich, nicht blind und 

herzlos einer faschistischen Elite in den Untergang 

zu folgen, so könnte man fast glauben, sie riefe 

aus der Vergangenheit all jenen zu, die sich heute 

aggressiv und in Verkennung der Wirklichkeit ge-

gen das stellen, was sie Corona-Diktatur nennen 

und auf Kundgebungen ohne Abstand und Maske 

die Gesundheit anderer aufs Spiel setzen. 

Sophie Scholl kämpfte eben nicht gegen legitimier-

tes Recht, sie kämpfte gegen das Unrecht. Sie 

konnte bis zu ihrer Ermordung nicht fassen, dass 

diesem so viele so treu ergeben waren. Sie kämpf-

te nicht für individuelle und grenzenlose Freiheits-

rechte, sondern für die kollektive Verantwortung für 

Frieden und körperliche Unversehrtheit. Empathie 
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und Mitgefühl waren ihr Kompass, Gleichgültigkeit 

und Verblendung Anlass ihrer Mahnung. 

„Gesundheit ist Privatsache“, so hat es eine De-

monstrantin am Samstag vor einer Woche in Han-

nover auf ihr Pappschild geschrieben. Unmissver-

ständlicher und kälter kann man sich nicht von 

jenen Werten unterscheiden, für die Sophie Scholl 

gestorben ist. Der Ausruf „Gesundheit ist Privatsa-

che“ erinnert schon an jene Gleichgültigkeit der 

Deutschen im Dritten Reich, die Sophie Scholl 

anprangerte und die auf erschreckende Weise nun 

ausgerechnet durch jene zurückkehrt, die ihren 

Namen missbrauchen und für den eigenen Zweck 

zu instrumentalisieren versuchen. Ein Virus, das 

unsere Mitmenschen gefährdet, das Tausende von 

ihnen bereits getötet hat und bei sehr, sehr vielen 

mehr langfristigen Schaden an ihrer Gesundheit 

anrichten wird, ist keine Privatsache. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD 

sowie Zustimmung bei den GRÜNEN 

und bei der FDP) 

Ein Virus, das die Kapazitäten unserer Kranken-

häuser und das medizinische Fachpersonal an 

seine Belastungsgrenzen bringt und die Behand-

lung anderer Krankheiten gefährlich verzögern 

kann, ist keine Privatsache. Wie sich eine dicht 

besiedelte Nation wie die deutsche einer Pande-

mie und deren sozialen und wirtschaftlichen Fol-

gen stellt, ist keine Privatsache. Der Umgang mit 

dieser Pandemie ist im wahrsten Sinne eine res 

publica, eine Angelegenheit, die jeden etwas an-

geht, eine komplexe noch dazu. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir alle sind gefragt, unsere Mitmenschen und 

damit das höchste Gut unserer Gemeinschaft zu 

schützen: das Leben der anderen. Und weil gutes 

Zureden, das Hoffen auf die Vernunft aller und 

abstrakte Appelle an jedermann und niemanden 

den einzelnen offenkundig von seiner individuellen 

Verantwortung zu befreien scheinen, haben die 

demokratischen Institutionen dieses Landes auf 

Basis des unlängst reformierten Infektionsschutz-

gesetzes eine Reihe von Regeln formuliert - Re-

geln, die wir alle kennen, Regeln, an die sich der 

überwiegende Teil der Bevölkerung nicht immer 

kritiklos, aber diszipliniert und im Wissen um deren 

Notwendigkeit hält. 

Das Virus ist kontaktfreudig. Es liebt Menschen 

und springt nur zu gern von Wirt zu Wirt. Deshalb 

ist die Reduktion von Kontakten auf ein absolutes 

Minimum nach einem einigermaßen sorgenfreien 

Sommer wieder das Gebot der Stunde - gerade 

jetzt, da unsere Heizungen auf Hochtouren laufen 

und warme Luftströme die Aerosole in Nasen- und 

Mundhöhe schweben lassen. 

Die vor zwei Wochen von Bund und Ländern ergrif-

fenen und nun bis Ende des Jahres verlängerten 

Maßnahmen haben ihre Wirkung nicht verfehlt. Die 

Dynamik der zweiten Welle konnte auf relativ ho-

hem Niveau gebremst und schließlich stabilisiert 

werden. Die Krankenhäuser arbeiten an der Gren-

ze, sind aber voll handlungsfähig. Es stehen - 

Stand jetzt - ausreichend Beatmungsgeräte und 

medizinisches Fachpersonal für den Winter bereit. 

Der für die persönliche Entwicklung der Jüngsten 

so wichtige Schulbetrieb kann fortgesetzt werden. 

Aber, meine Kolleginnen und Kollegen, allein zu 

hoffen, dass dies so bleibt, ist nicht genug. Es ist 

nicht genug, an die Vernunft zu appellieren, weil 

die Unvernunft weniger Unbelehrbarer die Erfolge 

der vielen mithelfenden Bürgerinnen und Bürger 

schnell zunichtemachen kann. 

Wir können es uns auch nicht leisten, auf etwas zu 

hoffen, das anderswo in Europa und der Welt kra-

chend gescheitert ist. Gleichgültigkeit gegenüber 

Schwachen, Älteren und Vorerkrankten ist die 

Triebfeder für ein unkontrolliertes Infektionsge-

schehen. Deutschland und Niedersachsen haben 

trotz berechtigter Kritik an einzelnen Maßnahmen, 

Schließungen und Verboten in den vergangenen 

sechs Monaten eine im europäischen Vergleich 

gute Figur gemacht, und zwar deshalb, weil wir ein 

solides Regelwerk aufgesetzt haben, an das sich 

die Bürgerinnen und Bürger ganz überwiegend 

halten und weil nicht zuletzt verstärkte Kontrollen 

zu dessen Einhaltung beigetragen haben. 

Jetzt gilt es noch einmal, jene Disziplin und Solida-

rität aufzubringen, die uns in den ersten Wochen 

und Monaten der Pandemie so sehr geholfen und 

beeindruckt hat. Dabei bin ich mir durchaus im 

Klaren, dass viele der verlängerten und erweiterten 

Maßnahmen zur Eindämmung des Virus nicht nur 

auf Gegenliebe stoßen. 

Während wir zur Zeit der ersten Infektionswelle 

noch wenig über das Virus wussten und allerlei 

Einschränkungen deshalb klaglos hingenommen 

haben, mehren sich nun die Stimmen jener, die 

meinen, ihr jeweiliger Lebensbereich sei nicht ver-

antwortlich für die Ausbreitung des Virus und kön-

ne daher verschont bleiben. Als Abgeordneter 

erhalte ich täglich Zuschriften von Selbstständigen, 

Restaurantbetreibern, Sportvereinen, die darum 

bitten, die Maßnahmen doch wenigstens zu lo-
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ckern. Nicht selten wird argumentiert: Bei uns kam 

es zu keinen Ansteckungen, zumindest sind uns 

keine bekannt. - Oder auch: Wenn die Schüler 

vormittags in einer Klasse sitzen, können sie doch 

auch nachmittags gemeinsam Fußball spielen. 

Ich will all diese Kritik an unseren Corona-Maß-

nahmen nicht als völlig unbegründet abtun. Viele 

Argumente kann ich sogar nachvollziehen. Aber 

aus dieser Kritik erwächst zumindest eine Ver-

pflichtung. Da gebe ich dem Kollegen Birkner aus-

drücklich recht. Wir Politiker geben uns gerne der 

Illusion hin, dass einmal Erklärtes überall und dau-

erhaft verstanden wird. Dem ist aber nicht so. Poli-

tik darf angesichts der Schwere der Eingriffe nicht 

müde werden zu erklären, warum wir welche Maß-

nahmen ergreifen und in welchem Umfang. Dann, 

und nur dann haben wir die Chance, jene Kritiker 

und Zweifler zu überzeugen, die wir noch nicht an 

Verschwörungstheoretiker und die sogenannten 

alternativen Medien verloren haben. 

Ich möchte daher noch einmal herausstellen, wa-

rum die Maßnahmen wieder verschärft wurden und 

vorherige Lockerungen auch in einzelnen Lebens-

bereichen nicht möglich sein werden.  

Fakt ist: Wir wissen nicht, wo sich die Menschen 

mit dem Coronavirus infizieren. Das ist immer noch 

so. In über 80 % der bekannten Fälle können wir 

nicht sagen, welche Begegnung für die Anste-

ckung verantwortlich war. Daraus folgt eben, dass 

wir über keine solide Datenbasis verfügen, die uns 

die Öffnung spezieller Lebensbereiche ermögli-

chen würde. Das wäre ein Tappen im Dunkeln 

zulasten derer, die wir schützen wollen. 

Was wir wissen, ist: Überall dort, wo Menschen zu 

gemeinsamen Aktivitäten zusammenkommen, 

steigt die Wahrscheinlichkeit eines Ausbruchs 

deutlich. Nur mit einer konsequenten Reduktion 

der persönlichen Kontakte können wir das verhin-

dern, und deshalb müssen wir in den kommenden 

kalten Monaten wieder auf vieles verzichten, das 

unser Leben erst lebenswert macht. So verhindern 

wir einen erneuten vollständigen Lockdown und 

können weite Teile des Wirtschaftslebens auf-

rechterhalten. So verhindern wir, dass Kinder und 

Jugendliche erneut nicht zur Schule gehen kön-

nen, und ermöglichen den für ihre Entwicklung so 

wichtigen direkten Kontakt zu Gleichaltrigen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben es 

möglicherweise bald geschafft. Die Nachricht über 

die Entwicklung und baldige Zulassung eines mas-

sengeeigneten Impfstoffes - die Kollegen Modder 

hat es angesprochen -, der einen 95-prozentigen 

Schutz vor einer Infektion bieten soll, hat auch 

mich sehr gefreut. Und es scheint tatsächlich, als 

würde das Licht am Ende des Tunnels immer hel-

ler. Wir können es fast greifen. Doch noch ist es 

nicht soweit. Noch müssen wir ein paar Monate 

durchhalten - kalte und dunkle Monate. Hierzu 

müssen wir zusammenstehen. Aber zusammenzu-

stehen bedeutet auch, die politische Debatte seri-

ös zu führen.  

Liebe Kollegin Hamburg, ich habe mich gefreut, 

fünffach in Ihrer Rede erwähnt worden zu sein; das 

ehrt mich. Aber was Sie geliefert haben, war eben 

kein Beispiel für Seriosität.  

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Ich habe genau zugehört, und wissen Sie, was mir 

aufgefallen ist? - Sie scheinen in der gesamten 

Wirtschaft dieses Land nur einen einzigen Bereich 

zu kennen. Das ist die Kreativwirtschaft. Aber 

nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass es in diesem 

Land auch Menschen gibt, die vom Automobilbau 

leben, die auf dem Flughafen, bei der Deutschen 

Messe AG oder auf der Meyer-Werft arbeiten. Es 

ist nicht nur die Kreativwirtschaft, die Sie hier im-

mer wieder ins Spiel bringen. Seien Sie bitte so 

seriös, auch alle anderen zu erwähnen!  

(Beifall bei der CDU sowie Zurufe von 

den GRÜNEN) 

Es ist auch nicht seriös, sich hierhin zu stellen und 

zu sagen: Herr Ministerpräsident, Herr Finanzmi-

nister, geben Sie den Kommunen das Geld, das 

sie brauchen! - Nennen Sie doch wenigstens mal 

eine Zahl! 

(Beifall bei der CDU) 

Aber der Gipfel ist - und das hat mich wirklich ge-

ärgert; die Kollegin Modder hat es schon ange-

sprochen -, dass Sie sich hierhin stellen und sich 

darüber beschweren, dass Ihre Corona-Anträge im 

letzten Plenum nicht sofort abgestimmt worden 

sind.  

Am 29. Oktober haben Frau Modder und ich Sie 

und die FDP eingeladen, über ein Verfahren zu 

sprechen, das genau das Gegenteil vorsieht. Wir 

haben Ihnen vorgeschlagen, hier einen festen 

Corona-Tagesordnungspunkt zu etablieren, bei 

dem alle Anträge sofort abgestimmt werden, und 

waren so verblieben, dass Sie einmal zu Papier 

bringen, was Sie sich vorstellen können. Wenige 

Tage später habe ich meinen Parlamentarischen 

Geschäftsführer gefragt, wie denn die Reaktion 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  91. Plenarsitzung am 30. November 2020 

8676 

aussieht. Aber er sagt mir, da ist nichts gekom-

men.  

Dann habe ich gesagt: Lieber Jens Nacke, schrei-

be doch einmal auf, was wir uns vorstellen können, 

um der Opposition entgegenzukommen und die 

Rechte des Parlaments zu stärken. Das hat er 

auch gemacht und Ihnen am 9. November zuge-

schickt. Und wie haben Sie reagiert? - Überhaupt 

nicht! Bis heute liegt keine Reaktion vor - und das 

ist das Gegenteil von Seriosität! 

(Starker Beifall bei der CDU und bei 

der SPD) 

Lieber Kollege Dr. Birkner, vieles von dem, was 

Sie heute gesagt haben, hat mich ein wenig ver-

söhnlich gestimmt; das muss ich ganz ehrlich sa-

gen. Aber es bleiben ein paar Kritikpunkte.  

Als ich heute die Hannoversche Allgemeine Zei-

tung aufgeschlagen habe, habe ich gelesen - das 

stand gleich auf Seite 1 -, dass Sie die Frage stel-

len, warum es jetzt fünf Personen sind, die sich 

treffen dürfen, und nicht sechs oder sieben. Diese 

Frage ist sicherlich ein Stück weit berechtigt. Man 

könnte das vielleicht auch erklären, beispielsweise 

damit, dass ein durchschnittlicher Haushalt in 

Deutschland etwas mehr als 1,9 Personen groß ist. 

Treffen sich nun zwei Haushalte, ist man bei vier 

Personen. Da es aber nur ein Durchschnitt ist, 

packt man halt einen drauf, und dann ist man bei 

fünf Personen.  

Aber viel wichtiger ist doch Folgendes - und das 

wissen wir als Juristen doch eigentlich -: Wenn Sie 

Regeln aufstellen, dann müssen Sie an irgendei-

ner Stelle auch einmal eine Zahl nennen, ohne sie 

wissenschaftlich genau zu hinterfragen. Warum 

sind es drei Leute, die im strafrechtlichen Sinne 

eine „Bande“ bilden? Warum wird bis 21 Jahre die 

Möglichkeit gegeben, Jugendstrafrecht heranzu-

ziehen? Warum zahlen wir eine Mobilitätsprämie 

von genau 6 000 Euro und nicht von 6 500 Euro? - 

Das erinnert mich an die Diskussion, die ich mit 

meinem minderjährigen Sohn immer wieder dar-

über geführt habe, warum er um 22 Uhr ins Bett 

soll. Aber er war wenigstens so seriös, mir zu sa-

gen, warum er 22.15 Uhr für richtig hielt. Bei Ihnen, 

Herr Birkner, fehlt mir die Begründung. Sie fragen 

nur: Warum fünf und nicht sechs?  

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 

der SPD) 

Dann haben Sie im selben Beitrag in der Hanno-

verschen Allgemeinen Zeitung gesagt: Wir brau-

chen mehr Eigenverantwortung. - Richtig! Der 

Großteil der Menschen in diesem Lande lebt Ei-

genverantwortung. Viele halten sich allerdings 

nicht an die Regeln. 

Ich sage Ihnen: Wenn Sie ungerechtfertigt und 

ohne einen konkreten Gegenvorschlag Regeln auf 

diese Art und Weise infrage stellen, dann müssen 

Sie sich einmal überlegen, wen Sie damit stärken: 

diejenigen, die die Eigenverantwortung wahrneh-

men, oder diejenigen, die sie für sich verneinen?  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Hier ist mehrfach Christian Lindner genannt wor-

den. Ich habe einmal nachgelesen, was er ganz 

genau gesagt hat. Er hat gesagt:  

„Unsere nationale Kraftanstrengung muss 

sich wesentlich stärker konzentrieren auf 

den umfassenden Schutz der Menschen mit 

Vorerkrankung und der älteren Menschen.“ 

Herr Bode nickt, dann habe ich es wohl richtig 

zitiert.  

Das kann man so und so verstehen. Ich will Ihnen 

einmal sagen, wie der Präsident der Deutschen 

Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und 

Notfallmedizin, Herr Professor Janssens, diese 

Aussage kommentiert hat. Er hat sie in Grund und 

Boden geredet, nachzuhören auf NDR 1 im Pod-

cast, 12.49 Uhr, letzte Woche:  

„Wenn man dem Herrn Lindner folgen woll-

te, sollte man Weihnachten verbieten, weil 

da nämlich beide Gruppen durcheinander-

gemischt werden.“  

Das ist auch Teil der Wahrheit. Deswegen war es 

nicht seriös, wie Lindner es dargestellt hat.  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD 

- Widerspruch von Jörg Bode [FDP]) 

Und im Hinblick auf die letzte Debatte im Deut-

schen Bundestag zum Thema Corona hat Herr 

Professor Janssens sinngemäß gesagt: Die Bei-

träge einzelner Fraktionen seien ein Schlag ins 

Gesicht all derjenigen gewesen, die sich derzeit im 

Krankenhausbereich um die Aufrechterhaltung der 

Intensivmedizin bemühten.  

Abschließend noch etwas zur Frage der Parla-

mentsbeteiligung. Ich habe es schon gesagt: Wir 

haben Ihnen ein Angebot vorgelegt, auf das Sie 

nicht reagieren, weil es für Sie offensichtlich - aus 

welchen Gründen auch immer - schöner ist, hier 

immer wieder zu mahnen und den Eindruck zu 

erwecken, das Parlament solle nicht beteiligt wer-

den.  



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  91. Plenarsitzung am 30. November 2020 

8677

Hören Sie bitte damit auf! Und vermeiden Sie bitte, 

den Eindruck zu erwecken, die Funktionalität unse-

res parlamentarischen Systems wäre in dieser 

Krise in irgendeiner Weise beeinträchtigt. Denn 

das ist sie nicht!  

(Miriam Staudte [GRÜNE] lacht) 

- Frau Staudte, lesen Sie sich bitte einmal die Gut-

achten durch, die im Sonderausschuss Pandemie 

vorgelegt worden sind! Sie besagen allesamt: So, 

wie wir es machen, ist es im Prinzip richtig.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 

stimmt doch gar nicht! - Dr. Stefan 

Birkner [FDP]: Das ist unseriös! Das 

steht da nun wirklich nicht drin! Wir 

können das gern hier vortragen!) 

- Wir können uns gern damit beschäftigen.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das ist un-

seriös, Herr Kollege!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Dr. Birkner, Herr Toepffer, keinen Disput, 

bitte! - Der Redner möge fortfahren.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Andere mit 

irgendwelchen Vorwürfen überschüt-

ten, aber sich selbst nicht an die 

Maßstäbe halten! - Gegenruf von Wi-

ard Siebels [SPD]: Das sagt der Rich-

tige!) 

- Herr Dr. Birkner, ich bitte Sie.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: So machen 

Sie Politik, Herr Kollege!) 

Dirk Toepffer (CDU): 

Herr Birkner, ich werde das an dieser Stelle nicht 

so mit Ihnen fortführen. Wir können uns das gern 

beide zusammen angucken, dann werde ich Ihnen 

zeigen, auf welche Sätze dort ich mich beziehe. 

Ich habe mir das eben mit Herrn Nacke sehr genau 

angeguckt.  

Sie sollten jedenfalls damit aufhören, den Eindruck 

zu erwecken, dass die Funktionalität des parla-

mentarischen Systems in irgendeiner Weise ge-

fährdet sei.  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Alles, was hier geschieht, geschieht nach Recht 

und Gesetz. Wenn Sie der Meinung sind, dass 

diese Regierung nicht in der Lage ist, in der jetzi-

gen Pandemie die richtigen Schritte zu ergreifen, 

dann hätten Sie jederzeit die Möglichkeit und aus-

reichend parlamentarische Mittel, das zu verhin-

dern. Dann sammeln Sie Stimmen für ein Miss-

trauensvotum gegen diesen Ministerpräsidenten! 

Sie werden schon das dafür erforderliche Drittel 

nicht erreichen und erst recht nicht eine Mehrheit 

dafür. 

Wir sind der Meinung, dass diese Regierung in 

dieser Situation die richtigen Schritte unternommen 

hat, um der Pandemie zu begegnen. Das ist hier 

die Mehrheitsmeinung. Damit müssen Sie leider 

leben. Auch das ist Parlamentarismus.  

(Starker, anhaltender Beifall bei der 

CDU und bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Toepffer. - Von 

Herrn Dr. Birkner gibt es den Wunsch auf eine 

Kurzintervention. Sie haben 90 Sekunden. Bitte! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Sehr geehrter Herr Kollege Toepffer, wir 

stellen überhaupt nicht infrage, dass es nach 

Recht und Gesetz gegangen ist. Wenn Sie versu-

chen, unsere Kritik damit zu diskreditieren, dass 

wir irgendjemandem rechtswidriges Verhalten vor-

werfen würden, dann geht das voll an der Debatte 

vorbei. Das war nie Gegenstand unserer Kritik.  

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Unsere Kritik ist, dass Sie durch Ihre bisher von 

Ihnen und Ihren Fraktionen unterstützten Verfah-

ren überhaupt nicht versuchen, das, was eine par-

lamentarische Debatte leisten kann, zu aktivieren.  

Das Parlament kann als Ort des Diskurses und der 

Darstellung der unterschiedlichen Meinungen auch 

in Pandemiezeiten zur Legitimität von solchen 

Entscheidungen beitragen. Diese Legitimität von 

Entscheidungen wird insbesondere dann in extre-

mem Maße herbeigeführt, wenn der Landtag auch 

darüber entscheidet - und zwar tatsächlich darüber 

entscheidet.  

Wenn Sie die Gutachten nehmen und mir drei, vier 

Sätze heraussuchen, durch die Sie Ihre Haltung 

bestätigt sehen, könnte ich Ihnen gleich drei, vier 

Sätze heraussuchen, die eine sehr differenzierte 

Haltung zeigen. Sie können das gern machen, 

aber ich glaube nicht, dass uns das jetzt in der 

Debatte weiterführt. Das können wir auch heute im 

Pandemie-Ausschuss machen.  
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Das Entscheidende ist doch, dass wir dahin wol-

len, dass dieser Landtag durch echte Entschei-

dungen Verantwortung übernimmt. Verantwor-

tungsübernahme ist etwas anderes, als dass man 

„nur“ - ich will das nicht kleinreden, aber es ist 

weniger - parlamentarisch berät. Wenn die Lan-

desregierung weiß, dass Sie Ihre Zustimmung 

braucht, hat das ganz andere Vorwirkungen für 

Ihre Fraktion.  

Sie aber spielen in dem Diskurs eine ganz andere 

Rolle. Ich glaube, dass Sie diese Verantwortung 

gar nicht übernehmen wollen. Das scheint mir der 

eigentliche Streitpunkt zu sein. Da weichen Sie 

aus.  

Wir meinen, da müssen Sie eigentlich hin, und 

dann würde diese Integrationsleistung, die ein 

Parlament leisten kann, tatsächlich erreicht wer-

den.  

Danke.  

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Der Kollege Herr Dr. Toepffer 

möchte erwidern. Bitte sehr, 90 Sekunden! 

Dirk Toepffer (CDU): 

Herr Präsident, jetzt muss ich einen Großteil der 

90 Sekunden darauf verwenden, ein Missver-

ständnis auszuräumen. Ich habe zwar mal mit 

einer Dissertation begonnen, sie aber nie zu Ende 

geführt. Deshalb dürfen Sie mir den Doktortitel 

nicht zuerkennen. Heute bin ich übrigens manch-

mal froh, dass ich keinen habe - so muss ich ihn 

nicht verteidigen. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Kollege, ich habe es gut gemeint. Ich hätte 

Ihnen das auch zugetraut. 

Dirk Toepffer (CDU): 

Ja? - Danke.  

Im Übrigen, lieber Herr Dr. Birkner, bin ich Ihnen 

dankbar, dass wir jetzt konstatieren, dass in die-

sem Gutachten Sätze drinstehen, die man so oder 

so interpretieren kann. Ich glaube, da haben wir 

beide rechtzeitig die Kurve gekriegt. 

Ich will aber einen Punkt aufgreifen, und das ist die 

Frage die Verantwortung. Ich kann Ihnen eines 

sagen: Diese Verantwortung wiegt verdammt 

schwer. 

Wir beide haben ein persönliches Gespräch ge-

führt. Weil es richtig war, was Sie mir gesagt ha-

ben, erlaube ich mir mit Ihrem Einverständnis, 

daraus zu berichten. Sie haben gesagt: Eigentlich 

müsste doch die Versuchung groß sein, diese 

Verantwortung auf noch viel mehr Schultern zu 

verteilen. - Ich weiß nicht, ob das möglich ist. Ich 

kann Ihnen nur eines sagen: Die Abgeordneten auf 

der rechten und der linken Seite dieses Hauses 

nehmen kollektiv mit dieser Regierung die Verant-

wortung für das wahr, was in dieser Corona-

Verordnung steht. Es fällt jedem von uns schwer, 

in den Wahlkreisen zu erklären, was in dieser Ver-

ordnung steht, aber wir werden das auch weiter 

tun, und wir werden uns dem nicht entziehen, in-

dem wir versuchen, die Verantwortung zu verla-

gern. Wir sind gewählt worden, um diese Verant-

wortung zu tragen, und wir werden das auch wei-

terhin verantwortlich tun. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Toepffer. 

Meine Damen und Herren, es liegen noch Wort-

meldungen diverser fraktionsloser Kollegen vor, 

insgesamt - nach jetziger Zwischenbilanz - sieben 

an der Zahl. Wie wir eingangs bereits festgestellt 

haben, haben die fraktionslosen Kollegen einein-

halb Minuten Redezeit. 

Ich beginne mit Herrn Kollegen Stefan Henze. Bitte 

sehr, Herr Henze! Sie haben das Wort. 

Stefan Henze (fraktionslos):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Der Herr Ministerpräsident war ge-

rade geneigt, den gewählten Volksvertretern huld-

voll die neuen Corona-Regeln zu verkünden. Eine 

Vorabbeteiligung der Parlamente ist wohl leider gar 

nicht mehr vorgesehen. Wo käme die Landesregie-

rung auch hin, würde man die gewählten Vertreter 

vorab in diesem Parlament an der Entscheidungs-

findung beteiligen? Das wäre ja - ich wage es ein-

mal, dieses Wort in diesem Hohen Hause auszu-

sprechen - tatsächlich parlamentarische Demokra-

tie, Herr Toepffer. 
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Herr Ministerpräsident, ich erwartete, dass Sie hier 

und heute auch einen Plan für einen Ausstieg aus 

dem Lockdown vorstellen. Bei welchem Inzidenz-

wert nehmen Sie welche Verordnung in welcher 

Reihenfolge wieder zurück? 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Das ist es, was die Bürger und auch die gewählten 

Vertreter hier endlich erfahren möchten. Das ist es, 

was alle bewegt: Wie wollen Sie wieder ausstei-

gen? 

Herr Ministerpräsident, haben Sie einen Plan für 

die Rückkehr zur Normalität? Wenn ja, stellen Sie 

ihn bitte hier und heute vor! 

Und einen Punkt noch einmal zu Herrn Toepffer: 

Sie haben gerade gesagt, Sie würden alle hier 

beteiligen. Das tun sie durchaus nicht. 

(Dirk Toepffer [CDU]: Doch!) 

Ich habe - das muss ich Ihnen ehrlich sagen - das 

Problem, dass ich das Gefühl habe, Sie gewinnen 

langsam Geschmack an der Machtfülle, die Sie 

haben, und das finde ich sehr bedenklich, Herr 

Toepffer. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten - Wiard Siebels [SPD]: Sie haben 

doch gerade gesagt, das Parlament 

hat keine Macht! Was denn nun?) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Henze. - Es kann sich 

bereits auf den Weg machen Kollege Peer Lilient-

hal. Sie haben das Wort. 

Peer Lilienthal (fraktionslos):

Vielen Dank, Herr Präsident. - In der Gesellschaft 

bewegt sich etwas. Es gibt viele Menschen, die die 

Corona-Maßnahmen kritisch sehen. Es gibt einige, 

die sie für nicht verhältnismäßig halten, und es gibt 

andere, die sie gar für kontraproduktiv halten. Es 

gibt auch Menschen, denen die Corona-Maßnah-

men nicht weit genug gehen; Frau Modder hat das 

angesprochen. 

Es gibt Kritik gegen diese Maßnahmen innerhalb 

des Parlaments und zunehmend auch außerhalb. 

Wir haben letzten Samstag in meiner Geburtsstadt 

eine Demonstration, eine Versammlung der soge-

nannten Querdenker erlebt, und dabei hat sich 

eine der Sprecherinnen mit Sophie Scholl in eine 

Reihe gestellt. Ich muss schon sagen: Das be-

fremdet auch mich - Frau Modder, ich hätte nie 

gedacht, dass wir da mal einer Meinung sind -,  

aber da fehlen natürlich wenigstens 90 Pfennig zur 

Mark.  

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Weshalb eigentlich? - Sophie Scholl ist uns heute 

in Erinnerung, weil sie mutig gegen ein Regime 

aufgestanden ist. Aber genau dieser Mut ist heute 

nicht erforderlich, um Kritik zu üben, weil auf der 

anderen Seite eben kein totalitäres Regime steht, 

sondern eine Landesregierung, die sich zugege-

benermaßen zwar verdribbelt und verstolpert, die 

aber natürlich nicht totalitär ist. Und deswegen ist 

auch dieser Mut nicht für sich zu vereinnahmen, 

wenn man dagegen aufsteht. Es ist allenfalls der 

Mut, den es braucht, um das erste Mal ein Referat 

in der Realschule zu halten, oder so etwas. Den 

will ich dieser Rednerin gerne zubilligen. Aber es 

ist keinesfalls mit Sophie Scholl vergleichbar. Das 

weise ich deutlich zurück. 

Was mir aber zu denken gegeben hat, ist, dass in 

Hannover eine vierstellige Zahl an Menschen de-

monstriert. Niedersachsen und Hannoveraner sind 

nicht unbedingt dafür bekannt, demonstrations-

freudig zu sein und auf die Straße zu gehen. Das 

ist eine Geschichte, die wir nicht so einfach wegwi-

schen können. Da müssen wir das Ohr an Masse 

halten. Ich würde mir beispielsweise wünschen, 

dass der Ministerpräsident mal auf so eine Demo 

geht und mit den Leuten ins Gespräch kommt und 

die auffängt. Das ist ja eine bunte Truppe. Da ist 

von Refugees-Welcome-Fahnen bis was weiß ich 

alles dabei. Das ist eine sehr amorphe Masse, und 

ich halte es eigentlich für richtig, wenn man da 

direkt, und zwar nicht als Mitglied des Landtages - 

aber meinethalben auch das -, sondern als Teil der 

Landesregierung hingehen und mit diesen Leuten 

sprechen würde. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Lilienthal. - Es folgt Herr 

Kollege Wichmann. Herr Wichmann, bitte sehr! 

Klaus Wichmann (fraktionslos):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 

Ministerpräsident, Sie haben mich gerade recht-

schaffend irritiert. Wenn ich Sie richtig verstanden 

habe, dann haben Sie am Anfang Ihrer Rede aus-
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geführt, dass die COVID-19-bedingte Verschlech-

terung bei den Zahlen der Intensivpatienten gar 

nicht eingetreten ist.  

Aber genau das stand in der Begründung, die ich 

per E-Mail bekommen habe: dass das der Grund 

für Ihre neue Corona-Verordnung sei. Da steht 

drin: Schwere Krankheitsverläufe treten etwa zehn 

bis 14 Tage nach einer Infektion regelmäßig auf. 

Man muss vorher bereits ausreichend gegensteu-

ern. Nachher sei es zu spät, und man riskiert sonst 

eine Überlastung der Krankenhäuser.  

Jetzt wissen wir - sie haben es selbst ausgeführt -: 

Das ist gar nicht eingetreten. 

Ich habe mir die Zahlen vom NDR vorher noch 

einmal angeguckt, weil ich es auch wissen wollte, 

und der NDR hat tatsächlich berichtet - als Bei-

spiel -: am 13. November 191 Intensivpatienten 

COVID-19-bedingt, am 27. November 185.  

Aber hätten die schweren Verläufe nicht eigentlich 

zunehmen müssen, wenn ich der Begründung der 

Corona-Verordnung folge? Ihre Begründung - Sie 

haben es erstaunlicherweise schon selbst zurück-

genommen - hält einer Überprüfung wirklich nicht 

stand. Nehmen Sie die Verordnung deshalb jetzt 

sofort wieder zurück? 

Wissen Sie, was ich dazu sagen würde, wenn man 

mich seit Wochen und Monaten mit einer solchen 

Begründung nicht mehr arbeiten ließe? Ich wäre 

stinksauer! Ich würde mich von dieser Regierung 

innerlich immer weiter und weiter entfernen, -  

(Wiard Siebels [SPD]: Das ist bei 

Ihnen ja sowieso der Fall!) 

- nur, dass sich manche gleich von dem ganzen 

politischen System entfernen, vor lauter Wut, vor 

lauter Frust und vor lauter Hilflosigkeit. Auch das 

ist Ihre Verantwortung! 

(Wiard Siebels [SPD]: Ja, ja!) 

- Ja! 

Die Hälfte aller Gastronomiebetriebe steht kurz vor 

der Insolvenz, Herr Siebels. Das ist auch Ihre Ver-

antwortung.  

(Wiard Siebels [SPD]: Jetzt auch noch 

rechtfertigen! Das hilft Ihnen nicht wei-

ter! Das hilft Ihnen nicht weiter!) 

Das ist keine Folge von Corona, das ist eine Folge 

der groben Streubüchsenpolitik der Regierung, die 

Sie mittragen. Wollen Sie wirklich behaupten, dass 

Sie glauben, -  

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Kollege, letzter Satz! 

Klaus Wichmann (fraktionslos):

- das alles bliebe folgenlos? 

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten - Zuruf von den GRÜNEN: Mas-

ke!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Kollege Wichmann. - Es macht 

sich jetzt Herr Kollege Stephan Bothe, fraktionslos, 

auf den Weg. Bitte sehr! Sie haben das Wort, Herr 

Kollege. 

Stephan Bothe (fraktionslos): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Corona und kein 

Ende in Sicht. Die Maßnahmen werden wieder 

schärfer und die Zahl der positiv Getesteten steigt 

und fällt je nach Teststrategie des RKI. Was aber 

erstaunlicherweise nicht steigt - und das hat mein 

Kollege gerade richtigerweise angesprochen -, ist 

die Zahl der Beatmungspatienten, und das ist nach 

dem Reimann‘schen Panikrechenmodell, das hier 

beim letzten Plenum an die Wand geworfen wurde, 

schon erstaunlich.  

Das Gesundheitssystem ist saisonbedingt belastet, 

aber bei weitem nicht überlastet. Trotzdem müssen 

die Menschen Masken tragen, und dies mittlerwei-

le ohne Sinn und Verstand. Ob auf dem Parkplatz 

vor dem Supermarkt, in den Einkaufsstraßen oder 

in irgendwelchen Klassenräumen - jetzt haben Sie 

auch noch die Arbeitsplätze dazu genommen. 

Bis heute bleiben die Wissenschaft und auch diese 

Landesregierung den Beweis schuldig, dass das 

Maskentragen das Infektionsgeschehen in irgend-

einer Art und Weise beeinflusst. Daher ist dies als 

reine Bürgerschikane einzustufen.  

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten - Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: 

Das Infektionsrisiko sinkt um 80 %!) 

Das Gleiche gilt übrigens für Ihren PCR-Test - bis 

heute nicht validiert und nach dem Infektions-

schutzgesetz kein Nachweis für eine ansteckende 

Erkrankung.  

Es bleibt dabei: Die Bürger müssen weiter unter 

einer Corona-Politik leiden, für die es keinerlei 

Grundlage gibt. Beenden Sie diesen Corona-
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Wahnsinn, und beenden Sie diesen Schaden an 

den Menschen!  

Danke. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Kollege Bothe. - Es macht sich 

auf Herr Kollege Jens Ahrends, fraktionslos, auf 

den Weg. Herr Kollege, ich erteile Ihnen das Wort. 

Jens Ahrends (fraktionslos): 

Herr Präsident, vielen Dank. 

(Unruhe bei der FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Kollege, einen Moment, bitte! - Die FDP-Kol-

legen mögen die Diskussion einstellen, das stört 

etwas. Bitte sehr! 

Jens Ahrends (fraktionslos): 

Nochmals danke. - Meine Damen und Herren, alle 

Maßnahmen der Regierung basieren auf der An-

zahl der durch den PCR-Test positiv getesteten 

Personen. Der Test sucht Spuren des Coronavirus, 

kann dabei aber nicht zwischen Fragmenten eines 

aktiven und denen eines bereits toten Virus unter-

scheiden. Es werden also Menschen, die das Virus 

schon vor Monaten z. B. durch ihr Immunsystem 

besiegt haben, als Neuinfizierte gezählt.  

Um diese Fragmente überhaupt nachweisen zu 

können, werden die Proben je nach Labor 37- bis 

40-mal vervielfacht. Das sind sogenannte Zyklen. 

Würde man diese Zyklen auf 30 reduzieren, wäre 

die Zahl der positiv getesteten Fälle 40 % bis 90 % 

geringer.  

Es ist entscheidend, wie viele Zyklen notwendig 

sind, um Fragmente des Virus überhaupt nachwei-

sen zu können - der sogenannte Ct-Wert. Der 

PCR-Test sagt also rein gar nichts über die Infekti-

osität einer Person aus, solange der Ct-Wert un-

bekannt ist. Die Aussagekraft des PCR-Tests ist 

also so mangelhaft, dass ein portugiesisches Ge-

richt sogar eine Quarantäneanordnung aufgeho-

ben hat. 

Wenn die Landesregierung eine Maskenpflicht 

anordnet, dann muss sie die Menschen auch mit 

FFP2-Masken versorgen; denn selbstgemachte 

Stoffmasken oder Tücher halten das Virus nicht 

auf.  

„Als würde jeden Tag ein Flugzeug abstürzen“, 

sagt Herr Söder. Das ist in den Augen der LKR 

verantwortungslose Panikmache; denn jeden Tag 

sterben in Deutschland auch ohne Corona ca. 

2 600 Menschen.  

(Zustimmung bei fraktionslosen Ab-

geordneten - Zuruf von der CDU: Ah!) 

Letzten Monate waren es sogar weniger als im 

Vorjahr - trotz Corona!  

Über 99,5 % der Menschen unter 70 Jahren über-

leben das SARS-CoV-2-Virus. Konzentrieren Sie 

Ihre Maßnahmen also auf die Risikogruppen! Denn 

Ihre Anordnungen kosten Arbeitsplätze, vernichten 

Existenzen und zerstören unsere Volkswirtschaft. 

Kehren Sie zurück zu Vernunft und Augenmaß!  

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Kollege. - Der nächste Redner 

wird gleich Herr Kollege Harm Rykena, fraktions-

los, sein. Herr Kollege, Sie haben das Wort. Bitte! 

Harm Rykena (fraktionslos):

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Zuerst einmal muss ich die Lan-

desregierung und den Herrn Kultusminister dafür 

loben, dass sie dem Ansinnen der Bundeskanzle-

rin und einiger Stimmen aus der Lehrerschaft wi-

derstehen und den Präsenzunterricht an unseren 

Schulen weitgehend erhalten. Das ist gut. 

Ansonsten jedoch, verehrte Landesregierung, be-

treiben Sie Symbolpolitik. 

Nehmen wir die Bildungspolitik und sprechen wir 

über die 45 Millionen Euro für das Sofortpaket! 

45 Millionen Euro - das ist eine riesige Summe, 

über die wir hier im Normalfall ganz lange diskutie-

ren würden. Das ist eine Summe, die normaler-

weise viele Probleme - z. B. in der Hochschulfi-

nanzierung - hätte abmildern können. 45 Millionen 

Euro! 

Und wofür sollen die ausgegeben werden? Übri-

gens wahlweise, d. h., nicht alle diese Maßnahmen 

kommen bei allen Schülern an. Zum Beispiel für 

FFP2-Masken - wenn die erst einmal getragen 

sind, sind die weg -, für Luftfiltergeräte oder Plexi-

glaswände - im Sommer oder nach Impfung sind 

die Altmetall bzw. Plastikschrott -, für 450-Euro-

Kräfte, die ein halbes Jahr dafür arbeiten sollen. 
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Wer macht das, und wem nützen diese Kräfte wirk-

lich ernsthaft? 

45 Millionen Euro - das ist eine riesige Menge 

Geld. Nachhaltig eingesetzt wird sie nicht. Das 

nenne ich Symbolpolitik - eine sehr teure Symbol-

politik. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Rykena. Vergessen Sie Ihre 

Maske nicht! - Hat er nun eine Maske auf? 

(Zuruf: Er hat sie die ganze Zeit ge-

tragen! - Wiard Siebels [SPD]: Er hat 

vergessen, sie abzunehmen! Das 

kann schon mal vorkommen! Wo das 

doch solch eine Schikane ist!) 

- Er hat die Maske verinnerlicht, Herr Kollege. - 

Herr Rykena, alles gut! 

Jetzt ist Frau Dana Guth, fraktionslos, dran. Frau 

Guth, Sie haben das Wort. Bitte! 

Dana Guth (fraktionslos):

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Ich glaube, ein jeder wünscht 

sich ein Ende der Corona-Zeit und die Rückkehr 

der Normalität, und zwar der alten Normalität und 

nicht der sogenannten neuen Normalität. 

Die Impfung gegen Corona - ein Hoffnungsschim-

mer und Streitthema zugleich. Natürlich sind die 

Menschen mittlerweile so genervt von dieser 

Corona-Krise, dass sie die Impfung als Möglichkeit 

sehen, diesen ganzen Maßnahmen zu entkom-

men. Es gibt aber auch viele Menschen, die Angst 

haben vor dieser Impfung - zu wenig getestet, zu 

kurz die Entwicklungszeit, ein völlig neues Impfver-

fahren -; mit diesen Menschen sollte man dringend 

reden. 

Der Bundesgesundheitsminister verspricht: Es wird 

keine Impfpflicht geben. - Das ist, glaube ich, ein 

ganz wichtiger Punkt. Ich hoffe, dass Sie als Re-

gierung versprechen werden, dass es in Nieder-

sachsen auch keine Impfpflicht durch die Hintertür 

geben wird. Damit müssen Sie sich dringend be-

fassen. Sie müssen den Leuten klarmachen: Es 

wird keine Zwänge geben. Keine Fluglinie, kein 

Veranstalter, kein Gastronom wird einen Impfpass 

verlangen. 

Ein ähnliches Vorgehen war mit der Corona-App 

jetzt schon in Anfängen zu sehen. Die Akzeptanz 

der App ist nicht besonders groß. Trotz allem - es 

besteht keine Pflicht, sie zu nutzen - werden Sie 

heute bei einem Test aufgefordert, die App herun-

terzuladen, ganz einfach damit man Ihnen schnel-

ler das Testergebnis schicken kann. 

Sie werben für Verständnis und Kraftanstrengun-

gen in der Bevölkerung. Akzeptanz erreichen Sie 

nur mit Argumenten und Belegen. Der meistge-

hasste Satz der Eltern zu unseren Kinderzeiten 

war: Weil es so ist! - Diesen sollten Sie dem mün-

digen Wähler in diesem Land nicht ständig zumu-

ten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Frau Kollegin. - Nach der Liste der 

eingereichten Wortmeldungen ist jetzt die Vorsit-

zende der SPD-Fraktion dran. Frau Modder, bitte 

sehr! 

Johanne Modder (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich möchte in mei-

nem Redebeitrag kurz auf Herrn Dr. Birkner einge-

hen, weil er mir Überheblichkeit vorgeworfen hat. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Moralische 

Überheblichkeit, ja!) 

- Sie haben mir Überheblichkeit vorgeworfen.  

Ich will Sie an zwei Sätze erinnern, die Sie in die-

sem Hause gesagt haben: 

Am 30. Juni haben Sie dem Ministerpräsidenten 

vorgeworfen: „Sie gefallen sich in der Rolle der 

exekutiven Notrechtskompetenz.“ 

(Zuruf: Unglaublich!) 

Am 7. Oktober haben Sie beklagt, dass der Land-

tag nicht beteiligt werde, und dann gesagt: Wir 

werden „unserer Aufgaben beraubt“. 

Ich würde mal sagen: Bitte sehen Sie davon ab, 

mir Überheblichkeit vorzuwerfen. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei der CDU) 

Sie müssen es schon ein Stück aushalten, Herr Dr. 

Birkner. Wenn das, was Sie heute Morgen hier 

erklärt haben - dass man sich um die Risikogrup-

pen sozusagen besonders kümmern soll -, auch 
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die Auffassung der FDP ist, dann sollten Sie den 

Leuten genau sagen, was Sie damit meinen. 

(Christian Grascha [FDP]: Das sagen 

wir doch die ganze Zeit! Gucken Sie 

doch einmal in unsere Anträge!) 

Wenn ich Herrn Lindner gestern nur ansatzweise 

verstanden habe, dann wollen Sie z. B. bestimmte 

feste Zeiten, in denen die Risikogruppen - 27 Milli-

onen Menschen - einkaufen dürfen. 

(Christian Grascha [FDP]: Zum Bei-

spiel!) 

Zu den Risikogruppen gehören auch Menschen, 

die noch arbeiten. Wie wollen Sie die denn von der 

Arbeitswelt fernhalten? 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Sie reden hier von Isolation. Die Menschen haben 

ein Recht darauf, zu erfahren, was Ihre Strategie 

dazu ist. Dazu würde ich gerne noch ein paar Sät-

ze hören, damit die Menschen wissen, worauf sie 

sich einlassen. 

Sie sprechen so schön davon, dass viele Bürge-

rinnen und Bürger Sie angerufen haben. Ich glau-

be, wir alle werden von Bürgerinnen und Bürgern 

angerufen, mit ganz unterschiedlichen Ängsten 

und Sorgen. Gott sei Dank rufen vielleicht die Bür-

gerinnen und Bürger, die Sie anrufen, mich nicht 

an - oder umgekehrt. Aber ich sage Ihnen eines: 

Ganz viele sagen, dass sie nicht wissen, wohin die 

FDP eigentlich will. 

Auf der einen Seite wollen Sie öffnen, wollen Sie 

Eigenverantwortung. Auf der anderen Seite sagen 

Sie aber auch: Wir müssen gucken, dass wir dann 

bestimmte Gruppen isolieren. 

(Zuruf von Christian Grascha [FDP]) 

Und Sie wissen genau, dass die Entwicklung der 

Infektionszahlen mit zeitlichem Versatz in den 

Krankenhäusern ankommt. 

Sie müssen schon mal erklären, was Sie wirklich 

wollen. 

Dann noch einen Satz zu der Vereinbarung - der 

Kollege Toepffer ist darauf eingegangen -: Wir 

haben zusammengesessen und uns auf bestimmte 

Sachen verständigt. Jetzt habe ich Ihre Wortmel-

dung gerade eben so verstanden: Wir brauchen 

die Vereinbarung nicht mehr, weil das sozusagen 

geregelt ist. 

Das Einzige, was Ihnen noch fehlt - aber das wird 

im Sonderausschuss heute Nachmittag Thema 

sein -: Gibt es eine klare Trennung der Verantwort-

lichkeiten? Gibt es eine klare Trennung von Exeku-

tive und Legislative? - Das wird die spannende 

Frage sein. 

Aber die Vereinbarung ging noch ein bisschen 

weiter. Ich darf darauf hinweisen: Wir hatten beim 

letzten Mal gesagt, dass es einen Sonderpunkt mit 

verschiedenen Anträgen gibt, die dann hier zur 

direkten Abstimmung gestellt werden. - Sie lehnen 

das damit ab. 

Ich will Ihnen nur sagen: Die Anträge, die von der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gestellt wurden, 

sind im Sozialausschuss behandelt worden. Über 

einen Antrag hat die Kollegin Janssen-Kucz sofort 

abstimmen lassen, weil er aufgrund der Zeit schon 

verfallen war. Bei anderen Anträgen hat sie es 

nicht zur direkten Abstimmung kommen lassen, 

sondern weiter beraten wollen. Da muss man auch 

schon klar benennen, was man hier will. 

Aber zu der Vereinbarung: Ich habe das jetzt so 

verstanden, dass dieses Thema mit Ihnen dann so 

weit durch ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und 

Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Modder. - Herr Dr. Birk-

ner hat sich zu einer Kurzintervention gemeldet. 

Bitte sehr! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Kollegin 

Modder, der Vorwurf der Überheblichkeit, den ich 

vorhin geäußert habe, bezog sich insbesondere 

auf Ihre Äußerung, in der Sie eine politische Hal-

tung - die Sie inhaltlich kritisieren können; das 

halten wir aus; da können wir über alles reden - als 

moralisch verwerflich bewertet haben.  

Da bin ich wirklich empfindlich - Sie können viel-

leicht sagen, dass ich da überreagiere -, weil ich 

den Eindruck habe, dass der politische Diskurs 

Schaden nimmt, wenn man dem Gegenüber gleich 

die moralische Legitimität abspricht, wenn man 

erst einmal nach vorne stellt: „Das halte ich für 

moralisch verwerflich“, und dann sagt: aus dem 

und dem Grund. 
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Das halte ich für grundsätzlich falsch in der Debat-

te. Wir müssen einander immer erst einmal zuge-

stehen: Niemand von uns agiert moralisch verwerf-

lich. Jeder von uns hat moralisch vertretbare Ziele. 

Das halte ich für so problematisch in diesem Dis-

kurs. Deshalb habe ich das so deutlich gesagt. 

Ich bin sehr an einem sachlichen und - wie wir es 

ja pflegen - inhaltlichen Diskurs über die einzelnen 

Punkte interessiert.  

Wir sehen diese Punkte anders. Es würde zu weit 

führen, das jetzt auszuführen. Aber wir können das 

gerne machen. Ein Punkt des Entschließungsan-

trages, den wir in die Debatte eingebracht haben, 

ist der Schutz der vulnerablen Gruppen. Wir kön-

nen gerne eine Debatte darüber führen. 

Zu den anderen Punkten - was die Vereinbarung 

angeht - können wir gerne noch ein Gespräch 

führen. Dazu reicht jetzt aber die Zeit nicht. Viel-

leicht nur so viel - das habe ich eben schon zu 

dem Kollegen Toepffer gesagt -: Für uns ist am 

Ende der Punkt der Entscheidung maßgeblich. 

Das haben wir auch in unserem Gespräch deutlich 

gemacht. Der Vereinbarungsentwurf, der jetzt vor-

liegt, hat da aus unserer Sicht nicht genug Sub-

stanz und Gehalt. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Birkner. - Frau Kol-

legin Modder möchte antworten. Bitte! 

Johanne Modder (SPD): 

Vielen Dank. - Herr Dr. Birkner, nur so viel zu „mo-

ralisch verwerflich“: Ich finde, Sie müssen mit der 

Kritik auch umgehen. Es geht um das, das Herr 

Birkner gestern gesagt hat. Sie sagen, das sei 

auch die Auffassung der FDP hier in Niedersach-

sen. Dann müssen Sie es aushalten, dass man es 

auch bewertet. Ich halte eine Isolation von einer 

bestimmten Menschengruppe - - - 

(Jörg Bode [FDP]: Das ist doch nicht 

wahr!) 

Sie werden das nicht anders hinkriegen. Dann 

sagen Sie doch, wie Sie das machen wollen! 

(Jörg Bode [FDP]: Das steht doch in 

unseren Anträgen!) 

Das halte ich nach wie vor - dazu stehe ich - wirk-

lich für moralisch verwerflich. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Modder. - Es gibt noch 

eine Wortmeldung aus dem Kreis der fraktionslo-

sen Kollegen. Es fehlt noch Herr Christopher Em-

den, der schon im Anmarsch ist. Herr Emden, Sie 

haben das Wort. Bitte! 

Christopher Emden (fraktionslos): 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Gefühlt haben wir heute die 100. Regierungserklä-

rung. Sie von den regierungstragenden Fraktionen 

und von der Landesregierung haben inzwischen 

eine Pandemie, mit der Sie sich seit Monaten aus-

einandersetzen müssen. Und ich muss ehrlich 

sagen: Sie kommen nicht weiter, Sie kommen 

überhaupt nicht weiter. Sie drangsalieren nach wie 

vor die Bevölkerung mit teilweise aberwitzigen 

Regelungen, die jede wissenschaftliche Fundiert-

heit vermissen lassen, die aus der Luft herausge-

griffen sind und zu denen die Bevölkerung ver-

ständlicherweise mehr und mehr sagt: Wir können 

das nicht mehr nachvollziehen. - Auch ich kann 

das nicht nachvollziehen.  

Ich kann auch nicht nachvollziehen, Herr Minister-

präsident, warum Sie eben bei der Debatte zu Ihrer 

Regierungserklärung - ich weiß nicht - 15 Minuten 

oder so nicht im Raume waren. Ich glaube, auch 

Sie sind dessen etwas überdrüssig geworden. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Denn das, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, ist 

das, was wir schon die ganze Zeit erleben, neben 

den Drangsalierungen, die ich gerade angespro-

chen habe: Die ständige Missachtung der Landes-

regierung gegenüber dem Parlament. Sie müssen 

endlich damit aufhören, dem Parlament dermaßen 

mit Missachtung zu begegnen. Sie sollten endlich 

anfangen, das Parlament in die Entscheidungspro-

zesse einzubinden. Denn dann haben wir eventuell 

eine Chance, weil hier ein paar Leute sitzen, die 

ohne Scheuklappen die ganze Sache betrachten.  

(Wiard Siebels [SPD]: Ausgerechnet!) 

Dann haben wir eventuell eine Chance, mal end-

lich zu besseren und umsetzbaren Regelungen zu 

kommen, die die Menschen mitnehmen und nicht 

weiter drangsalieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 
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Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Emden.  

Meine Damen und Herren, aus dem Plenum liegen 

mir jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor, so-

dass ich die Besprechung insgesamt als abge-

schlossen betrachten kann. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Ich rufe die 

Tagesordnungspunkte 3 bis 10 vereinbarungsge-

mäß gemeinsam auf - die ganze Litanei muss ich 

Ihnen jetzt aus protokollgerechten Gründen vorle-

sen -: 

Tagesordnungspunkt 3: 

Abschließende Beratung: 

Corona-Krise in Niedersachsen durch Stu-

fenstrategie begegnen: Bürger, Unternehmen 

und öffentliche Einrichtungen in die Selbstbe-

stimmung entlassen! - Antrag der Fraktion der 

AfD - Drs. 18/6299 - Beschlussempfehlung des 

Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Gleich-

stellung - Drs. 18/7914

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag im 

Hinblick auf die Auflösung der Fraktion der AfD für 

erledigt zu erklären. 

Tagesordnungspunkt 4: 

Abschließende Beratung: 

Kinder schützen - keine kindeswohlgefährden-

den Quarantänemaßnahmen für Kinder und 

Jugendliche in Niedersachsen! - Antrag der 

Fraktion der AfD - Drs. 18/7356 - Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit 

und Gleichstellung - Drs. 18/7916

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag im 

Hinblick auf die Auflösung der Fraktion der AfD für 

erledigt zu erklären. 

Tagesordnungspunkt 5: 

Abschließende Beratung: 

Alleinstehende vor Vereinsamung schützen - 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/7819 - Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Soziales, Gesundheit und Gleichstel-

lung - Drs. 18/7975

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen. 

Tagesordnungspunkt 6: 

Abschließende Beratung: 

Zoos und Tierparks wieder öffnen - Antrag der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/7825 - 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Ernäh-

rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - 

Drs. 18/8010

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen. 

Tagesordnungspunkt 7: 

Abschließende Beratung: 

Niedersachsen in der Krise - Wie schafft das 

Land die Rückkehr zu gesellschaftlicher, öko-

nomischer, kultureller und bildungspolitischer 

Normalität? - Antrag der Fraktion der FDP - 

Drs. 18/6294 - Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Soziales, Gesundheit und Gleichstel-

lung - Drs. 18/8015 - Änderungsantrag der Fraktion 

der FDP - Drs. 18/8059

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen.  

Mit dem Änderungsantrag zielt die Fraktion der 

FDP auf eine Annahme des Antrages in einer ge-

änderten Fassung. Konkret soll eine Änderung des 

§ 10 der Corona-Verordnung erreicht werden. 

Tagesordnungspunkt 8: 

Abschließende Beratung: 

Niedersachsen vorbereiten - Gefahr einer zwei-

ten Pandemiewelle ernst nehmen - Antrag der 

Fraktion der FDP - Drs. 18/6813 - Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit 

und Gleichstellung - Drs. 18/8016 - Änderungsan-

trag der Fraktion der FDP - Drs. 18/8060

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen.  

Mit dem Änderungsantrag zielt die Fraktion der 

FDP auf eine Annahme des Antrages in einer ge-

änderten Fassung. Die Landesregierung soll auch 

mit diesem Änderungsantrag zu einer Änderung 

der Corona-Verordnung aufgefordert werden. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06299.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07914.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07356.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07916.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07819.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07975.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07825.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08010.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06294.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08015.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08059.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06813.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08016.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08060.pdf
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Tagesordnungspunkt 9: 

Abschließende Beratung: 

Arbeits- und Gesundheitsschutz muss auch für 

Pflegekräfte gelten - Anhebung der Höchstar-

beitszeit sofort zurücknehmen - Antrag der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/7815 neu - 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Sozia-

les, Gesundheit und Gleichstellung - Drs. 18/8017

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen. 

Tagesordnungspunkt 10: 

Abschließende Beratung: 

Einhaltung der Corona-Verordnungen umset-

zen - Kommunale Ordnungsbehörden und Ge-

werbeaufsicht personell unterstützen und ver-

stärken - Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen - Drs. 18/7823 - Beschlussempfehlung des 

Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Gleich-

stellung - Drs. 18/8018

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen. 

Wir treten jetzt in die Beratung wohlgemerkt aller 

Tagesordnungspunkte - Punkte 3 bis 10 zusam-

men - ein.  

Eine erste Wortmeldung ist von der antragstellen-

den Seite hier auf dem Tisch: von der FDP-

Fraktion. Kollege Bode, Sie haben das Wort. 

Jörg Bode (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Corona-Pandemie wird uns noch länger be-

schäftigen, und auch die Grundrechtseinschrän-

kungen werden uns noch länger erhalten bleiben. - 

Das sagen nicht wir als FDP, das sagen u. a. die 

Ministerpräsidenten Laschet und Söder. Kanzler-

amtsminister Braun definiert schon einen Zeitraum 

bis mindestens März nächsten Jahres, mit dem 

gerechnet wird. Und der Bundesfinanzminister hat 

in einigen Hilfs- und Unterstützungsprogrammen 

„Mitte nächsten Jahres“ vorgesehen; bis dahin 

sollen derartige Einschränkungen entschädigt und 

ausgeglichen werden.  

Bei einem so langen Zeitraum darf es bei den 

Maßnahmen, die wir einleiten, nicht darum gehen, 

aus einem Lockdown Light im November einen 

Lockdown Long zu machen, der bis März tatsäch-

lich anhält. Es kann auch nicht darum gehen, aus 

einem Lockdown Light einen Jojo-Lockdown zu 

machen, der, wie es jetzt vorgesehen ist, zu Weih-

nachten und Silvester Lockerungen bringt, dann 

wieder Verschärfungen bringt, dann wieder Locke-

rungen bringt, dann wieder Verschärfungen bringt. 

Das führt zur Ermüdung und genau zum Gegenteil.  

Wir brauchen ein langfristiges nachhaltiges Kon-

zept, das Leben mit dem Virus möglich macht: 

gesellschaftliches Leben, wirtschaftliches Leben, 

das soziale Miteinander, und zwar immer unter 

dem Maßstab des Infektionsschutzes. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die FDP 

hat im letzten Plenum hierzu einen Antrag für eine 

nachhaltige Corona-Strategie eingebracht. Wir 

haben hier andere Instrumente zum Schutz der 

Schulen, um sie pandemiefester zu machen, vor-

gestellt. Wir haben hier Konzepte vorgestellt, um 

die sogenannten vulnerablen Gruppen besonders, 

stärker zu schützen.  

Frau Kollegin Modder, wenn wir sagen, vulnerable 

Gruppen, besonders gefährdete Personenkreise 

sollen besser geschützt werden, dann heißt das 

nicht, dass wir sie isolieren wollen, genauso wie 

wir Ihnen nicht vorhalten, dass Sie vulnerable 

Gruppen opfern würden, weil Sie dort nicht stärke-

re Maßnahmen fordern - auf gar keinen Fall!  

Es gibt auch andere Maßnahmen, die nicht in einer 

Isolationshaft von 27 Millionen Deutschen enden 

würden: beispielsweise das Versenden von FFP2-

Masken an diese Altersgruppen, beispielsweise in 

Bezug auf diejenigen, die in Einrichtungen sind, 

über Testkonzepte zu reden, damit sozusagen das 

Virus nicht hereingebracht wird, oder aber entspre-

chend Besuchskonzepte anders ausgestalten. 

Über all diese Dinge kann und sollte man reden. 

Deshalb schlagen wir Ihnen mit zwei Änderungs-

anträgen vor, diese langfristige, nachhaltige Stra-

tegie bereits jetzt umzusetzen - erstens in der Fra-

ge der Betriebsverbote. Wir akzeptieren, dass 

Betriebsverbote jetzt die Regel sein sollen. Aller-

dings sollte da, wo keine Infektionsgefahr gesehen 

wird - und zwar mit Bestätigung der Behörde -, 

wieder die Öffnung möglich sein - mit der kleinen 

Änderung, dass jemand, der gegen die Regelun-

gen zu den Hygienekonzepten verstößt, kein Buß-

geld von 500 Euro zahlt, sondern sich als nicht 

zuverlässig erwiesen hat und die Schließung die 

Folge sein muss, und zwar dauerhaft, nicht nur für 

einen Tag. 

Wir wollen - zweitens - auch die Regelung zu den 

Quadratmeterflächen im Einzelhandel wieder auf 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07815.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08017.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07823.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08018.pdf
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das alte Niveau zurückführen; denn sie sind für 

Abstände von 1,5 m ausgerechnet worden. Wenn 

es damals richtig gerechnet war, dann muss es 

auch heute richtig gerechnet sein. 

Wir erkennen durchaus, dass es Verstöße oder 

andere Situationen gegeben hat, in denen es nicht 

funktioniert hat, wie in Eingangs- oder Parkplatzbe-

reichen von Einkaufszentren. Aber in diesen Fällen 

wurden die Konzepte nicht richtig umgesetzt, die 

nach § 4 der Verordnung vorgeschrieben sind. Das 

ist dann ein Kontrollversagen des Staates. Hier 

muss das Kontrollversagen des Staates eingestellt 

werden und dürfen nicht die Öffnungsmöglichkei-

ten des Einzelhandels aufgehoben werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wol-

len auch im privaten Bereich eine andere Rege-

lung haben. Der Staat sollte sich nicht überneh-

men und Regelungen beschließen, die gar nicht 

exekutionsfähig sind. Es sollte auch nicht dazu 

kommen, dass Weihnachten zum Fest der Denun-

zianten wird und wir nicht nur die anwesenden 

Autos und diejenigen zählen, die aussteigen, son-

dern auch abschätzen, wie alt beispielsweise Kin-

der sind, die in ein Haus oder eine Wohnung ge-

hen. 

Deshalb wollen wir einen starken Appell an die 

Vernunft und das Miteinander der Gesellschaft, 

damit Weihnachten vernünftig und in einer zurück-

haltenden, maßvollen Form - und zwar ohne den 

Polizei- und Kontrollstaat - gefeiert werden kann. 

(Johanne Modder [SPD]: Kontroll-

staat?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das sind 

unsere konkreten Vorschläge.  

Weil wir glauben, dass es dem Wunsch der Gro-

ßen Koalition entspricht, beantragen wir nach § 99 

unserer Geschäftsordnung, über die einzelnen 

Anträge nach den fünf einzelnen, dort enthaltenen 

Ziffern der Corona-Verordnung abzustimmen, um 

nicht sozusagen in einem Wisch mit der Be-

schlussempfehlung des Ausschusses darüber 

hinwegzugehen. Damit könnte man deutlich ma-

chen, was der Landtag in diesen Punkten der 

Corona-Verordnung wirklich im Sinne einer nach-

haltigen Strategie will. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Bode. - Im Paket der 

Tagesordnungspunkte 3 bis 10 sind auch einige 

Anträge der Grünen enthalten. Ich rufe als nächste 

Rednerin Frau Kollegin Janssen-Kucz auf. Bitte! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Am 

10. November haben wir diese Anträge schon 

einmal beraten. Wir haben eine Aktuelle Stunde 

zum Thema Pflegepolitik in Niedersachsen durch-

geführt. 

Ich war sehr erstaunt, in welcher Art und Weise 

SPD und CDU verbal agierten. Es war so, als ob 

man eine Achillesferse getroffen hätte.  

Die CDU verwies zu Recht auf die schwierige Lage 

in der Pflege, vor allem in den Krankenhäusern 

und Pflegeeinrichtungen und darauf, dass man die 

Allgemeinverfügung mit ihrer Regelung über die 60 

Wochenarbeitsstunden brauche, um die ambulante 

Versorgung sicherzustellen und Engpässe abzu-

bauen. Neben dem Dankeschön an die Pflegekräf-

te wurde wieder auf den mitbezahlten Pflegebonus 

verwiesen, den bis heute leider nicht alle Pflege-

kräfte erhalten haben - in den Krankenhäusern 

leider nur ein Teil.  

Ansonsten wurde auf die vielen Pläne in der 

Konzertierten Aktion Pflege verwiesen. Die Beto-

nung liegt auf „Pläne“; denn bis heute wurde keine 

der Ankündigungen umgesetzt. Sie sind eine Luft-

buchung. Im realen Alltag merkt man nichts davon, 

dass da irgendetwas vorankommt. 

Ich muss feststellen, dass Sie als Landesregierung 

im Bereich der medizinischen und der pflegeri-

schen Versorgung Ihre Hausaufgaben nicht ge-

macht haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie sind ohne Plan in die zweite Welle der Corona-

Pandemie hineingelaufen, und jetzt wird auf dem 

Rücken der Pflegekräfte herumgedoktert. 

Ganz extrem fand ich in diesem Zusammenhang 

die SPD. Sie sagte, unsere Anträge enthielten nur 

Allgemeinplätze und Binsenweisheiten. - Ja, da 

haben Sie recht. Was sind denn Binsenweishei-

ten? Es sind allbekannte Informationen, die keine 

Neuigkeiten darstellen. 

Aber gerade diese Binsenweisheiten über die an-

gespannte Lage in der Pflege sind es doch, die 

jeder von uns kennt. Die Bürger und Bürgerinnen, 
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allen voran die Betroffenen, erwarten zu Recht, 

dass sich die Politik kümmert und Abhilfe schafft. 

Wir Grünen haben seit April laufend konkrete For-

derungen zu Pflegekräften und diverse andere 

Punkte zur Entlastung der Kommunen einge-

bracht. 

Was ist mit dem Thema Vereinsamung, nicht nur in 

Pflegeeinrichtungen, sondern auch von Alleinste-

henden? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was ist mit den Belastungen der Ordnungsämter 

und der Gewerbeaufsichtsämter? Wo bleibt eigent-

lich dort das Personal? Es reicht doch nicht, sich 

zurückzulehnen und zu sagen: Wir haben 1 400 

Leute dorthin geschickt. - Die sind nur zur Kontakt-

nachverfolgung dort. 

Wenn wir wirklich wollen, dass die Verordnungen 

konsequent umgesetzt werden, dann müssen wir 

das auch kontrollieren, insbesondere in den Be-

trieben. Denn wie Sie alle wissen, befinden sich 

genau dort die Hotspots, insbesondere in den 

fleischverarbeitenden Betrieben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Sie haben uns im Zu-

sammenhang mit der Verlängerung der Allgemein-

verfügung im Bereich der Pflege gesagt, das wür-

den auch andere Bundesländer tun. - Nein, die 

einzigen Länder, die das tun, sind Mecklenburg-

Vorpommern - und dort nur bei Sonntagsarbeit - 

und Baden-Württemberg, das es an seine Land-

kreise abgegeben und gesagt hat: Wenden Sie 

das Arbeitsschutzgesetz doch einfach mal großzü-

gig an! 

(Widerspruch von Wiard Siebels [SPD]) 

Ich frage mich wirklich: Wo bleiben Ihre Ideen? Die 

Pflegekräfte halten irgendwann nicht mehr durch. 

Sie sind seit neun Monaten im Ausnahmezustand. 

Und Sie kommen wieder mit der Verlängerung der 

Allgemeinverfügung! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zum Thema Freiwilligenregister: Die Pflegekam-

mer wird abgeschafft. Freiwillige im Bereich der 

Pflege sollen sich irgendwo melden, vielleicht bei 

der Bertelsmann Stiftung, und, und, und. 

Meine Damen und Herren - die Redezeit wird nicht 

ausreichen -, wir haben großen Handlungsbedarf. 

Nehmen Sie sich dieser Themen an, und hören Sie 

auf, alles in Bausch und Bogen zu verdammen, 

was von der Opposition kommt! 

(Wiard Siebels [SPD]: Es ist genau 

umgekehrt!) 

Politische Verlässlichkeit und Verantwortung sehen 

anders aus. Vorausschauendes Handeln und Den-

ken scheinen wirklich nicht Ihre Stärke zu sein. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Frau Kollegin. - Die nächste Wort-

meldung kommt aus der SPD-Fraktion. Kollegin 

Dr. Wernstedt, bitte sehr! 

Dr. Thela Wernstedt (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Acht 

Entschließungsanträge auf einen Schlag - auch an 

diesen Anträgen, die sich allesamt mit unterschied-

lichen Maßnahmen zur Eindämmung der Pande-

mie beschäftigen, sieht man, wie lange und facet-

tenreich wir uns als Parlament bereits mit Themen 

rund um Corona beschäftigt haben. 

Über zwei der Anträge ist die Zeit insofern hinweg-

gegangen, als die antragstellende Fraktion nicht 

mehr existiert. Da ist es folgerichtig, dass sie von 

uns als zuständigem Ausschuss für Soziales für 

erledigt erklärt wurden. 

Die Fraktion der FDP hat zwei sehr umfangreiche 

Anträge erarbeitet - einen im April, einen im Juni. 

Im April war im Titel noch die Hoffnung ausge-

drückt, schnell zur Normalität zurückkehren zu 

können. Im zweiten Titel gingen Sie richtigerweise 

von einer zweiten Welle aus. 

Die in beiden Anträgen durchaus differenziert dar-

gestellten Forderungen sind inzwischen weitge-

hend durch Regierungshandeln umgesetzt. Das 

betrifft Teststrategien, Behelfskrankenhäuser, Be-

atmungsplätze, Konzepte für Kitas und Schulen, 

Stärkung des ÖGD, Grippeimpfkampagnen, Aus-

bau der Telemedizin und vieles andere. 

Die Strategie, diese Anträge noch im Verfahren zu 

halten, obwohl man sie schon für erledigt hätte 

erklären können, wurde heute Morgen erkennbar, 

indem Sie, Herr Birkner und Herr Bode, noch ein-

mal neue Forderungen formuliert haben. Man 

macht es nicht überschaubarer, wenn man Anträ-

ge, die sich bereits durch den Zeitablauf erledigt 

haben, jetzt durch ganz aktuelle Aspekte auffrischt. 
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Vielleicht hätte man auch einen neuen Antrag stel-

len können; aber das muss ich Ihnen überlassen. 

(Widerspruch von Dr. Stefan Birkner 

[FDP] und Christian Grascha [FDP]) 

Ich glaube, dass die Regelungen zu der Frage, wie 

viele Personen sich vor und nach den Feiertagen 

treffen dürfen, in der Tat ein Stück weit willkürlich 

sind. Herr Toepffer hat aber bereits eine angemes-

sene Begründung dafür geliefert, warum man sich 

für die Zahl fünf oder eventuell zehn entschieden 

hat. 

Es geht - das wissen Sie alle - um die Zahl der 

Kontakte. Je mehr Kontakte entstehen, desto mehr 

Infektionen und damit auch schwere Verläufe sind 

statistisch zu verzeichnen. Wer sagt, dass in Be-

trieben oder auch in Familien wieder mehr Kontak-

te zugelassen werden dürfen, sollte auch formulie-

ren, an welcher Stelle er dann Kontakte einzu-

schränken gedenkt. Das kann man sich sicherlich 

überlegen. Aber dafür wäre noch ein konkreter 

Vorschlag der FDP-Fraktion vonnöten.  

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei der CDU) 

Der Antrag, über den Herr Bode gesprochen hat, 

ist noch im Verfahren. Wir haben ihn im Sozialaus-

schuss zurückgestellt, weil wir uns damit intensiver 

auseinandersetzen wollten, um zu schauen, an 

welchen Stellen gegebenenfalls zugestimmt wer-

den kann. 

In den letzten Monaten ist viel diskutiert und um 

den richtigen Weg gerungen worden, diese Krise 

zu bewältigen. Im Sozialausschuss konnten wir 

durch die regelmäßigen, sehr zeitnahen und hoch-

rangig besetzten Unterrichtungen - durch die Mi-

nisterin, die Leitung des Krisenstabes oder auch 

die zuständigen Fachreferatsleitungen - immer 

wieder in die kritische Auseinandersetzung über 

die Ausgestaltung und Umsetzung der jeweiligen 

Verordnung eintreten. Das ist jetzt noch einmal, 

wie Sie aus der letzten Ausschusssitzung berichtet 

haben, intensiviert worden. Als Abgeordnete ha-

ben wir viele Rückmeldungen aus der Bevölkerung 

bekommen, die wir auf diese Weise direkt weiter-

leiten und mit denen wir Veränderungen bewirken 

konnten. 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat im letzten 

Plenum zur letzten Corona-Verordnung eine Fleiß-

arbeit abgeliefert. Wie sonst soll man die zahlrei-

chen Anträge zur letzten Plenarsitzung würdigen, 

die überwiegend nur einen oder zwei Forderungs-

punkte enthalten, 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Damit Sie 

das schnell verstehen konnten!) 

fast alle die gleiche Einleitung hatten und sofort zur 

Abstimmung gestellt wurden? 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Sie haben 

sofortige Abstimmung verweigert!) 

Copy-and-Paste macht es in Sekundenschnelle 

möglich.  

Was soll uns das sagen? Soll uns das sagen, dass 

parlamentarische Arbeit nur im Plenum stattfindet? 

Dass die Grünen trotz ellenlanger Fragenkataloge 

seit Monaten im Sozialausschuss immer noch nicht 

die richtigen Fragen gestellt haben? 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Oder dass hier viel heiße Luft für die Öffentlichkeit 

produziert wird? 

(Beifall bei der SPD - Christian Meyer 

[GRÜNE]: Wir wollen entscheiden, 

nicht fragen!) 

Ärgerlich ist vor allem derjenige Antrag, mit dem 

die Grünen in der Öffentlichkeit den Eindruck zu 

erwecken versuchen, dass die Landesregierung 

von oben nach unten eine Erhöhung der Wochen-

arbeitszeit verfüge.  

Die von Ihnen so heftig kritisierte Verordnung ist 

bereits im Frühjahr in Kraft getreten, als niemand 

wusste, wie sich die Pandemie entwickeln würde. 

Auch von Ihnen ist das nicht kritisiert worden. Jetzt 

wurde sie erneut in Kraft gesetzt, da wir zu dem 

Zeitpunkt, zu dem sie erneuert wurde, in einem 

exponentiellen Anstieg der Infektionszahlen waren, 

der jetzt gerade etwas gebremst ist. Vor einem 

solchen Hintergrund muss eine Regierung dafür 

Sorge tragen, dass die Kapazitäten des Gesund-

heitssystems so ausgerichtet werden, dass alle 

Kranken, die es brauchen, versorgt werden kön-

nen. Das ist die Verantwortung einer Regierung. 

Dazu zählt auch eine größere Flexibilität bei der 

Gestaltung von Arbeitszeiten und Schichtmodellen. 

Aber diese ist mitbestimmungspflichtig. Das ist gut 

und richtig so. Denn nur so kann jede Einrichtung 

für sich bestimmen, was zur Krankenversorgung 

nötig ist und was von den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern nicht mehr leistbar ist. Es geht um 

Flexibilität in einer langanhaltenden Krisensituati-

on, um nicht mehr, aber auch nicht um weniger.  

Da wir alle uns seit Monaten in einer nationalen 

Krise befinden, können nicht alle Fragestellungen 

und Probleme im Berufsfeld der Pflege mal so 
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eben beseitigt werden. Es wäre ja schön, wenn wir 

all die neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hät-

ten, die wir bräuchten. Man kann sie sich aber 

nicht backen. 

Alle arbeiten bis zum Anschlag, um diese Krise zu 

bewältigen. Aber die Grünen stellen larmoyant fest, 

dass in den letzten Monaten noch nicht alle gene-

rellen Probleme gelöst sind - so als hätten wir nicht 

im selben Ausschuss gesessen.  

Das Thema Corona wird uns als Parlament weiter 

beschäftigen, und als größte regierungstragende 

Fraktion werden wir das mit unserer Fachlichkeit 

und mit unserem Engagement und in Verantwor-

tung vor unserer Bevölkerung weiter gestalten. In 

diesem Sinne bitte ich Sie, den Abstimmungsemp-

fehlungen der federführenden Ausschüsse zu fol-

gen und die von der FDP-Fraktion heute einge-

brachten Änderungsvorschläge abzulehnen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Dr. Wernstedt. - Es gibt zwei 

Wünsche auf Kurzinterventionen. Es beginnt Herr 

Kollege Bode. Danach hat das Wort der Kollege 

Bajus. 

Jörg Bode (FDP): 

Frau Kollegin Wernstedt, Sie haben gesagt, dass 

die FDP, wenn sie als Ausnahme Öffnungen er-

möglichen will, sagen muss, wo Kontakte be-

schränkt werden sollen. Genau das ist aber nicht 

notwendig, weil wir einen anderen Weg vorschla-

gen, um eine Nachhaltigkeit in den Corona-Verord-

nungen zu haben.  

Wir sagen, dass dort, wo die Möglichkeit zu Kon-

takten besteht, die nicht infektionsgefährdet sind, 

diese Kontakte zugelassen werden sollen. Es geht 

beispielsweise um Kontaktmöglichkeiten in Muse-

en, im gesellschaftlichen Leben, das wieder er-

möglicht werden soll, und natürlich auch um Kon-

taktmöglichkeiten im wirtschaftlichen Leben, das 

wir wieder öffnen wollen, wenn von einer Behörde 

oder einer beauftragten Stelle das Konzept als 

infektionssicher bestätigt wird.  

Die die Landesregierung macht das ja auch. In der 

Corona-Verordnung sagt sie beispielsweise, dass 

Frisörsalons öffnen dürfen, obwohl bei Nagelstu-

dios die gleiche Situation herrscht. Sie begründet 

das damit, dass anderenfalls nach vier Wochen die 

Verwahrlosung unserer Gesellschaft droht. Ich 

persönlich sehe das nicht so, aber das kann natür-

lich jeder anders sehen. Aus meiner Sicht muss 

der Infektionsschutz im Vordergrund stehen, nicht 

die Frage, wie die Frisuren der Einzelnen ausse-

hen.  

Wir verfolgen den Ansatz, zu testen, ob Infektions-

gefahr besteht. Wenn keine Infektionsgefahr be-

steht, soll geöffnet werden können. Damit kämen 

wir nachhaltig, mit Akzeptanz in der Gesellschaft, 

durch die Krise. Ich bitte Sie, noch einmal in sich 

zu gehen und hierüber nachzudenken. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke, Herr Kollege. - Herr Kollege Bajus! - Es 

gibt noch einen Wechsel in der Sitzungsleitung. 

Aber zunächst einmal haben Sie das Wort. 

Volker Bajus (GRÜNE): 

Danke, Herr Präsident. - Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kollegin Thela Wernstedt, ein bisschen 

bin ich doch überrascht, wie Sie auf unsere Fragen 

zu sprechen kommen. 

(Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz 

übernimmt den Vorsitz) 

Ich habe die Arbeit im Sozialausschuss in den 

letzten Monaten als Parlaments-wieder-Neuling 

und als Neuling in diesem Ausschuss mit Faszina-

tion betrachtet, weil das Thema Corona, die Frage, 

wie wir mit der Pandemie umgehen, dort mit gro-

ßem Ernst diskutiert wurde. Man kann mit Sicher-

heit über die eine oder andere Frage streiten. Es 

gilt das alte Sesamstraße-Prinzip: „Wer nicht fragt, 

bleibt dumm“. Aber ich glaube, ohne unseren Fra-

genkatalog hätten wir überhaupt keine Debatten 

über die Corona-Maßnahmen gehabt. Denn das 

war die Agenda in diesem Ausschuss. Die Grünen 

haben die zentralen Fragen gestellt.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vor diesem Hintergrund muss ich mir heute nicht 

anhören, dass wir zwar viele Fragen, aber immer 

die falschen gestellt hätten. Ich schaue nur einmal 

auf die heutige Tagesordnung. Die SPD hat sicher-

lich auch die eine oder andere Frage gestellt, aber 

keine Antwort gehabt. Wir sehen heute auf der 

Tagesordnung eine Menge respektabler Anträge 

von den Kollegen der FDP - auch wenn wir mit 

ihnen nicht immer einer Meinung sind - und eine 

Menge Anträge - der Fleiß ist ja auch gelobt wor-

den - der Grünen. Aber wir sehen überhaupt nichts 

von Ihnen! 
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(Wiard Siebels [SPD]: Woran liegt das 

nur?) 

Die Wahrheit ist doch, dass Sie uns seit Monaten 

immer wieder Hinweise geben: Könnt ihr für uns 

dieses mal fragen oder jenes mal anregen?  

(Glocke der Präsidentin) 

Ich bin von Kolleginnen und Kollegen aus der SPD 

und der CDU immer wieder gebeten worden, doch 

das eine oder andere Thema mal einzubringen. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Bajus! 

Volker Bajus (GRÜNE): 

Tut doch nicht so, als wäret ihr mit allem zufrieden! 

Es kann keine perfekte Corona-Politik gegeben. 

Deswegen brauchen wir den demokratischen Dis-

kurs. Deswegen ist es nicht gerecht, sich hier hin-

zustellen - - - 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Ihre Redezeit ist zu Ende, Herr Bajus. 

(Die Präsidentin stellt dem Redner 

das Mikrofon ab) 

Es tut mir leid, Herr Kollege, aber Sie haben Ihre 

Redezeit so rasant überzogen. Das kann ich nicht 

akzeptieren. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Das war 

aber trotzdem gut! - Beifall bei den 

GRÜNEN) 

Frau Wernstedt möchten Sie auf die Kurzinterven-

tion antworten? - Bitte! 

Dr. Thela Wernstedt (SPD): 

Herr Kollege Bajus, ich weise zurück, dass ich 

behauptet hätte, Sie hätten die falschen Fragen 

gestellt. 

(Volker Bajus [GRÜNE]: Wirklich?) 

- Nein! Ich habe das in Frageform formuliert. 

(Beifall bei der SPD - Volker Bajus 

[GRÜNE]: Hä? - Dr. Stefan Birkner 

[FDP]: Das konnte man schlecht se-

hen! - Christian Meyer [GRÜNE]: Auf 

jeden Fall hat die SPD keine Antwor-

ten! - Unruhe) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Meine Damen und Herren, kommen Sie bitte wie-

der zur Ruhe!  

Mir liegen nun noch Wortmeldungen der fraktions-

losen Mitglieder des Landtages vor. Herr Wich-

mann, bitte! Für Sie gilt ebenso wie alle Nachfol-

genden: 30 Sekunden. Aber ich glaube, Sie sind 

mit der Geschäftsordnung vertraut. 

Klaus Wichmann (fraktionslos):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 30 

Sekunden Redezeit - das ist zu wenig, um auch 

nur einen Gedanken zum Thema wirklich ausfüh-

ren zu können. Gerne würde ich daher meine Re-

dezeit an den Kollegen Stephan Bothe abtreten, 

damit wenigstens einer aus der Gruppe der AfD an 

dieser Debatte sinnvoll teilnehmen könnte. Leider 

erlauben die Regeln dieses Hauses das nicht. Wir 

sollten sie daher überarbeiten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten - Wiard Siebels [SPD]: Wo steht 

das denn geschrieben? - Christian 

Meyer [GRÜNE]: War das ein Beitrag 

zur Sache, oder wie sieht das aus?) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Der Nächste ist der fraktionslose Abgeordnete 

Peer Lilienthal. Bitte schön! Ebenfalls 30 Sekun-

den. 

(Wiard Siebels [SPD]: Der schafft es, 

in der Zeit zur Sache zu sprechen!) 

Wenn die Nachfolgenden die Seitenmikrofone 

benutzen, geht es vielleicht schneller.  

Bitte! 

Peer Lilienthal (fraktionslos):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 30 

Sekunden Redezeit - das ist zu wenig, um auch 

nur einen Gedanken zum Thema wirklich ausfüh-

ren zu können. Gerne würde ich daher meine Re-

dezeit an den Kollegen Stephan Bothe abtreten, 

damit wenigstens einer aus der Gruppe der AfD an 

dieser Debatte sinnvoll teilnehmen könnte. Leider 

erlauben die Regeln dieses Hauses das nicht. 

(Ulrich Watermann [SPD]: Wo steht 

denn das?) 

Sie sollten daher überarbeitet werden. 

Vielen Dank. 
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(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten - Wiard Siebels [SPD]: Sagen Sie 

doch mal, welche Regeln Sie meinen! 

Ach nein, die Redezeit ist ja abgelau-

fen!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Der nächste Wortbeitrag kommt von 

dem Abgeordneten Stefan Henze, ebenfalls frakti-

onslos. Ich möchte Sie bitten, das rechte Mikro zu 

nutzen. 

(Wiard Siebels [SPD]: Genau, das 

rechte Mikro. - Jens Nacke [CDU]: Ich 

fürchte, auch 30 Minuten würden nicht 

reichen, um einen klaren Gedanken 

zu formulieren!) 

- Liebe Kolleginnen und Kollegen, bitte et-

was Ruhe! 

(Weitere Zurufe) 

- Ich bitte noch einmal um Ruhe. 

Stefan Henze (fraktionslos):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 30 

Sekunden Redezeit - das ist zu wenig, um auch 

nur einen Gedanken zum Thema wirklich ausfüh-

ren zu können. 

(Zurufe: Oh!) 

Gerne würde ich daher meine Redezeit an den 

Kollegen Stephan Bothe abtreten, damit wenigs-

tens einer aus der Gruppe der AfD an dieser De-

batte sinnvoll teilnehmen könnte. Leider erlauben 

die Regeln dieses Hauses das nicht. 

(Wiard Siebels [SPD]: Welche Regeln, 

Herr Kollege?) 

Wir sollten sie daher überarbeiten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Kollege Henze. - Ich habe noch 

zwei Wortmeldungen. 

(Stefan Henze [fraktionslos]: Die Zuru-

fe sind sehr störend!) 

- Ja, ich habe eben von hier oben auch ein deutli-

ches Signal gegeben - dem Kollegen Siebels. 

Wir haben noch zwei Wortmeldungen vorliegen: 

die des Kollegen Rykena und die des Kollegen 

Emden. Der wiederholt angesprochene Kollege hat 

sich nicht zu Wort gemeldet. 

Bitte, 30 Sekunden! Und vielleicht besteht die 

Möglichkeit, Herr Rykena, dass wir das Saalmikro-

fon wirklich mit nutzen, so wie andere Kolleginnen 

und Kollegen auch. 

Harm Rykena (fraktionslos):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr ver-

ehrten Damen und Herren! 30 Sekunden Redezeit 

- das ist zu wenig, um auch nur einen Gedanken 

zum Thema wirklich ausführen zu können. 

(Zurufe: Oh! - Jörg Bode [FDP]: We-

nigstens könnte man das mal aus-

wendig lernen!) 

Gerne würde ich daher meine Redezeit an den 

Kollegen Stephan Bothe abtreten, damit wenigs-

tens einer aus der Gruppe der AfD an dieser De-

batte sinnvoll teilnehmen kann. Leider erlauben die 

Regeln dieses Hauses das nicht. 

(Wiard Siebels [SPD]: Welche Re-

geln?) 

Wir sollten sie daher überarbeiten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten - Unruhe) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Die nächste Wortmeldung: der Abgeordnete Chris-

topher Emden! 

(Unruhe) 

- Ich bitte noch einmal um etwas Ruhe. 

(Zuruf von der SPD: Nun kommt ein 

Überraschungseffekt! Passt auf!) 

Christopher Emden (fraktionslos): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 30 

Sekunden Redezeit - das ist zu kurz, um auch nur 

einen Gedanken zum Thema wirklich ausführen zu 

können. Gerne würde ich daher meine Redezeit an 

den Kollegen Stephan Bothe abtreten, damit we-

nigstens einer aus der Gruppe der AfD an dieser 

Debatte sinnvoll teilnehmen könnte. 

(Zurufe: Oh! - Christian Meyer [GRÜ-

NE]: Warum können Sie das eigent-

lich nicht?) 
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Leider erlauben die Regeln dieses Hauses das 

nicht. Wir sollten sie daher überarbeiten. 

(Wiard Siebels [SPD]: Welche Re-

geln? Wieder keine Antwort!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten - Zurufe) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Und jetzt hat das Wort der fraktions-

lose Abgeordnete - vielfach angesprochen - Ste-

phan Bothe. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten - Unruhe) 

Stephan Bothe (fraktionslos): 

Danke, Frau Präsidentin. - Gerne hätte ich über die 

dramatische Situation von Kindern in Familien 

unter Quarantänebedingungen gesprochen. Aber 

leider erlauben die Regeln dieses Hauses nicht, 

dass meine Kollegen ihre Redezeit auf mich über-

tragen. 

(Wiard Siebels [SPD]: Welche Re-

geln? Hallo? - Unruhe - Glocke der 

Präsidentin) 

Da wäre es doch eine wirklich sinnvolle Änderung 

in Zukunft, dass wir die Geschäftsordnung in dem 

Sinne ändern, dass Redezeit übertragen werden 

kann, sodass auch eine Gruppe von sechs Abge-

ordneten die nötigen parlamentarischen Rechte 

bekommt. Das sollte in einer parlamentarischen 

Demokratie so sein. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten - Zurufe) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Bothe, ich muss doch darauf hinweisen, dass 

es hier in diesem Hause keine „Gruppe von AfD-

Abgeordneten“ gibt. Sie sind alle fraktionslose 

Mitglieder des Hauses. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir haben hier oben gesehen, dass Herr Abgeord-

neter Nacke sich zur Geschäftsordnung zu Wort 

gemeldet hat. Bitte schön! 

Jens Nacke (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte gerne auf die einzelnen Wortbeiträge 

der fraktionslosen Abgeordneten zu sprechen 

kommen, die hier gerade vorgetragen wurden, und 

zwar indem ich aus den „Regeln“ - damit meinen 

Sie wohl die Geschäftsordnung des Niedersächsi-

schen Landtages - gerne zwei Passagen zitieren 

möchte.  

Zum einen § 72 Abs. 1. Dort heißt es:  

„Die Rednerinnen und Redner sprechen 

grundsätzlich in freiem Vortrag.“  

Und zum anderen § 73 Abs. 1. Dort heißt es:  

„Die Präsidentin oder der Präsident kann 

Rednerinnen und Redner, die vom Verfah-

rensgegenstand abschweifen, ‚zur Sache‘ 

rufen.“  

Beide Regeln gelten auch für fraktionslose Abge-

ordnete. Ich darf darum bitten, diese Regeln auch 

einzuhalten. 

(Zurufe von fraktionslosen Abgeord-

neten - Christopher Emden [fraktions-

los] erhebt sich ohne Mund-Nase-

Schutz von seinem Platz, um einen 

Zuruf zu machen) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Meine Herren! Bitte nehmen Sie dort hinten wieder 

Platz! Und wenn Sie aufstehen, bitte ich Sie, Ihre 

Maske aufzusetzen. Sie sind nur von der Masken-

pflicht befreit, wenn Sie in Ihrer Glaskabine sitzen. 

(Heiterkeit und Zurufe von der SPD: 

Glaskabine!) 

Jens Nacke (CDU): 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was Sie hier ge-

macht haben, ist eine verkappte Wortmeldung zur 

Geschäftsordnung und bezieht sich auf ein relativ 

langes Schreiben, das Herr Kollege Wichmann in 

Ihrem Namen an den Ältestenrat gerichtet hat.  

Ich darf Ihnen hier berichten, dass sich der Ältes-

tenrat in seiner nächsten Sitzung mit diesem 

Schreiben befassen wird. Dann werden wir Ihr 

Anliegen beraten. Sie können sich darauf verlas-

sen, dass alle Rechte hinreichend berücksichtigt 

werden, die Ihnen als Abgeordneten zustehen. Sie 

sollten nicht den Eindruck erwecken - den Sie auf 

Ihrem Parteitag schon hinreichend bestätigt ha-

ben -, dass Sie letzten Endes eher auf Klamauk als 

auf angemessene parlamentarische Beratung aus 

sind. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
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Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Nacke. - Für die 

CDU-Fraktion liegt eine Wortmeldung des Abge-

ordneten Volker Meyer vor. Bitte, Herr Kollege 

Meyer! 

Volker Meyer (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Einen Punkt hat mir der 

Kollege Nacke vorweggenommen. Dazu braucht 

man auch nicht mehr zu sagen. Aber es ist viel-

leicht auch ganz gut, wenn Sie sich nur mit sich 

selbst beschäftigen. Denn dann gefährden Sie 

nicht die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich möchte gerne noch kurz auf den Kollegen Ba-

jus eingehen. Ich finde es, ehrlich gesagt, ein we-

nig anmaßend, was Sie hier gerade von sich ge-

geben haben. Wir stellen unsere Fragen selber. 

Dafür brauchen wir nicht die Hilfe der Fraktion der 

Grünen, um das einmal klarzustellen. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD 

- Christian Meyer [GRÜNE]: Wo ist 

denn Ihre Dringliche Anfrage?) 

Ich darf daran erinnern, dass wir seit Ende Oktober 

einen dramatischen exponentiellen Anstieg der 

Corona-Infektionen feststellen mussten. Staatliche 

Eingriffe - ich glaube, da sind wir uns auch einig - 

waren daher dringend geboten, um die Kontakt-

nachverfolgung wieder zu gewährleisten und auch 

um unser Gesundheitssystem nicht zu überfordern. 

Dass das entscheidendste und wirksamste Mittel 

hierfür Kontaktreduzierungen sind, haben uns, 

glaube ich, die erste Welle der Pandemie und auch 

der erste Shutdown eindeutig gezeigt.  

Bei Maßnahmen der Kontaktreduzierung müssen 

wir aus unserer Sicht darauf achten, ob es sich um 

Kontakte von existenzieller Notwendigkeit wie z. B. 

in den Lebensbereichen Bildung, Arbeit und Wirt-

schaft handelt oder ob es sich um Kontakte han-

delt, die mehr den Bereich der Freizeit des Einzel-

nen betreffen und nicht unbedingt für jeden exis-

tenziell notwendig sind.  

Genau diese bedeutsame und für uns gravierende 

Differenzierung, meine Kolleginnen und Kollegen 

von FDP und Grünen, finden wir weder in Ihren 

Anträgen noch in Ihren Änderungsanträgen. Auch 

in den Ausschussberatungen haben Sie hierzu 

nichts gesagt.  

In diesem Zusammenhang möchte ich aber auch 

durchaus selbstkritisch auf die getroffenen Ent-

scheidungen für Weihnachten und Silvester einge-

hen. Bei allem Verständnis für Familienbesuche - 

aus infektiologischer Sicht ist es sicherlich schwie-

rig, diese Regelungen nachzuvollziehen. Daher 

kann man nur appellieren - Frau Modder hat es 

vorhin auch schon einmal getan -, sich gerade zu 

dieser Zeit sehr stark an die Abstands- und Hygie-

neregeln zu halten, um nicht wieder ein exponenti-

elles Wachstumsgeschehen zu verursachen.  

Die jetzt geltenden Maßnahmen und Kontaktbe-

schränkungen haben dazu geführt, dass die Men-

schen etwa 40 % weniger Kontakte haben. 

Dadurch haben wir den dramatischen Anstieg der 

Corona-Infektionen gestoppt. Dies zeigt, dass der 

von der Landesregierung eingeschlagene Weg der 

richtige ist und auch zum Erfolg führen wird.  

Sie, meine Damen und Herren aus den Oppositi-

onsfraktionen, greifen sich immer nur einzelne 

Bereiche oder einzelne Teilbereiche, um Betroffe-

ne aus bestimmten Teilbereichen zu begünstigen. 

Die Landesregierung und die Regierungsfraktionen 

haben demgegenüber das gesamte Land Nieder-

sachsen im Blickfeld ihrer Betrachtung.  

Man kann sich eben nicht nur hinstellen und for-

dern, einzelne Bereiche wieder zu öffnen oder 

bestimmte Gruppen zu entlasten. Da müssen Sie 

auch gleichzeitig sagen, welche Maßnahmen Sie 

aus Sicht des Infektionsschutzes gebremst haben 

wollen. Das machen Sie nicht. Herr Bode hat auch 

sehr deutlich gesagt, dass Sie das nicht wollen, 

weil Sie dazu eine andere Auffassung haben. Die-

se Auffassung teilen wir nicht, und das halten wir 

auch nicht für in Ordnung. 

Die seit dem vergangenen Donnerstag - damals 

noch im Entwurf - vorliegende neue Corona-

Verordnung hat dies auch deutlich gemacht. Auch 

hier ging es Ihnen wie den Grünen nur um be-

stimmte Gruppen. Konstruktive Vorschläge zur 

weiteren Eindämmung der Pandemie sind ausge-

blieben.  

Zu all den hier vorliegenden Anträgen, auf die ich 

jetzt nicht im Einzelnen eingehen will - das haben 

meine Vorredner zur Genüge gemacht -, stellen wir 

fest, dass viele Punkte bereits umgesetzt sind oder 

sich in der Umsetzung befinden. Zu nennen - eini-

ge Beispiele sind vorhin bereits genannt worden - 

ist das Thema der neuen Teststrategie, sind die 

erweiterten Beatmungskapazitäten, sind auch Be-

suchsregelungen. Bei anderen Vorschlägen, die 

von Ihnen gekommen sind, ist die Zuständigkeit 
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des Niedersächsischen Landtages vielfach nicht 

gegeben. Daher werden wir die vorliegenden An-

träge ablehnen.  

Ich möchte gern eine Aussage meines Kollegen 

Jens Nacke aus der letzten Plenarsitzung aufgrei-

fen. Er hat hier am 10. November dieses Jahres 

gesagt:  

„Wenn Grüne und FDP eine ernsthafte De-

batte über Maßnahmen zur Bekämpfung der 

Corona-Pandemie wollen, dann müssen sie 

auch ernsthafte Anträge stellen.“ 

Diesem Anspruch sind Sie aus unserer Sicht in der 

letzten Plenardebatte, in den Ausschussberatun-

gen und auch in der heutigen Aussprache nicht 

gerecht geworden.  

(Widerspruch von Volker Bajus 

[GRÜNE] und Christian Grascha 

[FDP]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, durch 

unseren entschlossenen und konsequenten Weg 

sind uns Bilder wie in einigen Nachbarländern 

erspart geblieben - Gott sei Dank! In Niedersach-

sen gab es keine Transporte von Pandemietoten 

durch die Bundeswehr, und es gab auch keine 

Bilder von überfüllten Intensivstationen in Kran-

kenhäusern, in denen Ärztinnen und Ärzte vor 

Triage-Entscheidungen standen.  

All dies zeigt, dass wir sehr viel - wenn auch si-

cherlich nicht alles - richtig gemacht haben. Wir 

können dieser Landesregierung in der Pandemie 

absolut vertrauen.  

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Herr Kollege Meyer, ich wollte Sie nicht unterbre-

chen. Frau Viehoff hatte sich zu einer Zwischen-

frage gemeldet. Würde Sie die noch annehmen?  

Volker Meyer (CDU): 

Die nehme ich an.  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Bitte schön! 

Eva Viehoff (GRÜNE): 

Herr Meyer, Sie haben zu Beginn Ihrer Rede aus-

geführt, dass es zwingend gewesen sei, dass Ar-

beitsmöglichkeiten erhalten bleiben und Freizeitbe-

tätigungen eingeschränkt werden. Gehe ich recht 

in der Annahme, dass Sie davon ausgehen, dass 

die Beschäftigten, Soloselbstständigen und Unter-

nehmerinnen und Unternehmer in der Kultur- und 

Veranstaltungswirtschaft Freizeit machen? Oder 

arbeiten sie? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Bitte, Herr Meyer! 

Volker Meyer (CDU): 

Sehr geehrte Frau Viehoff, es geht bei der Be-

trachtung nicht um einzelne Gruppen. Sie machen 

wieder den gleichen Fehler, den ich Ihnen eben 

vorgeworfen habe. Es geht um die Betrachtung der 

gesamten Wirtschaft. Dort sind uns andere Dinge 

wichtiger als die, die Sie angesprochen haben.  

(Beifall bei der CDU - Christian Meyer 

[GRÜNE]: Das heißt, die Meyer-Werft 

ist wichtiger als die Veranstaltungs-

wirtschaft! - Christian Grascha [FDP]: 

Es gibt doch Wirtschaftszweige, die 

besonders betroffen sind! Das wissen 

Sie doch auch!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Aus der FDP-Fraktion liegt der Wunsch auf eine 

Kurzintervention auf Ihren Wortbeitrag vor. Bitte, 

Herr Bode! 90 Sekunden gemäß § 77 GO LT! 

Jörg Bode (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Kollege 

Meyer, Sie haben eben gesagt, wir hätten uns 

einzelne Gruppen herausgesucht, sozusagen um 

besondere Akzente für diese Gruppen zu setzen. 

Aber genau das ist nicht der Fall.  

Der Antrag der FDP sieht vor, dass alle von Be-

triebsverboten und Dienstleistungsbeschränkun-

gen betroffenen Gruppen wieder öffnen dürfen, 

wenn es ein vom Gesundheitsamt oder einem 

Beauftragten des Gesundheitsamts genehmigtes 

Hygienekonzept mit Nachverfolgung gibt. Das ist 

übrigens ein deutlich anderer und stärkerer Fort-

schritt als bei den Gruppen, die Sie freigeben. 

Beispielsweise geben Sie derzeit die Frisöre ohne 

Prüfung des Hygienekonzeptes frei, obwohl Sie 

genau wissen, dass es in der Vergangenheit zu 

Verstößen und auch zu Schließungen von Frisör-

geschäften gekommen ist, weil man sich dort nicht 

an die Konzepte gehalten hat oder sie nicht aus-

reichend waren.  
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Insofern muss ich den Vorwurf, den Sie erhoben 

haben, zurückweisen und Sie bitten, dort sozusa-

gen noch einmal genau hineinzugehen: Öffnung 

als Ausnahme, wenn ein Infektionsgeschehen 

ausgeschlossen werden kann!  

Sie haben eben gesagt, mit Blick auf Weihnachten 

könne man nur appellieren. Genauso sehen wir 

das auch. Deshalb wollen wir ja auch die Rechts-

verordnung der Landesregierung ändern und ein 

nicht exekutionsfähiges Verbot, das nur zu Denun-

ziantentum führt, in einen starken Appell auch 

dieses Hauses umwandeln.  

Wir freuen uns, dass die CDU unserem Ände-

rungsantrag in dem Punkt zustimmen wird.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Herr Kollege Meyer, möchten Sie 

erwidern? - Es sieht so aus. Bitte schön! Ebenfalls 

90 Sekunden! 

Volker Meyer (CDU): 

Herr Kollege Bode, Frisöre müssen auch heute 

schon ein entsprechendes Hygienekonzept vorle-

gen. Sie haben dies vielfach auch vorgelegt und in 

ihren eigenen Geschäften umgesetzt.  

Zu den von Ihnen angesprochenen Öffnungen: Sie 

haben vorhin davon gesprochen, dass diese kein 

Infektionsgeschehen auslösen. Das ist aber nicht 

nachweisbar. Wir wissen, glaube ich, beide: Je 

näher man mit Leuten zusammen ist, desto eher 

kommt es zur Übertragung von Infektionen. Das ist 

der Grund, aus dem es hier zu entsprechenden 

Einschränkungen gekommen ist. Das können Sie 

auch nicht wegdiskutieren.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Jetzt erteile ich der Ministerin 

Dr. Carola Reimann das Wort. Bitte, Frau Ministe-

rin! 

Dr. Carola Reimann, Ministerin für Soziales, Ge-

sundheit und Gleichstellung: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren Abgeordnete! Die Infektionszahlen in den 

vergangenen Wochen übertreffen die Entwicklun-

gen, die wir im Frühjahr gesehen haben, bei Wei-

tem und ganz erheblich. Wir befinden uns daher 

weiter in einer sehr ernsten Infektionslage. Wir alle 

werden in diesem Winter auf eine harte Probe 

gestellt.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zentrales 

Ziel all unseres Handelns - und das ist zwingend 

geboten - ist es, die Dynamik der Infektionen 

schnell und wirksam zu brechen und damit zu-

gleich gravierende zusätzliche Schäden zu ver-

meiden. Hierin sind sich alle Expertinnen und Ex-

perten einig.  

Wir haben die Niedersächsische Corona-Verord-

nung ab 1. Dezember aufgrund des aktuellen Co-

rona-Geschehens angepasst, die bisherigen Maß-

nahmen verlängert und, soweit erforderlich, mode-

rat verschärft. Die ab morgen geltenden Maßnah-

men im Einzelnen sind in der Verordnung darge-

legt und setzen die gemeinsamen Verabredungen 

der Länder mit dem Bund konsequent in Nieder-

sachsen um. 

Neu ist die umfangreiche Begründung der Verord-

nung. Dies soll der Transparenz und einer Steige-

rung der Akzeptanz der Maßnahmen dienen. 

Unsere wichtigsten Ziele sind weiterhin, das Infek-

tionsgeschehen wieder beherrschbarer zu ma-

chen, den Gesundheitsämtern die Chance zu ge-

ben, die Kontakte der positiv Getesteten nachzu-

verfolgen, und den Krankenhäusern weiterhin eine 

gute Behandlung aller Patientinnen und Patienten 

zu ermöglichen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das wirk-

samste Mittel zur Eindämmung der Pandemie ist 

und bleibt weiterhin die Reduzierung der Kontakte 

der Menschen untereinander. Kontaktreduzierung 

ist und bleibt zentral, und darauf zielen alle Rege-

lungen. Dabei macht - das will ich hier auch noch 

einmal sehr klar betonen - das Gesamtpaket die 

Wirkung. Das Infektionsgeschehen, die Lage in 

den Krankenhäusern und die Möglichkeit der Kon-

taktnachverfolgung sind dabei genauso entschei-

dend wie das Wissen über das Virus, die Behand-

lungsmöglichkeiten und ein zukünftiger Impfschutz. 

Wichtig für den Erfolg ist insbesondere ein ge-

meinsames Vorgehen mit einer hohen gesell-

schaftlichen Akzeptanz.  

Ich gehe davon aus, dass Kontaktreduzierung der 

Wintermodus für die kommenden Monate ist und 

weiter notwendig bleibt.  

Die bisherigen Maßnahmen zeigen erste Wirkung. 

Der exponentielle Anstieg konnte abgeflacht wer-

den. Das ist ein erster Erfolg, und daran sehen wir 
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auch, dass die getroffenen Maßnahmen greifen 

und wir auf dem richtigen Weg sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die vie-

len Anträge und die vorliegenden Einzelanträge 

spiegeln bekannte - auch nachvollziehbare - Wün-

sche und Vorschläge wider. So nachvollziehbar 

diese Wünsche auch im Einzelnen sind, so wider-

sprechen sie doch dem, was jetzt erforderlich ist: 

das Infektionsgeschehen zu senken und unser 

aller Gesundheit zu schützen. Das kann nur gelin-

gen, wenn wir alle gemeinsam das Infektionsge-

schehen eindämmen.  

Deshalb appelliere ich auch heute wieder an Sie 

alle: Helfen Sie mit, das Infektionsgeschehen ein-

zudämmen, helfen Sie mit, das Virus zu bezwin-

gen, und helfen Sie mit, dass wir gemeinsam ge-

sund durch diesen Winter kommen! 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Frau Ministerin.  

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen für 

Wortbeiträge vor. Wir schließen jetzt die Beratung 

und steigen in die Abstimmungen ein. 

(Christian Grascha [FDP]: Frau Präsi-

dentin, wir hatten einen Antrag ge-

stellt!) 

- Ich glaube, das betraf die Tagesordnungspunkte 

7 und 8, wenn ich das richtig sehe. Wir fangen jetzt 

beim Tagesordnungspunkt 3 an, Herr Kollege 

Grascha. Wenn dann noch etwas verkehrt läuft, 

dürfen Sie sich gerne melden. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung zu Tagesord-

nungspunkt 3, Antrag der Fraktion der AfD in der 

Drucksache 18/6299.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit den Antrag der Fraktion der AfD 

in der Drucksache 18/6299 für erledigt erklären 

will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegen-

stimmen? - Bei Gegenstimmen von acht der frakti-

onslosen Abgeordneten. Enthaltungen? - Die sehe 

ich nicht. Das Ergebnis lautet: mehrheitlich abge-

lehnt, also erledigt. 

Jetzt kommen wir zur Abstimmung zu Tagesord-

nungspunkt 4, Antrag der Fraktion der AfD in der 

Drucksache 18/7356.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit den Antrag der Fraktion der AfD 

in der Drucksache 18/7356 für erledigt erklären 

will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegen-

stimmen? - Bei Gegenstimmen der fraktionslosen 

Mitglieder des Niedersächsischen Landtages. Ent-

haltungen? - Die sehe ich nicht. Damit ist der An-

trag erledigt. 

Wir kommen zur Abstimmung zu Tagesordnungs-

punkt 5, Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen in der Drucksache 18/7819.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen in der Drucksache 18/7819 ablehnen will, 

den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim-

men? - Enthaltungen? - Mehrheitlich abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung zu Tagesordnungs-

punkt 6, ebenfalls ein Antrag der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen in der Drucksache 18/7825.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit den Antrag der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen in der Drucksache 18/7825 

ablehnen will, den bitte ich um ein Handzeichen. - 

Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit ist, bei 

Enthaltung von sechs fraktionslosen Mitgliedern, 

auch dieser Antrag abgelehnt. 

Jetzt kommen wir zur Abstimmung zu Tagesord-

nungspunkt 7, Antrag der Fraktion der FDP in der 

Drucksache 18/6294.  

Die auf Ablehnung lautende Beschlussempfehlung 

ist die weitergehende Empfehlung. Nach § 39 

Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 31 Abs. 3 Satz 1 

und Abs. 4 unserer Geschäftsordnung stimmen wir 

daher zunächst über die Beschlussempfehlung ab. 

Nur falls die Beschlussempfehlung abgelehnt wird, 

stimmen wir anschließend noch über den Ände-

rungsantrag ab und dann über den Antrag nach 

§ 81, den der Kollege Bode, glaube ich, gestellt 

hat, die einzelnen Punkte abzustimmen. 

Wir kommen also zur Abstimmung über die Be-

schlussempfehlung. Wer der Beschlussempfeh-

lung des Ausschusses folgen und damit den An-

trag der Fraktion der FDP in der Drucksache 

18/6294 ablehnen will, den bitte ich um ein Hand-

zeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - 

Mehrheitlich abgelehnt. Damit wurde der Be-

schlussempfehlung des Ausschusses gefolgt. 

Die FDP-Fraktion guckt mich so fragend an. Es ist 

aber alles genau richtig. Sie haben ja heute Ände-

rungsanträge eingebracht, und Sie wollen mit die-

sen Anträgen eine inhaltliche Änderung der ur-

sprünglichen Anträge erreichen. Aber die Be-
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schlussempfehlung der Ausschüsse - das gilt auch 

für den nächsten Fall - ist auf eine Ablehnung der 

Anträge gerichtet, und das ist weitergehend als 

eine wie auch immer geartete inhaltliche Ände-

rung. Deshalb stimmen wir über die Beschluss-

empfehlung des Ausschusses ab. 

(Jörg Bode [FDP]: Die GroKo hat 

falsch abgestimmt! - Gegenruf von 

Wiard Siebels [SPD]: Nein, eben 

nicht!) 

Herr Grascha, bitte, zur Geschäftsordnung! 

Christian Grascha (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Genau das, was 

Sie gerade dargestellt haben, hat Herr Kollege 

Bode in seinem Wortbeitrag ja beantragt. Wir wol-

len, dass über unsere Änderungsanträge zunächst 

einmal abgestimmt wird und dann in einzelnen 

Punkten. Uns ging es aber um den Punkt, dass 

zunächst einmal über die Änderungsanträge der 

FDP-Fraktion abgestimmt wird. Da es in der Ge-

schäftsordnung so ist, wie Sie beschreiben, haben 

wir uns auf § 99 bezogen.  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Wir beziehen uns auf § 81 der Geschäftsordnung, 

und nach § 81 ist die Ausschussempfehlung der 

weitergehende Antrag. 

(Christian Grascha [FDP]: Wir haben 

einen Antrag gestellt nach § 99!) 

Wir steigen in eine Geschäftsordnungsdebatte ein. 

Dazu hat sich jetzt der Kollege Siebels zu Wort 

gemeldet. Bitte! 

Wiard Siebels (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Damit wir das ein bisschen sortiert 

kriegen: Zunächst besteht, glaube ich, Einigkeit 

darüber, dass nach § 31 der Geschäftsordnung bei 

sich gegenseitig ausschließenden Änderungsan-

trägen über den weitergehenden zuerst abge-

stimmt wird. Es ist, glaube ich, unstrittig, dass das 

die komplette Ablehnung des Antrags ist, also die 

Beschlussempfehlung des Ausschusses. Und inso-

fern ist es dann auch korrekt, dass Sie für alle 

weitergehenden Überlegungen seitens Ihrer Frak-

tion § 99 bemühen wollen, wonach nämlich der 

Landtag ein abweichendes Verfahren - ich sage es 

mit meinen Worten - quasi frei Schnauze bestim-

men könnte.  

Das machen wir aber nicht, sondern wir stimmen 

hier ganz ordnungsgemäß ab. Aber damit das 

auch im Protokoll ordnungsgemäß vermerkt ist - 

das ist ja letztlich Ihr Begehren, das dahinter-

steht -: Dadurch, dass wir der Ausschussempfeh-

lung folgen, lehnen wir selbstverständlich den 

FDP-Antrag ab. Das steht jetzt so im Protokoll. 

Dann wissen Sie, wo die SPD-Fraktion steht. 

Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Herr Kollege Bode bzw. die FDP-

Fraktion, beharren Sie auf eine Abstimmung nach 

§ 99?  

(Jörg Bode [FDP]: Nein, es ist ja klar, 

wie das ausgeht!) 

- Gut, alles klar. Nur damit Sie nachher nicht sa-

gen, irgendetwas sei hier nicht ganz korrekt gelau-

fen.  

(Jörg Bode [FDP]: Wir würden dem 

Präsidium nie etwas unterstellen! - 

Heiterkeit bei der FDP) 

Wir haben also eine Abstimmung vorgenommen. 

Der Antrag der FDP ist insoweit abgelehnt wor-

den,, und damit wurde der Beschlussempfehlung 

des Ausschusses gefolgt. Zugleich ist damit zu-

gleich der Änderungsantrag der Fraktion der FDP 

in der Drucksache 18/8059 nach § 39 Abs. 3 

Satz 1 in Verbindung mit § 31 Abs. 3 Satz 2 und 

Abs. 4 unsere Geschäftsordnung abgelehnt wor-

den.  

Jetzt kommen wir zur Abstimmung zu Tagesord-

nungspunkt 8, Antrag der Fraktion der FDP in der 

Drucksache 18/6813. Die auf Ablehnung lautende 

Beschlussempfehlung ist auch hier die weiterge-

hende Empfehlung. 

Noch einmal: Nach § 39 Abs. 3 Satz 1 in Verbin-

dung mit § 31 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 unserer 

Geschäftsordnung stimmen wir daher wieder zu-

nächst über die Beschlussempfehlung ab. Nur falls 

die Beschlussempfehlung abgelehnt wird, stimmen 

wir anschließend noch über den Änderungsantrag 

ab.  

Wir kommen also zur Abstimmung über die Be-

schlussempfehlung. Wer der Beschlussempfeh-

lung des Ausschusses folgen möchte, den bitte ich 

um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthal-

tungen? - Damit wurde der Beschlussempfehlung 

gefolgt und der Antrag der Fraktion der FDP in der 

Drucksache 18/6813 abgelehnt. 
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Wir kommen jetzt zur Abstimmung zu Tagesord-

nungspunkt 9, Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen in der Drucksache 18/7815 neu.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen in der Drucksache 18/7815 neu damit ab-

lehnen will, den bitte ich um ein Handzeichen. - 

Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Keine Enthal-

tungen. Mehrheitlich abgelehnt.  

Wir kommen zur Abstimmung über Tagesord-

nungspunkt 10, Antrag der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen in der Drucksache 18/7823. 

Abstimmung zu Nr. 1 der Beschlussempfehlung. 

Wer der Nr. 1 der Beschlussempfehlung des Aus-

schusses folgen und damit den Antrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 18/7823 

ablehnen will, den bitte ich um ein Handzeichen. - 

Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Die sehe ich 

nicht. Mehrheitlich abgelehnt.  

Damit kommen wir zur Abstimmung der Nr. 2 der 

Beschlussempfehlung. Wer der Nr. 2 der Be-

schlussempfehlung des Ausschusses folgen und 

damit die dort aufgeführte, in die Beratung einbe-

zogene Eingabe 2141 für erledigt erklären möchte, 

den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim-

men? - Enthaltungen? - Die sehe ich nicht. Damit 

stelle ich fest, dass auch die Eingabe für erledigt 

erklärt wurde. 

Meine Damen und Herren, damit haben wir die 

Tagesordnungspunkte 3 bis 10 vereinbarungsge-

mäß gemeinsam abgearbeitet und kommen jetzt 

zum 

Tagesordnungspunkt 11: 

Dringliche Anfragen  

Es liegen zwei Dringliche Anfragen vor.  

Die für die Behandlung Dringlicher Anfragen gel-

tenden Geschäftsordnungsbestimmungen setze 

ich als allgemein bekannt voraus.  

Ich weise wie üblich darauf hin, dass einleitende 

Bemerkungen zu den Zusatzfragen nicht zulässig 

sind, und erinnere daran, dass ein fraktionsloses 

Mitglied in einem Tagungsabschnitt insgesamt eine 

Zusatzfrage stellen kann.  

Um dem Präsidium den Überblick zu erleichtern, 

bitte ich Sie, sich wie gewohnt schriftlich zu Wort 

zu melden, wenn Sie eine Zusatzfrage stellen 

möchten. 

Wir beginnen mit 

a) Sorgen die neuen Verabredungen der Minis-

terpräsidentinnen- und - präsidentenkonferenz 

für mehr Infektionsschutz und Planungssicher-

heit, eine mittelfristige Strategie und die Abmil-

derung sozialer Härten? - Anfrage der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/8020

Zur Einbringung hat sich der Abgeordnete der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Volker Bajus zu 

Wort gemeldet. Bitte schön! 

Volker Bajus (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine Damen und 

Herren!

Sorgen die neuen Verabredungen der Ministerprä-

sidentinnen- und -präsidentenkonferenz für mehr 

Infektionsschutz und Planungssicherheit, eine 

mittelfristige Strategie und die Abmilderung sozia-

ler Härten? 

Am 25. November 2020 haben die Ministerpräsi-

dentinnen und -präsidenten gemeinsam mit der 

Bundeskanzlerin die Weiterentwicklung der Maß-

nahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie 

beschlossen. Das Ziel war nach Auffassung von 

Ministerpräsident Weil, eine mittelfristige Strategie 

zum Umgang mit dem Coronavirus zu erreichen. 

Insbesondere die Gastronomie, die Hotellerie so-

wie der Veranstaltungs- und Kulturbereich werden 

auch in den nächsten Monaten massiv von Ein-

schränkungen betroffen bleiben. Die Kontaktrege-

lungen wurden ebenfalls erneut verschärft. Gleich-

zeitig soll in der Woche von Weihnachten bis Sil-

vester eine Lockerung vollzogen werden.  

Weitere Punkte der Videoschaltkonferenz waren 

laut Medienberichten:  

- die Beibehaltung der bisherigen Maßnahmen bis 

mindestens zum 20. Dezember, 

- ab dem 1. Dezember soll eine Umstellung auf 

rein digitale Lehre an Hochschulen und Universi-

täten erfolgen, 

- Schulunterricht und Betrieb von Kinderbetreu-

ungseinrichtungen sollen, neben der Festschrei-

bung zum Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung 

für weiterführende Schulen und der Entzerrung 

der Schülerinnen- und Schülerverkehre, u. a. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08020.pdf
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durch den vermehrten Einsatz von Antigen-

Schnelltests und eine einheitliche Kontrollstrate-

gie sichergestellt werden, 

- besserer Schutz besonders gefährdeter Gruppen 

soll durch die Zuteilung von 15 FFP2-Masken pro 

Betroffene und Betroffenem erreicht werden, 

- Reduzierung der maximalen Personenanzahl im 

Groß- und Einzelhandel, 

- eine Empfehlung für den Verzicht auf Silvester-

feuerwerk, 

- weitere Verschärfungen ab einem Inzidenzwert 

von 200 als sogenannte Hotspot-Strategie. 

Expertinnen und Experten aus verschiedenen Be-

reichen fordern immer wieder eine klare mittel- und 

langfristige Strategie, um die Corona-Pandemie 

effektiver zu kontrollieren, und weiterführende 

Maßnahmen, um das hohe Infektionsgeschehen 

einzudämmen. Gleichzeitig sind die sogenannten 

Novemberhilfen noch immer nicht ausgezahlt und 

die Verhandlungen mit der EU-Kommission über 

die rechtmäßige Ausgestaltung noch nicht abge-

schlossen. Über die Unterstützung der Kommunen 

zur Sicherung der sozialen Infrastruktur wurde 

nicht gesprochen. Die aktuellen Beschlüsse der 

Ministerpräsidentinnen und -präsidenten und der 

Bundeskanzlerin lassen hier viele Fragen offen.  

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesre-

gierung: 

1. Inwiefern konnte das Ziel einer mittelfristigen 

Strategie erreicht werden (bitte unter Nennung der 

Prognose ab, inwiefern die Maßnahmen zur Pla-

nungssicherheit und Eindämmung des Infektions-

geschehens geeignet sind)? 

2. Welche Maßnahmen plant die Landesregierung 

angesichts des verlängerten Lockdowns zusätz-

lich, um die kommunale Ebene, soziale Einrichtun-

gen und die betroffenen Branchen zu unterstützen, 

und wie ist der Stand der Umsetzung von bereits 

beschlossenen Unterstützungsmaßnahmen? 

3. Vor dem Hintergrund, dass die Bundesregierung 

mit der EU-Kommission noch immer über die 

Rechtmäßigkeit der Novemberhilfen verhandelt: 

Wann können die Betroffenen für wie lange mit 

welcher Hilfe rechnen? 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Kollege Bajus. - Für die Landes-

regierung wird Minister Dr. Althusmann antworten. 

Bitte schön, Herr Minister! 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Gesellschaftlich und wirt-

schaftlich stehen wir kurzfristig - in den kommen-

den drei Monaten - vor wirklich großen Herausfor-

derungen. Manche sprechen auch von einem har-

ten Winter 2020/21. Mittelfristig - bis Herbst 2021 - 

ist mit einer wirtschaftlichen Erholung zu rechnen. 

Auf Vorkrisenniveau werden wir voraussichtlich im 

ersten Halbjahr 2022 sein. 

Während für dieses Jahr noch mit einem Rück-

gang des Bruttoinlandsprodukts um 5,1 % zu 

rechnen ist, wird für 2021 bereits von einem Plus 

von 3,7 % ausgegangen. Die in den vergangenen 

Wochen ergriffenen Hilfsmaßnahmen haben daran 

einen Anteil von rund 1,5 %. 

Wirtschaftshilfen und drastische Maßnahmen des 

Infektionsschutzes greifen hier maßvoll ineinander. 

Man stelle sich einmal vor, wir hätten nicht sofort - 

im März oder jetzt für den Dezember - gehandelt! 

Gefordert ist ein Höchstmaß an Disziplin. Denn ob 

die Maßnahmen greifen, liegt zu einem guten Teil 

an uns selbst. Gefordert ist unsere Einsicht in die 

Maßnahmen. Wir müssen ein Stück weit alle unse-

re Corona-Müdigkeit überwinden. Gefordert ist 

unsere Bereitschaft, die Einschränkungen anzu-

nehmen, die die Pandemie uns abverlangt, und 

das Beste daraus zu machen. 

Je mehr wir dies verinnerlichen, desto kürzer wer-

den die Einschränkungen am Ende sein und desto 

leichter werden sie fallen. Ob dies gelingt und wie 

lange der Kampf gegen die Pandemie noch dauern 

wird, das kann niemand wirklich seriös vorhersa-

gen. Aber eines wissen wir nach nunmehr acht 

Monaten Corona-Erfahrung sehr genau: Wer 

nichts tut und meint, alles könne weiterlaufen wie 

bisher, der wird am Ende einen hohen Preis dafür 

bezahlen. - Das wollen wir in Niedersachsen nicht.  

Wir wollen Menschenleben bestmöglich schützen, 

wir wollen unser starkes Gesundheitssystem vor 

einem Kollaps bewahren, und wir wollen unsere 

Wirtschaft und die vielen Arbeitsplätze in Nieder-

sachsen, so gut es geht, durch diese Krise hin-

durchbringen. Keines dieser Ziele kann alleine für 

sich erreicht werden. Deshalb ist die Stoßrichtung 
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der in den letzten Wochen gefassten Beschlüsse 

von Bund und Ländern richtig. 

Einschränkungen erfordern aber immer auch Hilfen 

für diejenigen, die davon betroffen sind. Deshalb 

sind auch diesmal neben den Einschränkungen 

sehr umfangreiche Hilfspakete beschlossen wor-

den. Wir haben in den letzten Monaten in einer 

gewaltigen Kraftanstrengung sehr viel auf den 

Weg gebracht. 

Das erste Landesprogramm der Corona-Soforthilfe 

ist noch im März gestartet, noch bevor es über-

haupt das erste Bundesprogramm gab. Anschlie-

ßend haben wir die Corona-Soforthilfe des Bundes 

durch eigene Programme ergänzt. Im Juli haben 

wir den größten Nachtragshaushalt und das größte 

Konjunkturpaket in der Geschichte unseres Lan-

des auf den Weg gebracht.  

Bis heute haben wir in Niedersachsen rund 

800 Millionen Euro aus den Bundesmitteln der ver-

schiedenen Corona-Hilfsprogramme erhalten. Aus 

Landesmitteln dagegen hat allein das Wirtschafts-

ministerium in den zurückliegenden Monaten rund 

1,7 Milliarden Euro für Programme im Corona-

Zusammenhang eingesetzt und verplant: 300 Milli-

onen Euro für die Corona-Soforthilfen und knapp 

1,4 Milliarden Euro für die Programme des zweiten 

Nachtragshaushaltes. Wir haben also hier im Land 

Niedersachsen bis heute mehr als doppelt so viel 

für die Corona-Bekämpfung aufgewendet, als wir 

aus Bundesmitteln bisher erhalten haben. Das 

sagen ich auch all denjenigen, die in Berlin be-

haupten, die Länder hätten in der Corona-Krise 

nicht genug getan. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD 

- Christian Grascha [FDP]: Dem 

CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden!) 

Im Gegenteil: Unsere Hilfsprogramme decken ein 

breites Spektrum ab und unterstützen genau die 

Branche, die besonders hart betroffen sind und 

keine ausreichende Unterstützung aus den Hilfs-

programmen des Bundes erhalten. Lassen Sie 

mich hierzu einige Zahlen nennen: 

Im Geschäftsbereich des Wirtschaftsministeriums 

haben wir rund 300 Millionen Euro für Soloselbst-

ständige, kleine und mittlere Unternehmen einge-

setzt, 665 Millionen Euro für Investitionen, Innova-

tionen, Breitbandförderung, Kredite für alle Bran-

chen, 180 Millionen Euro für den Tourismusbe-

reich, Veranstaltungen und den Einzelhandelsbe-

reich, 130 Millionen Euro für die Automobilwirt-

schaft, 210 Millionen Euro für den Verkehrsbereich 

mit ÖPNV, Schülerbeförderung, Taxiunternehmen 

und Reisebusbranche, 100 Millionen Euro für neue 

Ideen, Start-ups, Hightech-Inkubatoren. 

Aus dem Wissenschaftsbereich wurden für die 

Corona-Forschung 18 Millionen Euro eingesetzt, 

für Investitionen in die Kliniken gut 60 Millionen 

Euro, zur Unterstützung der Kultur in Niedersach-

sen - für Künstler und für Einrichtungen - gut 

22 Millionen Euro. 

Aus dem Geschäftsbereich des Sozialministeriums 

kamen 50 Millionen Euro für den Pflegebonus, 

rund 277 Millionen Euro für medizinische Kapazitä-

ten - 200 Millionen Euro für Schutzkleidung und 

77 Millionen Euro für Krankenhäuser -, 28 Millio-

nen für Jugendherbergen und Jugendbildungsstät-

ten, ferner Entschädigungszahlungen nach dem 

Infektionsschutzgesetz in Höhe von etwa 250 Milli-

onen Euro. 

Sie sehen, meine Damen und Herren: Die Landes-

regierung ist ihrer Verantwortung gerecht gewor-

den und hat Hilfsprogramme für alle Branchen auf 

den Weg gebracht. 

Aber eines dürfen wir nicht vergessen: Ohne unse-

re Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Ministe-

rien und vor allen Dingen ohne die vielen engagier-

ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der NBank 

wäre dies alles nicht ausgezahlt worden, wäre dies 

am Ende nur eine große Zahl auf einem Stück 

Papier. Deshalb danke ich an dieser Stelle aus-

drücklich - das kommt sehr häufig zu kurz - allen in 

Niedersachsen beteiligten Behörden und ihren 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, natürlich den 

Pflegekräften, aber eben auch den Verwaltungs-

mitarbeitern in unserem Land, die in den vergan-

genen Monaten ebenfalls einen guten Job ge-

macht haben. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD 

sowie Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, sie alle sorgen dafür, 

dass Tausenden von Unternehmen und Selbst-

ständigen schnell geholfen wird und Zigtausende 

Arbeitsplätze erhalten werden können. Das ist 

vorausschauend, das ist nachhaltig, und das ist 

auch verantwortungsbewusst. Das ist es, was in 

der Krise gebraucht wird. 

Darum packen wir in Niedersachsen gemeinsam 

an und stellen Eitelkeiten und persönliche Befind-

lichkeiten zurück. Ich bin sicher: Wir werden trotz 

aller Beschwernisse durch diese Krise kommen. 
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Die Einzelfragen der Dringlichen Anfrage beant-

worte ich wie folgt: 

Zu Frage 1: Inwiefern konnte das Ziel einer mittel-

fristigen Strategie erreicht werden? 

Ziel der mittelfristigen Strategie der Landesregie-

rung war, das exponentielle Wachstum der Neuin-

fektionen in Niedersachsen zu stoppen, insbeson-

dere um die Kapazitäten in der Gesundheitsver-

sorgung und an Intensivplätzen nicht zu überlas-

ten.  

Mittlerweile haben sich die Infektionszahlen wie 

auch die Auslastung der Intensivplätze in Nieder-

sachsen stabilisiert, wenngleich auf einem hohen 

Niveau. Ein Rückgang der Infektionsdynamik kann 

auf Bundesebene ab dem 24. Oktober beobachtet 

werden. 

Die statistische Betrachtung des Infektionsgesche-

hens in Anlehnung an die Zeitpunkte neuer nieder-

sächsischer Vorschriften zur Eindämmung macht 

einen zeitlichen Zusammenhang zwischen beiden 

Aspekten deutlich. Sie zeigt erstens: Die vom Land 

ergriffenen Maßnahmen waren geeignet. Und 

zweitens: Wir haben ein erstes Teilziel erreicht. Die 

Infektionszahlen wachsen nicht mehr exponentiell; 

die Kurve wird flacher. 

Wenn wir die aktuellen Maßnahmen aufrechterhal-

ten, dann ist mit einer fortschreitenden Reduzie-

rung der Reproduktionszahl R zu rechnen. Wir 

hoffen, dass wir einen stetigen Rückgang der Neu-

infektionen und eine abnehmende Anzahl der mit 

COVID-Erkrankten belegten Intensivplätze sehen 

werden. 

Um diese Entwicklung einerseits zu beschleunigen 

und andererseits einen erneuten Anstieg mit grö-

ßerer Sicherheit zu verhindern, gelten nun zusätz-

lich die bekannten, am 25. November beschlosse-

nen Maßnahmen. Ihre Wirksamkeit wird auch wei-

terhin unter Betrachtung der Kennzahlen zum In-

fektionsgeschehen stetig evaluiert. 

Zu Frage 2: Welche Maßnahmen plant die Landes-

regierung angesichts des verlängerten Lockdowns 

zusätzlich, um die kommunale Ebene, soziale Ein-

richtungen und die betroffenen Branchen zu unter-

stützen, und wie ist der Stand der Umsetzung von 

bereits beschlossenen Unterstützungsmaßnah-

men? 

Zu Ihrer Frage stelle ich zunächst einmal fest: Die-

se Landesregierung plant mitnichten zu jedem 

einzelnen Beschluss der Bundeskanzlerin mit den 

Ministerpräsidenten der Länder jeweils separat und 

sozusagen spontan neue Unterstützungsmaß-

nahmen für Betroffene. Unsere Hilfsmaßnahmen 

sind auf längere Dauer angelegt. Sie richten sich 

nach dem tatsächlichen Bedarf der wirtschaftlichen 

Akteure. In Details werden wir gegebenenfalls 

nachsteuern. 

Unsere Maßnahmen dienen dazu, die betroffenen 

Unternehmen, Einrichtungen, Kommunen usw. in 

der Krise insgesamt und damit langfristig zu unter-

stützen. 

Bezogen auf die von Ihnen genannten drei The-

menbereiche - kommunale Ebene, soziale Einrich-

tungen und betroffene Branchen -, kann ich Ihnen 

folgende Zahlen nennen: 

Aus dem Bereich des Innenministeriums und dem 

Bereich des Finanzministeriums sind u. a. die Um-

setzung eines kommunalen Hilfsprogramms mit 

einem Volumen von 1,1 Milliarden Euro zu nen-

nen, insbesondere die Kofinanzierung einer Ge-

werbesteuerausfallpauschale für das Jahr 2020 in 

Höhe von insgesamt 814 Millionen Euro, die Pau-

schale zu Abgeltung krisenbedingter Mehraufwen-

dungen der Gemeinden in Höhe von 100 Millionen 

Euro sowie die Stärkung des kommunalen Finanz-

ausgleiches mit 598 Millionen Euro. 

Aus dem Bereich des Innenministeriums wurden 

bereits drei Maßnahmen umgesetzt. Eine ist noch 

in Planung; das sind die Corona-Sonderprogram-

me für Hilfsorganisationen.  

Im Sozialministerium wurden bereits acht Maß-

nahmen umgesetzt. Eine ist in Planung; es geht 

hierbei insbesondere um die COVID-19-Fragen für 

gemeinnützige Organisationen.  

Im Wirtschaftsministerium wurden 16 Maßnahmen 

bereits umgesetzt. 13 sind in Planung.  

Darüber hinaus sind weitere Maßnahmen ergriffen 

worden: von der Staatskanzlei, vom Umweltminis-

terium - dort sind es allein sieben Maßnahmen, 

u. a. die Richtlinie für den Bereich Sportstätten-

bau - und aus dem Bereich des Kultusministeri-

ums; dort geht es u. a. um die IT-Infrastrukturaus-

stattung für unsere Schulen.  

Also, alle Ressorts arbeiten hier Hand in Hand. 

Insgesamt sind das deutlich über 40 Maßnahmen. 

Das zeigt, dass die Niedersächsische Landesre-

gierung die Betroffenen in der Krise nicht allein-

lässt. Auf uns kann man vertrauen! 
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Zu Frage 3: Vor dem Hintergrund, dass die Bun-

desregierung mit der EU-Kommission noch immer 

über die Rechtmäßigkeit der Novemberhilfen ver-

handelt: Wann können die Betroffenen für wie 

lange mit welcher Hilfe rechnen?  

Die Europäische Kommission hat am 19. Novem-

ber 2020 die Genehmigung der Anpassungen, 

insbesondere die Verlängerung bis zum 30. Juni 

2021, der bereits genehmigten Beihilfemaßnah-

men unter dem Temporarily Framework im Zuge 

der vierten Änderung erteilt. Dies betrifft die Klein-

beihilfen-Regelung 2020, die Bundesregelung 

Bürgschaften 2020, die Bundesregelung Darlehen 

2020 sowie die Bundesregelung Forschungs-, Ent-

wicklungs- und Investitionsbeihilfen dieses Jahres.  

Zudem wurde die Bundesregelung Fixkostenhilfe 

am 19. November 2020 seitens der EU-Kommis-

sion notifiziert, sodass im Rahmen der November-

hilfe und der Novemberhilfe plus nun insgesamt 

Zuschusshöhen von 4 Millionen Euro beihilferecht-

lich möglich sind. Die Novemberhilfe des Bundes 

ist am Mittwoch, den 25. November, in allen Bun-

desländern gestartet.  

Gleichzeitig hat der Bund für die Verlängerung des 

Teillockdowns bereits eine Dezemberhilfe ange-

kündigt. Auch die Überbrückungshilfe III soll bis 

Juni 2021 mit verbesserten Konditionen insbeson-

dere für Soloselbständige fortgeführt werden.  

Die Unternehmen, Soloselbstständigen, Angehöri-

ge der freien Berufe werden zusammenfassend 

seit März 2020 bis vorerst Juni 2021 durchgehend 

finanziell seitens des Bundes und der Niedersäch-

sischen Landesregierung unterstützt. 

Meine Damen und Herren Abgeordnete, die Be-

kämpfung der Corona-Pandemie fordert unseren 

vollen Einsatz. Wir müssen jeden Tag aufs Neue, 

jeden Tag flexibel auf die aktuellen Entwicklungen 

reagieren. Ein starres Festhalten an einmal ge-

troffenen Festlegungen zur Pandemiebekämpfung 

kann es deshalb nicht geben. Wir werden immer 

wieder kurzfristig, aber dennoch passgenau rea-

gieren müssen. Und genau das tut die Nieder-

sächsische Landesregierung.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Minister.  

Wir kommen jetzt zu den Zusatzfragen. Die erste 

Zusatzfrage aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen stellt der Kollege Volker Bajus. Ich bitte darum, 

dass die Fragestellerinnen und Fragesteller die 

Saalmikros und Seitenmikros nutzen und die Lan-

desregierung vom Redepult antwortet. 

Bitte, Herr Bajus! 

Volker Bajus (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine Damen und 

Herren! Vielen Dank für die Informationen, die wir 

gerade erhalten haben.  

Vor dem Hintergrund, dass Sie erklärt haben, dass 

die mittelfristige Strategie mit dem jetzigen Plateau 

an Infiziertenzahlen eigentlich schon erreicht sei 

und man hoffe, damit eine Absenkung zu schaffen: 

Wie sieht denn dann die mittelfristige Strategie für 

das nächste Quartal aus, wenn die Zahlen womög-

lich wieder ansteigen oder gleichbleiben? Welche 

Maßnahmen will die Landesregierung denn dann 

ergreifen? Gibt es überhaupt eine Strategie für 

diesen Fall, und was hat dann der Ministerpräsi-

dent vor der MPK mit „mittelfristige Strategie“ ge-

meint, wenn das schon heute erledigt sein sollte? 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Ich würde jetzt aufhören, weitere Fragen zu stellen; 

sonst müsste ich daraus zwei machen. 

(Jörg Bode [FDP]: Es waren doch 

zwei!) 

- Es waren zumindest zwei; darüber sind wir uns 

einig. Liebe Kolleginnen und Kollegen, achten Sie 

darauf: Kurz und knapp und eine Frage! 

Jetzt antwortet Herr Minister Althusmann - auf zwei

Fragen. 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Ich versuche, die 

beiden Fragen zusammenzufassen.  

Herr Abgeordneter Bajus, Sie haben nach der 

Strategie für die kommenden Monate gefragt. Da 

wir im Rahmen des Konjunkturpaketes und des 

zweiten Nachtragshaushalts alle unsere Maßnah-

men auf die Jahre 2020 und 2021 ausgelegt haben 

und alle Maßnahmen zum Teil schon jetzt, im No-

vember, angelaufen sind bzw. im Dezember anlau-

fen und wir hier mit einer Größenordnung von im-

merhin ca. 1,4 Milliarden Euro hantieren, werden 

diese Maßnahmen weit bis ins nächste Jahr hin-

einreichen.  
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Wir wissen im Moment noch nicht - da können wir 

die Finanzkraft des Bundes in keiner Weise toppen 

oder ersetzen -, ob die 15 Milliarden Euro der No-

vemberhilfe, die 17 Milliarden Euro der Dezember-

hilfe und die 25 Milliarden Euro der Überbrü-

ckungshilfe III ausgeschöpft werden. Was wir aber 

sagen können, ist: Sollte das Infektionsgeschehen 

in den nächsten Monaten - möglichst im landes-

weiten Durchschnitt - unter 50 gehen, werden wir 

über Lockerungen zu reden haben. Das ist allen 

Beteiligten klar. Wenn das allerdings nicht der Fall 

ist, werden wir alle Maßnahmen, die wir jetzt auf 

den Weg gebracht haben, konsequent fortsetzen. 

Und wir müssen noch einen langen Weg gehen. 

Die Programme sind noch nicht voll ausgeschöpft.  

Ein Programm läuft exzellent: Das sind die Investi-

tionshilfen für unsere kleinen und mittelständi-

schen Betriebe.  

Noch nicht optimal angelaufen - da müssen wir 

auch ehrlich sein - sind die Innovationshilfen, d. h. 

die Anträge von Unternehmen, die die Frage be-

treffen, was jetzt getan werden muss, um sich 

langfristig aufzustellen, um am Ende wirtschaftlich 

gestärkt aus der Corona-Pandemie herauszukom-

men. Da geht es z. B. darum: Was ist an technolo-

gischen Innovationen, Produktionstechnologien für 

meinen Betrieb möglicherweise das entscheidende 

Moment, wofür ich einen Antrag auf Förderung 

durch das Land stelle?  

Diese Anträge sind komplex, und von daher sind 

sie auch unterschiedlich zu bewerten. Insofern 

kann ich Ihnen heute noch nicht sagen, ob im Ja-

nuar, Februar oder März noch einmal ein völlig 

anderes, gezielteres Programm kommt. Wir wer-

den erst einmal unsere Maßnahmen komplett um-

setzen und darauf hoffen, dass wir dieses Geld im 

Sinne der Betriebe in Niedersachsen an der richti-

gen Stelle investieren.  

Bitte beachten Sie bei aller Kritik, die man als Op-

position zu Recht an einer Landesregierung üben 

kann: Die Situation der Betriebe in Niedersachsen 

im Bereich der Gastronomie, im Bereich der 

Schausteller, im Bereich der Reisebüros ist enorm 

angespannt. Viele haben ihr Eigenkapital in den 

letzten Monaten nahezu aufgebraucht. Die kom-

men jetzt an ihre Grenze. Viele werden möglicher-

weise über die Weihnachtszeit ihre Existenz auf-

geben müssen oder spätestens im Frühjahr des 

kommenden Jahres erkennen, dass sie so nicht 

weitermachen können. Das zu verhindern, ist Ziel 

aller Maßnahmen der Landesregierung. Dafür 

stellen wir insgesamt rund 1,7 Milliarden Euro an 

Wirtschaftshilfen zur Verfügung. Ich glaube, das ist 

ein umfangreiches Paket, neben den Bundeshilfen. 

Hier greift alles ineinander.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die dritte Zusatzfrage 

aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: Der Kol-

lege Volker Bajus!  

(Eva Viehoff [GRÜNE]: Bitte nur eine!) 

- Bitte nur eine, weil ich noch zwei Fragen aus der 

Grüne-Fraktion vorliegen habe. Dann ist das Kon-

tingent ausgeschöpft. 

Volker Bajus (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Ich versuche es mit einer Frage. Wie sieht 

denn die Kommunikationsstrategie aus, die die 

Landesregierung in den nächsten Wochen zur 

Anwendung bringen will, die auch im Bund-Länder-

Papier gefordert ist, die einheitlich sein soll und die 

heute Morgen vom Ministerpräsidenten als trans-

parent und niedrigschwellig bezeichnet wurde? 

(Beifall bei den GRÜNEN - Christian 

Meyer [GRÜNE]: Bravo, das war eine 

Frage!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Danke schön. - Frage akustisch verstanden? - Herr 

Minister antwortet Ihnen auf die Frage nach der 

Kommunikationsstrategie. Bitte schön! 

(Unruhe) 

- Bevor Sie beginnen, möchte ich darum bitten, 

dass ein bisschen mehr Ruhe einkehrt. Ich glaube, 

wir merken es in Teilen nicht, dass wir lauter spre-

chen, wenn wir die Maske aufhaben. Und das 

Echo in den Schutzglaskästchen ist auch sehr laut.  

Bitte, Herr Minister! 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Ihre Frage, Herr Abgeordneter Bajus, setzt voraus, 

dass es insgesamt Kritik an der Kommunikations-

strategie der Landesregierung oder des Landes 

gäbe. Das kann ich aber nicht wirklich nachvollzie-

hen. Denn über die IHKen und alle denkbaren 

Kanäle, die wir haben, verbreiten wir Informationen 

über alle unsere Förderprogramme.  
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Die Kommunikation in den nächsten Wochen und 

Monaten wird sich am tatsächlichen Infektionsge-

schehen ausrichten. Der Landtag hat einen Coro-

na-Sonderausschuss eingerichtet. Es gibt Plenar-

sondersitzungen zum Thema Corona, heute zum 

wiederholten Male. Wir informieren regelmäßig und 

werden uns auch in der Kommunikation an der 

jeweiligen Situation ausrichten. 

Uns liegt eine Anfrage von Abgeordneten der FDP-

Fraktion vor, die auch mit Blick auf den Wirt-

schafts- bzw. Haushaltsausschuss nachgefragt 

haben, welche Förderprogramme es gibt.  

Zurzeit sind alle 12 Förderprogramme, die bereits 

veröffentlicht sind, kommuniziert. Weitere 13 sind 

angekündigt. Das betrifft u. a. Kinos, Reisebüros 

und Schausteller. Diese Maßnahmen werden an-

gekündigt und im Laufe des Dezembers umge-

setzt. Informationen darüber stehen auf der Inter-

netseite des Wirtschaftsministeriums zur Verfü-

gung. 

Vermutlich wollen Sie ein Strategiepapier über 

grüne, gelbe, rote, orange usw. Stufen bis zum 

März des kommenden Jahres vorgelegt bekom-

men. Wenn Sie Ihrerseits sagen könnten, wie sich 

der durchschnittliche Inzidenzwert in Niedersach-

sen in den nächsten drei Monaten voraussichtlich 

entwickeln wird, könnten wir Ihnen klar sagen, was 

wir wann wo tun.  

Wir haben genauso wie zu Beginn des Jahres der 

Corona-Pandemie ein Strategiekonzept mit Blick 

auf Ausstiegs- bzw. Lockerungsmaßnahmen, das 

vorgibt, was zu tun und was denkbar ist, sobald 

Inzidenzwerte von 35 und 50 erreicht werden und 

die Infektionskurve für ganz Niedersachsen ab-

flacht. 

Darüber werden wir zu gegebener Zeit innerhalb 

der Landesregierung und im guten Einvernehmen 

in der Koalition beraten, Sie darüber unterrichten 

und Rücksprache mit Ihnen halten. Vermutlich wird 

es wieder eine Plenarsitzung geben, in der wir 

entsprechend unterrichten werden. Ich hoffe, das 

ist insoweit ausreichend transparent und kommu-

nikativ. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Zur vierten Zusatzfrage der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen erteile ich Frau Abgeordneter 

Miriam Staudte das Wort. Bitte schön! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Wie müssen sich 

die 8 Millionen Niedersächsinnen und Niedersach-

sen die ausgeweitete, niedrigschwellige Teststra-

tegie rund um Weihnachten vorstellen, was die 

Dauer bis zu einem Testergebnis angeht, was aber 

auch die Anzahl der zusätzlichen Tests angeht? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Frau Ministerin Reimann wird ant-

worten.  

(Volker Bajus [GRÜNE]: Das interes-

siert wirklich keine Sau!) 

- Herr Kollege Bajus, wir sind jetzt mit der Beant-

wortung der Dringlichen Anfragen befasst. Ich will 

den Satz nicht wiederholen, den Sie eben sehr laut 

gesagt haben. Hier oben ist wirklich jedes Wort zu 

verstehen. 

(Volker Bajus [GRÜNE]: Das war ein 

Dialog unter uns!) 

- Ich weise noch einmal darauf hin: Wir haben hier 

schwierige Rahmenbedingungen. Der Satz kam 

gewissermaßen wie in einem Schalltrichter hier an. 

Bitte schön, Frau Ministerin! 

Dr. Carola Reimann, Ministerin für Soziales, Ge-

sundheit und Gleichstellung: 

Ja, man hört hier sehr gut, wie in einem Schall-

trichter. 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Die Frage war, wie über Weihnachten 

getestet wird und was die Teststrategie ist. 

Sie wissen, dass der Bund seit Mitte Oktober eine 

neue Teststrategie hat. Auch wir in Niedersachsen 

setzen Antigentests als Point-of-Care-Tests sehr 

umfänglich ein. Wir haben den Einrichtungen eine 

entsprechende Handreichung und ein Musterkon-

zept zur Verfügung gestellt, sodass diese Tests 

auch sehr schnell eingesetzt werden können.  

Eine Vorgabe des Bundes ist, dass die Gesund-

heitsämter damit einverstanden sein müssen und 

es ermöglichen müssen, dass Tests bestellt wer-

den. Das ist bereits in großem Umfang passiert. 

Ich habe sehr begrüßt, dass die Ministerpräsiden-

tinnen und Ministerpräsidenten und die Kanzlerin 

es in ihrem jetzigen Beschluss ermöglicht haben, 

dass nicht nur 20, sondern sogar 30 Tests pro 
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Bewohnerin und Bewohner zur Verfügung gestellt 

werden.  

Diese werden über die Kassenärztliche Vereini-

gung gegenüber der gesetzlichen Krankenversi-

cherung abrechnungsfähig sein. Das ist auch der 

Grund, warum unser Ministerpräsident heute sehr 

klar darauf hingewiesen hat, dass wir finanzstarke 

Kassen brauchen. Denn damit ermöglichen wir, 

dass geschützte Besuche stattfinden können und 

die Betroffenen die Tests nicht bezahlen müssen - 

weder die Besucher noch die Bewohner. All das 

wird von der gesetzlichen Krankenversicherung 

getragen. 

Die Musterkonzepte haben wir extra dafür erarbei-

tet. Wir wollen ermöglichen, dass die Einrichtungen 

mit Blick auf Weihnachten auf Besucher vorbereitet 

sein können, die nicht regelmäßig in die Einrich-

tungen kommen, und dann auch genügend Tests 

haben. Daher hat es eine Erhöhung der Tests 

gegeben, die pro Person zur Verfügung stehen. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die fünfte und damit 

letzte Zusatzfrage für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen stellt Frau Abgeordnete Viehoff. Bitte 

schön! 

Eva Viehoff (GRÜNE): 

Danke schön, Frau Präsidentin. - Wie bewertet die 

Landesregierung die Tatsache, dass es wohl nicht 

zu einem Unternehmerlohn für Soloselbstständige 

im Kultur- und Veranstaltungsbereich kommen 

wird? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Danke schön. - Bitte, Herr Minister Althusmann! 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Wir gehen im Moment davon aus, dass die 

Überbrückungshilfe III ab Januar einen sogenann-

ten Unternehmerlohn vorsieht. Ich sage ganz be-

wusst „sogenannt“, weil er etwas anders ausge-

staltet sein wird.  

Ich möchte deshalb hervorheben, dass für Solo-

selbstständige - also insbesondere auch Künstle-

rinnen und Künstler sowie Kulturschaffende - diese 

Art von Unternehmerlohn in folgender Form einge-

führt wird:  

Es soll eine Pauschale in Höhe von 25 % des Um-

satzes im Vorjahreszeitraum gewährt werden. 

Diese sogenannte Neustarthilfe beträgt einmalig 

bis zu 5 000 Euro. Voraussetzung ist ein Umsatz-

einbruch im Vergleich zum Vorjahr von 50 %.  

Das ist der derzeitige Verhandlungsstand. Die 

Überbrückungshilfe III ist noch nicht endgültig aus-

verhandelt. Bund und Länder ringen dabei noch 

um die richtige Summe bzw. um die richtigen Hö-

hen. 

Die Fördersummen im Rahmen der Überbrü-

ckungshilfe III werden nach derzeitigem Stand 

deutlich angehoben. Während bisher 50 000 Euro 

pro Monat an Förderung gewährt werden können, 

sind zukünftig 200 000 Euro pro Monat möglich. 

Über den gesamten Förderzeitraum entspräche 

das sogar einer Förderhöchstsumme von 1,2 Milli-

onen Euro.  

Auch ist wichtig, dass der Katalog der förderfähi-

gen Fixkosten erweitert wird. So werden zukünftig 

Ausgaben für die Instandhaltung und von Moderni-

sierungsmaßnahmen, aber auch Abschreibungs-

kosten bei der Bemessung der Hilfeleistung ent-

sprechend berücksichtigt. 

Die Überbrückungshilfe III wird von Januar bis Juni 

2021 gezahlt. Wenn die November- und Dezem-

berhilfen ausgelaufen sind, wird das Land Nieder-

sachsen die jetzt anlaufende und einschließlich 

des Dezembers noch bis zum Jahresende laufen-

de Überbrückungshilfe II des Bundes in einem 

Volumen von 50 Millionen Euro aus Landesmitteln 

aufstocken, um - weil Sie Schausteller und Solo-

selbstständige in der Veranstaltungswirtschaft im 

weitesten Sinne angesprochen haben - zur Liquidi-

tät des Schaustellergewerbes und der Veranstal-

tungsbranche in Gänze beizutragen. 

Eine entsprechende Richtlinie des MW befindet 

sich gerade zur Stellungnahme beim Landesrech-

nungshof. Die Veröffentlichung ist für die nächsten 

Tage geplant. Gefördert werden sollen hier Unter-

nehmen der Veranstaltungswirtschaft und des 

Schaustellergewerbes, wenn sie die Überbrü-

ckungshilfe II des Bundes erhalten. Die Veranstal-

tungswirtschaft erhält für die Monate April bis De-

zember einen pauschalierten Umsatzverlustaus-

gleich in Höhe von 10 % des Vorjahresumsatzes. 

Wer Nothilfe des Bundes erhält, kann für diesen 

Zeitraum keine Liquiditätshilfe des Landes erhal-

ten. Wegen der begrenzten Mittel ist eine Decke-
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lung der Förderung auf 50 000 Euro pro Unter-

nehmen erforderlich. Zusammen mit der Bundes-

förderung kann also ein Unternehmen bis zu 

250 000 Euro erhalten. 

Wir versuchen mit unseren Landesgeldern - unse-

re Möglichkeiten sind bekanntlich deutlich geringer 

als die Möglichkeiten des Bundes, was die Steuer-

einnahmesituation und die Steuerverteilung zwi-

schen Bund, Ländern und Kommunen betrifft -, 

gezielt in die Bereiche hineinzugehen, die der 

Bund nicht komplett abdecken kann. Das gilt ins-

besondere für den Bereich der Schausteller, für die 

Veranstaltungswirtschaft und zu einem nicht uner-

heblichen Teil auch für die Reisebüros.1

Unser Gesamtprogramm ist so differenziert aufge-

legt, dass man tatsächlich gezielt über den großvo-

lumigen Ansatz des Bundes hinausgehen und das 

miteinander kombinieren kann. Das haben wir alles 

geprüft. So versuchen wir, auch für die Kultur-

schaffenden in diesem Bereich eine Art Unterneh-

merlohn auf den Weg zu bringen. 

Ich hoffe, ich habe Ihre Frage damit beantwortet. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt von 

der CDU-Fraktion der Abgeordnete Karl-Heinz 

Bley. Bitte! 

Karl-Heinz Bley (CDU): 

Frau Präsidentin! Es gibt eine Reihe von Förderin-

strumenten. Ich frage die Landesregierung, inwie-

weit die Förderprogramme aus dem zweiten Nach-

tragshaushalt angelaufen sind.  

Meine zweite Frage: Sind weitere Fördermaßnah-

men für die arg betroffene Gastronomie und deren 

Zulieferbetriebe geplant? 

Danke. 

1 Protokollnotiz seitens des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Digitalisierung: In den Antwortbeiträgen des Minis-
ters auf die Fragen der Abg. Bajus bzw. Frau Viehoff zu den 
besonders betroffenen Branchen wie Kinos, Schausteller und 
Veranstaltungswirtschaft wurden auch die von den Corona-
Maßnahmen betroffenen „Reisebüros“ erwähnt. Es könnte an 
dieser Stelle der Eindruck entstanden sein, dass es spezielle 
Förderprogramme des Landes für Reisebüros gibt oder geben 
wird. Dies ist nicht der Fall. Reisebüros können ebenso wie 
andere von Corona-Maßnahmen betroffene Unternehmen Mittel 
aus der Überbrückungshilfe II, der ab Januar geplanten Über-
brückungshilfe III sowie weiterer Wirtschaftshilfen des Bundes 
in Anspruch nehmen. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank für die beiden präzisen Fragen. - 

Vermutlich wird Herr Minister Althusmann antwor-

ten. Bitte schön! 

(Christian Grascha [FDP]: Die Fragen 

hat der Minister doch schon beantwor-

tet!) 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Herr Abgeordneter, vielen Dank.  

Inwieweit sind die Förderprogramme aus dem 

zweiten Nachtragshaushalt bereits angelaufen? - 

Das Wirtschaftsministerium hat bis zum heutigen 

Tag zwölf Richtlinien fertiggestellt. Damit können 

inzwischen bereits 900 Millionen Euro der Mittel 

des Nachtragshaushalts abgerufen werden. Dies 

geschieht schon in erheblichem Umfang. Beson-

ders erfolgreich und sehr gut nachgefragt ist unser 

Programm „Neustart Niedersachsen Investition“. 

Mit diesem Programm fördern wir Investitionen - 

ich erwähnte es - bei niedersächsischen Unter-

nehmen. Bis heute liegen konkret 3 000 Anträge 

mit einem Umfang von gut 400 Millionen Euro vor. 

Knapp 200 Millionen Euro sind bereits bewilligt. 

Welchen Branchen stellt das Land Hilfen zur Ver-

fügung, und wird der Wirtschaft gezielt geholfen? - 

Ich denke schon, dass das schon der Fall ist. Ich 

gebe Ihnen mal einen Überblick über die bereits 

fertig gestellten Richtlinien, damit Sie sie mal ge-

hört haben: 

Erstens haben wir die Förderung von Investitionen 

der gewerblichen Wirtschaft. Das ist das, was ich 

gerade nannte. Das ist „Neustart Niedersachsen 

Investition“.  

Zweitens gibt es eine Förderung der Inanspruch-

nahme von Forschungsinfrastruktur. Das ist der 

sogenannte Innovationsgutschein.  

Drittens haben wir eine Förderung niedrigschwelli-

ger Innovationen für Forschung und Entwicklung in 

Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft. Das ist 

die Innovationsbeihilfe. Dabei geht es um sehr 

komplexe Anträge. Das läuft etwas langsamer an.  

Viertens gibt es die Unterstützung der von der 

COVID-19-Pandemie betroffenen öffentlichen Ak-

teure im Bereich des Tourismus und fünftens die 

Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit von kleinen 

und mittleren Unternehmen durch touristische 

Maßnahmen sowie sechstens die eigentliche För-

derung touristischer Projekte. 
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Hinzu kommt siebtens die Unterstützung von Fähr-

reedereien im Inselverkehr zur Sicherung der Ver-

sorgung der Ostfriesischen Inseln. Hier geht es um 

ein oftmals unterschätztes Problem. Durch das 

viele Hin- und Herfahrenmüssen hat sich eine ext-

reme Corona-Pandemie-Belastung für die Fähr-

reedereien im Inselverkehr ergeben. Von daher 

gibt es das Sonderprogramm Inselversorger. 

Achtens haben wir die Unterstützung der infolge 

der COVID-19-Pandemie in finanzielle Defizite 

geratenen Zoologischen Gärten, Tiergärten und 

Wildgehege; das ist die Zoo-Hilfe, die hier im Par-

lament schon mehrfach in Rede stand. 

Neuntens gibt es die Förderung von Forschungs- 

und Technologievorhaben der Luftfahrtindustrie. 

Das ist die Luftfahrtförderrichtlinie. Dahinter ver-

bergen sich 20 Millionen Euro. 

Zehntens geht es um die Förderung von Infrastruk-

turmaßnahmen und Ausbaggerungen in See- und 

Binnenhäfen zur Abmilderung der Folgen der 

Corona-Pandemie, ein Sonderprogramm Häfen. 

Wir können uns vor Anträgen, wenn ich das richtig 

im Blick habe, kaum retten. Hier wird es entspre-

chende Unterstützungen geben müssen. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Für jeden 

Hafen ein Antrag!) 

- Nein, es sind mehrere Anträge. 

(Jörg Bode [FDP]: Er hat gesagt: für 

jeden Hafen ein Antrag!) 

- Für jeden Hafen. Ach so. Das habe ich dann 

missverstanden, Herr Abgeordneter Meyer. 

Wir unterstützen die Flugplätze in Niedersachsen 

mit der Richtlinie Corona-Hilfen Flugplätze.  

Wir unterstützen mit der Förderung niedrigstelliger 

Investitionen die betroffenen Gaststätten bzw. das 

Gaststättengewerbe. 

Das sind die fertiggestellten Richtlinien. Das haben 

wir in den letzten Wochen und Monaten auf den 

Weg gebracht. Die Millionen fließen bereits in 

Richtung der Betriebe. 

Es gibt noch weitere Richtlinien. 

Die Veranstaltungsbranche habe ich bereits ge-

nannt. 

Es soll noch ein Sonderprogramm Digitalisierung 

für den Einzelhandel geben. Sie alle wissen, dass 

unsere Innenstädte gerade jetzt, auch infolge der 

neuen Verordnung unter den Quadratmeterbe-

grenzungen, erheblich leiden. Wir wollen dem Ein-

zelhandel in Niedersachsen helfen und auch der 

Verödung der Innenstädte entgegenwirken, indem 

wir die Digitalisierung des Einzelhandels neben 

dem klassischen Geschäft unterstützen wollen. 

Dahinter verbirgt sich ein Sonder-Pandemie-

Programm von 10 Millionen Euro. 

Es gibt Beteiligungskapital der KfW für Startups 

und Mittelständler, einen Fördereraufruf für High-

tech-Inkubatoren, einen Wachstumsfonds für Star-

tups, Billigkeitsleistungen für gewerbliche Unter-

nehmen der Reisebusbranche und des Taxi/Miet-

wagen-Gewerbes, Förderung des Erwerbs von 

Elektrofahrzeugen und der Ladeinfrastruktur, die 

Förderung nichtöffentlicher Elektroladeinfrastruk-

tur. Der Breitbandausbau wird zusätzlich vorange-

trieben, was die Gigabitnetze betrifft. Und wir för-

dern sogar Cargobikes. Wir versuchen, den Be-

reich des öffentlichen Verkehrs mit den Corona-

bedingten Konjunkturpaketen deutlich nachhaltiger 

zu gestalten. 

Sie sehen, meine Damen und Herren, mit den 

Mitteln des Nachtragshaushalts erfolgt eine breite 

Unterstützung der niedersächsischen Wirtschaft. 

Schwerpunkte haben wir in den besonderen Prob-

lembranchen gesetzt. Bei der Formulierung der 

Programme haben wir einen besonderen Schwer-

punkt auf einfache Beantragung und breite An-

wendbarkeit gelegt, damit die Hilfen schnell und 

zügig bei den Unternehmen ankommen. 

Ich hoffe, ich konnte Ihnen damit einen umfangrei-

chen Überblick über die derzeitigen Hilfen des 

Landes Niedersachsen geben, Herr Abgeordneter. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Für die SPD-Fraktion stellt eine 

Zusatzfrage die Abgeordnete Frau Dr. Dörte Liebe-

truth. Bitte schön! 

Dr. Dörte Liebetruth (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Insbesondere die 

Gastronomie ist von der neuen Corona-

Verordnung des Landes und den damit verbunde-

nen Schließungen stark betroffen. Vor diesem 

Hintergrund ist meine Frage: Gibt es über die von 

Ihnen bisher dargestellten Hilfen hinaus weitere 

Fördermöglichkeiten für die Gastronomie? 
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Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Bitte, Herr Minister! 

(Christian Grascha [FDP]: Auch diese 

Frage ist schon dreimal gestellt wor-

den! 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Wir haben, Frau Abgeordnete, für den Bereich 

Tourismus und Gastronomie in Niedersachsen ein 

sehr umfangreiches Förderprogramm auf den Weg 

gebracht. In Niedersachsen gab es noch nie ein 

derartiges Unterstützungsprogramm für die nieder-

sächsische Gastronomie, wie jetzt durch die 

Corona-Krise ausgelöst. Die Gastronomie hat auch 

am stärksten darunter gelitten und leidet heute 

wieder unter den Schließungen. Das ist wirklich 

eine schwierige Situation, weil die gastronomi-

schen Betriebe zum Teil von der Hand in den 

Mund leben und die Kostenstruktur der Gastrono-

mie eine besondere Herausforderung darstellt. 

Von daher haben wir insgesamt ein Förderpro-

gramm von 120 Millionen Euro zur Förderung von 

Gastronomie und Tourismus auf den Weg ge-

bracht; für den Bereich der Gastronomie etwa 

65 Millionen Euro als Sonderprogramm, die von 

der Investition bis hin zum Zuschussprogramm 

reichen. Investitionen gibt es u. a. in eine neue 

Ausstattung der Gastronomie, um sich stark aufzu-

stellen und vielleicht ein Stück weit resilienter ge-

genüber zukünftigen Herausforderungen zu sein. 

Man muss allerdings auch hinzufügen - der Minis-

terpräsident hat das heute Morgen auch noch ein-

mal deutlich hervorgehoben -: Die sogenannte 

Novemberhilfe und die Dezemberhilfe, die 75-

prozentige Zahlung des Umsatzes des Jahres 

2019, sind sehr umfangreich. Kritiker behaupten, 

der Bund habe hier Umsatz und Ertrag verwech-

selt. Das stimmt aber nicht. Man hat sich hier ganz 

bewusst mit Blick auf das Umsatzjahr 2019 - den 

Umsatz im November und im Dezember, der übli-

cherweise mit Blick auf das Weihnachtsgeschäft im 

Bereich der Gastronomie besonders hoch ist - für 

diese Orientierung am Umsatz entschieden und 

wird diese Umsatzorientierung auch im Dezember 

weiter fortsetzen, um die behördliche Anordnung 

einer Schließung in irgendeiner Form abzufedern 

und die Unternehmen am Leben zu erhalten. 

Wir haben darüber hinaus im Rahmen eines weite-

ren umfassenden Sonderprogrammes Förderun-

gen auf den Weg gebracht, die auch bereits bewil-

ligt wurden. Im Rahmen des Sonderprogrammes, 

das ich gerade nannte, hat das Wirtschaftsministe-

rium Förderangebote in Form von zwei neuen, 

zwei geänderten Richtlinien geschaffen. Die Nach-

frage konzentriert sich aufgrund des gesetzten 

Antragsstichtages zum 31. Oktober 2020 derzeit 

insbesondere auf die Richtlinie zur Gewährung von 

Billigkeitsleistungen zur Unterstützung in der  

COVID-Pandemie. Hier liegen der NBank aktuell 

27 Anträge mit einem beantragten Volumen von 

11,1 Millionen Euro vor. Die Anträge werden der-

zeit von der NBank bearbeitet. Ich rechne zeitnah 

mit einer entsprechenden Bewilligung und damit 

auch mit der Auszahlung. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Für die FDP-Fraktion 

liegt eine Wortmeldung für eine Zusatzfrage des 

Kollegen Jörg Bode vor. Bitte schön! 

Jörg Bode (FDP): 

Frau Präsidentin! Ich möchte gleich zwei Zusatz-

fragen zur mittelfristigen Strategie im ÖPNV stel-

len. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister 

Althusmann, vor dem Hintergrund, dass bei der 

Zusammenkunft der Bundeskanzlerin mit den Mi-

nisterpräsidenten - und auch im Vorfeld - zu dem 

ÖPNV seitens der Bundesregierung vielfältige 

Forderungen wie beispielsweise die Einhaltung 

von 1,50 m beim Schülerverkehr, Entzerrung der 

Verkehre, doppelte Sitzplatzreservierung in der 

Bahn für Bundesbeamte etc. aufgestellt worden 

sind und im Schlusspapier beschlossen wurde, 

dass sich die Verkehrsministerkonferenz hiermit im 

Detail konzeptionell beschäftigen soll, frage ich die 

Landesregierung  

erstens: Mit welchen neuen Erkenntnissen, Stu-

dien oder anderen Unterlagen hat die Bundesre-

gierung diese Forderungen hinsichtlich des ÖPNV 

begründet und belegt?  

Und zweitens: Mit welcher Zielsetzung geht die 

Landesregierung in die Verkehrsministerkonferenz 

für ein neues Konzept im ÖPNV und SPNV? 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Danke, Herr Kollege Bode. - Die Fragen sind an-

gekommen. Bitte, Herr Minister! 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Ich will es versuchen.  
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Herr Abgeordneter Bode, auf etwaige Studien der 

Bundesregierung kann ich mich nicht beziehen. 

Diese kann ich Ihnen nicht nennen. Das müsste 

ich nachholen, indem wir einmal eruieren, worauf 

man sich bezogen hat. 

Uns alle - Bund und Land - eint ein Wunsch hin-

sichtlich des ÖPNV. Denken wir bitte daran, dass 

viele Menschen im Land Niedersachsen nach wie 

vor auf die Nutzung des straßengebundenen 

ÖPNV genauso wie des schienengebundenen 

Nahverkehrs angewiesen sind! Wir tun immer so, 

als wenn alle Welt ein Auto oder ein anderes Fort-

bewegungsmittel hätte. Das ist, auch im ländlichen 

Raum, nicht immer der Fall. Die Menschen sind 

auf die Nutzung von Bussen und Bahnen schlicht-

weg angewiesen. Insofern hat man sich auf Bun-

desebene - die Ministerpräsidenten mit der Kanzle-

rin - auf die Vorgaben mit Blick auf den ÖPNV 

verständigt, die dem Grunde nach auch in Nieder-

sachsen Maßgabe für unsere Regelungen zum 

Abstand im Personennahverkehr sowie bei der 

Schülerbeförderung sind. 

Dazu gehört nach unserer derzeitigen Verord-

nung - § 2 Abs. 2 Satz 1 -:  

„Jede Person hat in der Öffentlichkeit, in den 

für einen Besuchs- oder Kundenverkehr ge-

öffneten Einrichtungen und Veranstaltungen 

jeglicher Art sowie in den übrigen in dieser 

Verordnung geregelten Fällen soweit mög-

lich einen Abstand von mindestens 1,5 m zu 

jeder anderen Person einzuhalten (Ab-

standsgebot)“. 

Diese Regelung gilt auch für den öffentlichen Per-

sonennahverkehr. Allerdings - jetzt kommt die 

Einschränkung - haben auch bei uns in Nieder-

sachsen die Fahrgäste natürlich - deshalb erwähn-

te ich das vorhin - einen Anspruch auf Beförderung 

im ÖPNV. 

Da der Raum in den Fahrzeugen des ÖPNV, die 

Platzkapazitäten, begrenzt sind, kann ein Mindest-

abstand von 1,5 m - insbesondere zu den Haupt-

verkehrszeiten - vielfältig nicht eingehalten werden. 

In diesen Fällen müssen wir auf die Formulierung 

„soweit möglich“ aufmerksam machen. Fahrgäste 

müssen in diesem Fall ausdrücklich keinen zwin-

genden Mindestabstand von 1,5 m einhalten. Es 

reicht aus, wenn sie so viel Abstand voneinander 

einhalten, wie es angesichts der jeweiligen Beset-

zung des Fahrzeuges möglich ist. 

Weil Sie auf den Busverkehr eingegangen sind, 

möchte ich noch einmal einen Punkt dazu anmer-

ken, wie sich die Realität darstellt. Selbst bei einer 

massiven Ausweitung der Fahrzeugkapazitäten - in 

Niedersachsen werden, wenn ich die Zahl richtig 

im Kopf habe, im normalen ÖPNV und in der Schü-

lerbeförderung täglich rund 5 000 Busse einge-

setzt - wäre es nicht möglich, im öffentlichen Per-

sonennahverkehr jederzeit einen Abstand von 

1,5 m sicherzustellen. Warum? Ein Standard-

Linienbus von 12 m Länge kann im Normalfall bis 

zu 65 Personen - sitzend - befördern. Bei einem 

Abstand von 1,5 m wären es nur elf Personen. Das 

heißt, bei einem zwingenden Mindestabstand von 

1,5 m bräuchte man anstelle von einem Bus sechs 

Busse. Schon das zeigt eindrücklich die erforderli-

chen Ressourcen an Fahrzeugen und Fahrperso-

nal für die erforderliche massive Kapazitätserweite-

rung, die schlichtweg nicht vorhanden sind. Ab-

standsregeln und Reservierungspflicht sind daher 

nicht zielführend. 

Wir haben in Niedersachsen allerdings sehr wohl - 

wie Sie wissen - im Wege des Haushaltsbegleitge-

setzes vor, durch Erhöhung der Platzkapazitäten 

zur Verbesserung des Infektionsschutzes beizutra-

gen, indem wir 30 Millionen Euro zusätzlich für die 

kommunalen Aufgabenträger zur Verfügung stel-

len. Diese Mittel können von den Kommunen mög-

lichst flexibel für Ausgaben im Zeitraum vom 

26. Oktober bis zum 31. Dezember verwendet 

werden. Diese 30 Millionen Euro können in die 

zusätzliche Beschaffung von Bussen bzw. Buska-

pazitäten von privaten Busunternehmen fließen. 

Allerdings muss man der Ehrlichkeit halber hinzu-

fügen: Meines Wissens sind es etwa 300 bis 400 

private Reisebusunternehmen, die kurzfristig ihre 

Busse zusätzlich zur Verfügung stellen können. 

Das heißt, diese 30 Millionen Euro müssen nicht 

nur für die Anschaffung von Bussen, sondern auch 

für die Verbesserung der Lüftungsanlagen, der 

Filteranlagen, für besondere Hygienemaßnahmen 

und insbesondere - neben Verstärkerleistungen - 

auch für zusätzliche Umläufe eingesetzt werden. 

Der flexible Schulbeginn kann dahin gehend ge-

nutzt werden, dass der Busfahrer zusätzlich zu der 

Fahrt, die er normalerweise einmal täglich um 

7.30 Uhr oder um 8 Uhr macht, möglicherweise 

flexibel fährt, um eine zusätzliche Entzerrung der 

Schülerverkehre und des ÖPNV insgesamt hinzu-

bekommen. Das ist zumindest unser Ziel.  

Für all diese Maßnahmen, für dieses Maßnahmen-

paket, stehen die 30 Millionen Euro zur Verfügung. 
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Es wurde vor Kurzem in einer niedersächsischen 

Zeitung berichtet, dass zusätzliche Mittel sowohl 

für Fahrzeuge als auch für Fahrer fehlten. Ich habe 

es gesagt: Reisebusunternehmen können landes-

weit bis zu 372 Busse - nun habe ich die Zahl ge-

funden - zum Einsatz im ÖPNV und in der Schü-

lerbeförderung zur Verfügung stellen. Das verteilt 

sich natürlich regional unterschiedlich. Von daher 

müssen wir neben dem zusätzlichen Einsatz von 

Bussen weitere Maßnahmen ergreifen, wie z. B. 

die entsprechende Zurverfügungstellung von Lüf-

tungsanlagen oder sonstige Hygienemaßnahmen, 

um einen sicheren öffentlichen Personennahver-

kehr in Niedersachsen zu gewährleisten.  

Insgesamt stellen wir in Niedersachsen mit Zu-

satzmitteln des Bundes nach dem Regionalisie-

rungsgesetz rund 206 Millionen Euro für den 

ÖPNV und zusätzlich aus Niedersachsen 190 Mil-

lionen Euro aus dem COVID-19-Sondervermögen 

zur Verfügung. Auch im Vergleich zu anderen 

Bundesländern, Herr Abgeordneter Bode, leistet 

Niedersachsen damit einen herausragenden Bei-

trag zur Rettung des ÖPNV, zur Stützung des 

ÖPNV in Niedersachsen und damit zur Unterstüt-

zung der kommunalen Ebene. Das Land gleicht im 

Übrigen 100 % der Fahrgeldverluste seit März 

2020 aus. Das ist eine erhebliche Leistung, die wir 

in Niedersachsen zur Sicherung und Stärkung des 

ÖPNV und des SPNV zusätzlich zur Verfügung 

stellen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU - Jörg Bode 

[FDP]: Was ist mit der Verkehrsminis-

terkonferenz? Die zweite Frage!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Die nächste Zusatzfrage - - -  

(Minister Dr. Bernd Althusmann: Ich 

habe noch etwas vergessen!) 

- Haben Sie etwas vergessen? 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Ja, Herr Abgeordneter Bode hatte noch nach einer 

Strategie für die nächste Verkehrsministerkonfe-

renz gefragt.  

Alle Verkehrsminister sind sich darin einig, dass 

die entsprechenden kommunalen Aufgabenträger 

mit zusätzlichen Mitteln unterstützt werden. Wir 

sind uns einig bei weiteren Maßnahmen wie der 

Beschaffung weiterer Busse, soweit das machbar 

und möglich ist. Aber wir können die Busse und 

auch die Fahrer nicht beliebig vermehren. Im Mo-

ment gilt nach wie vor, dass alle Bundesländer 

diese 1,5 m Abstand ebenfalls soweit möglich - 

soweit mir die Strategien der Verkehrsminister 

bekannt sind - umsetzen. An dieser Strategie müs-

sen wir aus meiner Sicht auch für die nächste Ver-

kehrsministerkonferenz zunächst einmal nichts 

ändern. Wir versuchen, den größtmöglichen 

Schutz überall im ÖPNV - ich denke, das gilt auch 

für die anderen Bundesländer - zu gewährleisten.  

So, bin ich jetzt entlassen? - Nein, entlassen nicht. 

Das kann er nicht.  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Wir haben noch eine Wortmeldung für eine Zusatz-

frage des Abgeordneten Christian Grascha aus der 

FDP-Fraktion vorliegen. Bitte! 

Christian Grascha (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Vor dem Hinter-

grund der Einschränkungen, die wir im Einzelhan-

del auch durch die neue Verordnung haben, und 

vor dem Hintergrund der Befürchtung, dass es 

durch eine Schlangenbildung vor den Geschäften 

gegebenenfalls zu einem Infektionsgeschehen 

kommt, hat der Wirtschaftsminister des Landes am 

26. November gegenüber der dpa eine Kritik ge-

äußert. Ich zitiere wörtlich:  

„Hier gehen die Einschränkungen am Ziel, 

möglichst hohen Schutz zu erreichen, vor-

bei.“ 

Wie bewertet die Landesregierung die Kritik des 

Wirtschaftsministers? 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Bitte, Herr Wirtschaftsminister! 

(Jörg Bode [FDP]: Ich glaube, er fin-

det sich selbst gut!) 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Ich finde meine Aussage grundsätzlich gut. Sie war 

auch in der Sache richtig - aber mit Blick auf das 

übergeordnete Ziel. Ich gebe zu, das, was die 

Menschen in Deutschland im Moment am meisten 

irritiert und nachdenklich macht, ist, dass, nach-

dem man sich auf eine gemeinsame Linie verstän-

digt hat, das Ganze am nächsten Tag plötzlich - 

zumindest teilweise - schon wieder gekippt wird.  
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Insofern wäre es, glaube ich, ein Stück aus dem 

Tollhaus gewesen, wenn wir als Niedersachsen, 

die wir maßgeblich auch in der Ministerpräsiden-

tenkonferenz - - -  

Der Ministerpräsident und ich haben genau über 

diesen Punkt gesprochen. Wir sind uns dem Grun-

de nach in der Bewertung der Frage von bis zu 

800 m2 oder ab 801 m2 einig. Wir haben die Rege-

lung vom Frühjahr des Jahres noch gut im Hinter-

kopf. Wir haben sie noch gut in Erinnerung. Wir 

wissen, wie schwierig sie umsetzbar ist. Aber ich 

denke, mit Blick auf ein gestiegenes oder ein sich 

auf hohem Niveau stabilisierendes Infektionsge-

schehen, ohne zu 100 % zu wissen, wie die Infek-

tionsketten tatsächlich sind, ohne komplett zu er-

kennen, wo die Infektionsketten weitergehen, ob 

nun im Einzelhandel, ob nun in der Kälte vor der 

Tür des Einzelhandels oder wo auch immer, haben 

wir uns am Ende dazu entschieden, diese Bundes-

regelung umzusetzen.  

Sollte sich in den nächsten Wochen herausstellen, 

dass das Infektionsgeschehen in Niedersachsen 

deutlich sinkt - deutlich unter eine Inzidenz von 50, 

womöglich unter 35 oder in die Nähe von 35 -, 

werden wir selbstverständlich innerhalb des Lan-

des, innerhalb der Landesregierung eine Entschei-

dung dahin herbeiführen, dass wir an dieser Stelle 

nachsteuern. Dessen sind wir uns bewusst. Dar-

über haben wir auch gesprochen. Aber wegen der 

Einheitlichkeit einer Umsetzung einer solchen 

Maßnahme, die für niemanden ein besonderes 

Vergnügen war, haben wir uns entschieden, diese 

Maßnahme umzusetzen.  

(Christian Grascha [FDP]: Das war ja 

am 26. November!) 

Die Maßnahme ist allerdings weitreichend und hat 

weitreichende Folgen; das will ich schon noch 

erwähnen. Der innerstädtische Einzelhandel rech-

net im Moment damit, dass etwa 60 % der Einzel-

händler in Deutschland in ihrer Existenz gefährdet 

sind. Herr Kollege Bode, ich bin mit nicht ganz 

sicher, ob jetzt die zehn Personen oder die 

800-m2- oder 801-m2-Regelung oder wie auch 

immer den Einzelhandel werden retten können.  

Das Entscheidende sind doch am Ende wir. Wenn 

wir ein Stück weit mit dazu beitragen, dass die 

Einzelhändler in unseren Städten jetzt nicht hän-

gengelassen werden, und wir alle nicht nur auf 

online umschalten, sondern in den stationären 

Einzelhandel in unseren Städten gehen, können 

auch wir einen Beitrag dazu leisten, dass dort zu-

mindest ein Teil des Weihnachtsgeschäftes statt-

findet.  

(Beifall bei der CDU) 

Ich kann nur alle Niedersachsen dazu auffordern, 

eine gute Mischung zu finden. Wir schreiben es 

nicht vor, wer wo zu bestellen und zu kaufen hat. 

Aber die Situation im niedersächsischen und im 

deutschen Einzelhandel ist dramatisch. Und inso-

fern können wir nur hoffen, dass wir in den nächs-

ten Wochen und Monaten nicht erleben werden, 

dass in Niedersachsen bis zu 5 000 Insolvenzen 

kommen. Diese Zahl steht im Raum. Wir versu-

chen, dagegen anzukämpfen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU sowie Zustim-

mung bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Minister.  

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen für Zu-

satzfragen zur Anfrage der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen vor. Ich schließe daher diesen 

Punkt.  

Wir kommen jetzt zu 

b) Wird aus dem Lockdown Light ein Lockdown 

Long? - Anfrage der Fraktion der FDP - 

Drs. 18/8021

Zur Einbringung hat sich der Abgeordnete Christi-

an Grascha zu Wort gemeldet.  

(Unruhe) 

- Und zuvor bitte ich darum, dass ein wenig Ruhe 

einkehrt.  

Bitte, Herr Kollege! 

Christian Grascha (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich verlese die 

Dringliche Anfrage der FDP-Fraktion.  

Wird aus dem Lockdown Light ein Lockdown 

Long?  

Am 25. November 2020 berieten sich die Minister-

präsidentinnen und Ministerpräsidenten erneut mit 

der Bundeskanzlerin und verlängerten den Lock-

down Light. Der ursprünglich nur für den Monat 

November angedachte Lockdown könnte nun laut 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08021.pdf
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Beschluss bis über den Jahreswechsel hinaus 

andauern.  

In der ab dem 1. Dezember 2020 geplanten Ver-

ordnung werden die Kontaktbeschränkungen mit 

Ausnahme der Weihnachtstage nochmals ver-

schärft. Dienstleister, Theater, Kinos, Museen, 

Restaurants, Kneipen, Schwimmbäder, Sportstät-

ten und viele weitere Freizeitanbieter müssen wei-

terhin ihre Türen geschlossen halten.  

Private Zusammenkünfte sind auf zwei Haushalte 

und maximal fünf Personen beschränkt. Kinder 

sind ausgenommen. Außerdem gibt es zu Beginn 

des Weihnachtsgeschäftes strengere Auflagen für 

den Einzelhandel. Hier soll ab einer Geschäftsge-

samtfläche von 800 m2 ein Kunde pro 20 m2 statt 

ein Kunde pro 10 m2 gestattet sein.  

Kinder und Jugendliche werden ab dem 21. De-

zember in die Ferien geschickt. Die Schulen sollen 

bis dahin geöffnet bleiben und erst in den Wech-

selunterricht übergehen, wenn der Inzidenzwert 

200 in der entsprechenden Region überschritten 

wird.  

Viele Betroffene in den geschlossenen Branchen 

befinden sich bereits jetzt in existenziellen Nöten 

und stehen kurz vor dem Aus und erhoffen sich 

eine langfristige Perspektive und Planungssicher-

heit für die kommenden Wochen und Monate.  

Auch wächst die Verunsicherung bei den Bewoh-

nern von Pflegeeinrichtungen und Altersheimen 

und deren Angehörigen über die bevorstehende 

Weihnachtszeit. Viele befürchten, dass der Fami-

lienbesuch nicht möglich sein wird. Erst im Mai 

erklärte der Ministerpräsident in einer Regierungs-

erklärung - ich zitiere wörtlich -:  

„… für eine erfolgreiche Krisenbewältigung 

müssen alle Bereiche unserer Gesellschaft 

ein Gefühl dafür gewinnen, wann und unter 

welchen Bedingungen sie einen einigerma-

ßen normalen Alltag wieder aufnehmen 

können.“ 

Vor diesem Hintergrund stellen wir folgende Fra-

gen zu der neuen Corona-Verordnung:  

1. Unternimmt die Landesregierung etwas, um den 

Betroffenen eine langfristige Strategie und Pla-

nungssicherheit über die gesamten Wintermonate 

(bis April 2021) zu bieten, und wenn ja, was? 

2. Wie, durch welche Instanz und zu welchem 

Zeitpunkt werden im schulischen Kontext Cluster 

definiert? 

3. Vor dem Hintergrund der bisher ungeregelten 

Abstände beim Schülertransport und im Personen-

nahverkehr (SPNV, ÖPNV): Wie begründet die 

Landesregierung die 10- bzw. 20-m2-Regelung im 

Einzelhandel? 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Kollege Grascha. - Für die Lan-

desregierung antwortet auf die Anfrage der FDP-

Fraktion Frau Dr. Reimann. Bitte schön, Frau Mi-

nisterin! 

Dr. Carola Reimann, Ministerin für Soziales, Ge-

sundheit und Gleichstellung: 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren Abgeordnete! Gerne be-

antworte ich die Fragen.  

Lassen Sie mich vorweg eines bemerken - bei der 

Beratung der Anträge heute Morgen hatte ich das 

schon erläutert -: Das Infektionsgeschehen jetzt ist 

deutlich heftiger als das, was wir im Frühjahr und 

in den darauf folgenden Sommermonaten gesehen 

haben. So lag die Zahl der aktuell Infizierten in 

Niedersachsen Ende Juli bei rund 550, Ende Ok-

tober waren es fast 10 000 Personen, und jetzt 

sind es - Stand heute - etwa 19 800 Personen. Der 

Höchstwert der täglichen Neuinfektionen lag im 

Frühjahr bei etwa 450, zuletzt bei 1 300. Heute 

haben wir wieder so einen Montagswert, der nied-

riger ist. Wir beobachten eine deutliche Zunahme 

der Zahl der Infektionen gerade bei Älteren, und 

damit geht ein höheres Risiko besonders schwerer 

Erkrankungen einher.  

Wir müssen - dies auch noch einmal - die Dynamik 

der Infektionen schnell und wirksam brechen und 

damit zugleich gravierende zusätzliche Schäden 

vermeiden. Deshalb haben wir die Verordnung 

angepasst, die Maßnahmen verlängert und, wo 

nötig, moderat verschärft.  

Das wirksamste Mittel zur Eindämmung der Pan-

demie ist und bleibt Kontaktreduzierung. Es ist und 

bleibt erforderlich, alle nicht notwendigen Kontakte 

unbedingt zu vermeiden und dort, wo Begegnun-

gen stattfinden, AHA plus C und L - Abstand, Hy-

gienemaßnahmen, Alltagsmasken, Corona-Warn-

App, Lüften - immer einzuhalten. Ziel der Maß-

nahmen ist es, die Sieben-Tage-Inzidenz auf unter 

50 zu senken, damit die Nachverfolgung der Infek-

tionsketten wieder überall möglich ist. 
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Das vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 

wie folgt: 

In Frage 1 haben Sie nach der langfristigen Stra-

tegie und der Planungssicherheit über die gesam-

ten Wintermonate gefragt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, alle Ein-

schränkungen sind befristet und abhängig vom 

Infektionsgeschehen. Das ist hier heute Morgen 

schon mehrfach deutlich geworden. Dabei be-

obachten wir ständig und steuern entsprechend 

der Infektionslage. Ich gehe aber davon aus, dass 

der jetzige Wintermodus in den nächsten Monaten 

bleiben wird. Ein Ende der Beschränkungen kann 

momentan niemand versprechen. So bitter das für 

uns alle und insbesondere auch für die betroffenen 

Unternehmen, Branchen und Einrichtungen ist: 

Belastbare Planungssicherheit auf lange Sicht 

kann es nicht geben - noch nicht.  

Wir lernen ständig hinzu, und gegenüber dem 

Frühjahr wissen wir viel mehr - nicht nur über das 

Virus und was es dann letztlich bei den Patienten 

bzw. im menschlichen Körper anrichtet, sondern 

auch darüber, wie wir uns schützen können und 

wie COVID-Erkrankte behandelt werden können. 

Wir können mehr und wir können gezielter testen. 

Ich will auch sagen: Wer hätte im Frühjahr ge-

dacht, dass so schnell ein wirksamer Impfstoff oder 

sogar mehrere wirksame Impfstoffe entwickelt 

werden können? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das alles 

gibt uns Hoffnung und Zuversicht. Wir sind auf 

einem guten Weg. Bis zu einer Normalisierung 

haben wir aber noch einen langen Weg vor uns, 

und wir können heute noch nicht sicher sagen, wie 

lang er tatsächlich ist. 

Bund und Länder sind sich einig, dass die finanzi-

elle Unterstützung für die von den temporären 

Schließungen betroffenen Unternehmen, Betriebe, 

Selbstständigen, Vereine und auch Einrichtungen 

fortgeführt wird. Auch das ist gerade schon erläu-

tert worden. Die Novemberhilfe wird in den De-

zember verlängert, und auch das Regelwerk der 

Überbrückungshilfe III wird entsprechend verlän-

gert und noch einmal ausgeweitet. Diese Hilfen zur 

Abmilderung der wirtschaftlichen Folgen der 

Corona-Pandemie sind für Unternehmen und für 

Beschäftigte essentiell und natürlich ein wichtiges 

Element für die erforderliche Akzeptanz der not-

wendigen Schutzmaßnahmen bei den Bürgerinnen 

und Bürgern hier in Niedersachsen. 

Gleichzeitig sind diese Hilfen mit hohen Kosten für 

die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler verbun-

den. Allein die Hilfen des Bundes für den Novem-

ber werden einen Umfang von 15 Milliarden Euro 

haben. Diese Hilfen sollen im Rahmen der Vorga-

ben des EU-Beihilferechts für den Zeitraum der 

temporären Schließungen im Dezember durch den 

Bund fortgeführt werden. Wir haben heute schon 

gehört, dass am Freitag der Bundesfinanzminister 

verkünden konnte, dass es grünes Licht von der 

EU-Kommission dazu gibt. In die entsprechenden 

Förderprogramme sind ausdrücklich auch Schau-

steller und Marktkaufleute einzubeziehen. Auf-

grund der Dauer der Einschränkungen wurde der 

Beihilferahmen für einfache pauschale Regelun-

gen von vielen Unternehmen bereits umfassend in 

Anspruch genommen. 

Für Wirtschaftsbereiche, die absehbar auch in den 

kommenden Monaten erhebliche Einschränkungen 

ihres Geschäftsbetriebes hinnehmen müssen, 

ohne von Schließungen betroffen zu sein, wird der 

Bund im Rahmen der Überbrückungshilfe III die 

Hilfsmaßnahmen bis Mitte 2021 verlängern und die 

Konditionen für die hauptbetroffenen Wirtschafts-

bereiche verbessern. Das betrifft insbesondere den 

Bereich der Kultur- und Veranstaltungswirtschaft, 

die Soloselbstständigen und die Reisebranche. 

Neben den Hilfen für die Unternehmen hat der 

Bund durch die Verlängerung des Kurzarbeitergel-

des dazu beigetragen, dass auch die sozialen 

Belange und die Belange der Beschäftigten in der 

Pandemie mit entsprechenden Hilfen berücksich-

tigt werden. 

Sie hatten in Frage 2 gefragt, was denn ein Cluster 

ist, wenn ich es so zusammenfassen darf, und 

zwar im schulischen Kontext.  

Grundsätzlich wird unter einem Cluster eine räum-

liche und/oder zeitliche Häufung von Fällen über 

das erwartete Maß hinaus verstanden. Ein Aus-

bruch wird deswegen manchmal auch als Cluster 

bezeichnet. Im schulischen Kontext werden in den 

Beschlüssen der Videoschaltkonferenz der Kanzle-

rin mit den Ministerpräsidentinnen und Ministerprä-

sidenten der Länder am 25. November die Begriffe 

„Cluster“ und „rückwirkende Clusterkontrollen“ im 

Hinblick auf das Ziel der Unterbrechung der Infek-

tionsketten verwendet. Relevant ist dabei, beim 

Auftreten eines Falles rückwirkend zu untersuchen, 

ob es noch bisher unentdeckte Fälle - in diesem 

Fall in der Lerngruppe - gegeben hat. 
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Dann haben Sie gefragt: Wie begründet die Lan-

desregierung die 10- bzw. 20-m2-Regelung im 

Einzelhandel? 

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen 

und Regierungschefs der Länder haben sich auf 

folgendes bundeseinheitliches Vorgehen verstän-

digt: Der Groß- und Einzelhandel bleibt geöffnet, 

die Maskenpflicht wird erweitert und gilt dann künf-

tig eben auch vor den Geschäften und auf Park-

plätzen, und die Bevölkerung wird aufgerufen, ihre 

Weihnachtseinkäufe möglichst auch unter der Wo-

che zu tätigen. Generell gilt, dass sich in einem 

Handel mit einer Verkaufsfläche von bis zu 800 m2 

insgesamt höchstens eine Person pro 10 m2 Ver-

kaufsfläche und in einem Handel mit einer Ver-

kaufsfläche ab 801 m2 insgesamt auf der Fläche 

bis zu 800 m2 höchstens eine Person pro 10 m2

und auf der 800 m2 übersteigende Fläche höchs-

tens eine Person pro 20 m2 Verkaufsfläche befin-

den sollen. Für Einkaufszentren - wir hatten die 

Debatte ja schon im Frühjahr - ist die jeweilige 

Gesamtverkaufsfläche anzusetzen. 

Durch ein abgestimmtes Einlassmanagement 

müssen Einkaufszentren und Geschäfte verhin-

dern, dass es im Innenbereich von Einkaufspassa-

gen und -zentren zu unnötigen Schlangenbildun-

gen kommt. 

Wirtschafts- und Arbeitswelt werden mit dem Be-

schluss aufgefordert, die Schutz- und Hygienere-

geln einzuhalten. Dieses gemeinsame Vorgehen 

wird auch in Niedersachsen umgesetzt und ist zur 

weiteren Kontaktreduzierung erforderlich - das will 

ich nochmal sagen -, damit die Dynamik des Infek-

tionsgeschehens schnell und wirksam gebrochen 

werden kann. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Danke Ihnen. - Die erste Zusatzfrage aus der FDP-

Fraktion: Herr Abgeordneter Grascha, bitte! 

Christian Grascha (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Vor dem Hinter-

grund eines Artikels in der Hessischen Nieder-

sächsischen Allgemeinen am 3. November 2020 

frage ich die Landesregierung, ob sie die Meinung 

des Ministerpräsidenten teilt, dass die Bürgerinnen 

und Bürger dazu aufgerufen werden sollten, 

Corona-Verstöße zu melden.  

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Der Ministerpräsident möchte direkt antworten. 

Bitte schön, Herr Ministerpräsident! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Sehr verehrter Herr Kollege Grascha, ich weiß 

nicht, ob Sie den Zeitungsartikel richtig zitiert ha-

ben. In diesem Fall wäre ich allerdings nicht richtig 

zitiert worden. Ich habe nämlich darauf aufmerk-

sam gemacht, dass jede und jeder von uns derzeit 

eine eigene Verantwortung hat - und zwar für das, 

was wir tun, wie auch für das, was wir nicht tun.  

Dabei reden wir nicht über einzelne Maskenver-

stöße; das ist ja völlig klar. Aber ich kann Ihnen 

Beispiele aus der Praxis nennen, mit denen ich zu 

tun habe: Wenn eine Dame feststellt, dass in ei-

nem bestimmten Supermarkt die Hygienevorschrif-

ten von vorne bis hinten nicht eingehalten werden 

und dass auch das Ansprechen des Betreibers 

nicht hilft, wenn sie dann den Behörden Bescheid 

gibt und dort auf Desinteresse stößt, dann sollte 

sie sich z. B. an die Staatskanzlei wenden und 

fragen, was sie machen soll. Das ist aus meiner 

Sicht kein Denunziantentum! Das ist Verantwor-

tungsbewusstsein. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU 

- Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das hörte 

sich beim NDR aber anders an!) 

- Lieber Herr Kollege Birkner, Sie mögen darüber 

lachen.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Ich lache 

darüber, weil Sie uns was anderes 

gesagt haben!) 

Für mich ist das eine sehr ernste Angelegenheit, 

weil wir in der Zeit, in der wir jetzt sind, wirklich 

darauf achten müssen, dass gerade große Infekti-

onsherde so schnell wie möglich eingedämmt wer-

den und Risiken gar nicht erst entstehen können. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Ich bin weit davon ent-

fernt, eine allgemeine Anzeigenbitte an die Bevöl-

kerung zu richten, ebenso wenig wie bei Parkver-

stößen.  

(Volker Bajus [GRÜNE]: Gut, dass wir 

das mal geklärt haben! - Dr. Stefan 

Birkner [FDP]: Genau!) 

Ich bin aber sehr wohl der Auffassung, dass sich 

jede und jeder von uns sich in bestimmten Situati-

onen selbst prüfen und fragen muss: Was ist mei-

ne Verantwortung in einer solchen Situation? - Ich 
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finde, auch das gehört zu einem selbstbewussten 

Bürgertum in einer freiheitlichen Gesellschaft.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Danke schön. - Die zweite Zusatzfrage der FDP-

Fraktion kommt vom Kollegen Bode aus. Bitte 

schön! 

Jörg Bode (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Vor dem Hinter-

grund, dass die Landesregierung in der Begrün-

dung ihrer Corona-Rechtsverordnung gesagt hat, 

dass sie die Schließung von Betrieben nicht wegen 

der fehlenden Schutzkonzepte in den Betrieben, 

sondern wegen der Durchmischung von Kunden-

gruppen beim Betreten der Betriebe sowie dem 

Zu- und Abweg von den Betrieben als notwendig 

ansieht, und Ministerin Reimann der Bild-Zeitung 

gesagt hat, dass sie gewisse Probleme beim Ein-

kaufen sieht, andererseits aber der Bundeswirt-

schaftsminister das Einkaufen in den Innenstädten 

eine „patriotischen Pflicht“ nannte und der Lan-

deswirtschaftsminister Althusmann uns gerade 

eben dazu aufgerufen hat, in den Innenstädten 

einzukaufen, frage ich die Landesregierung, ob 

nicht ein Widerspruch zwischen dem Schutzzweck, 

den sie in der Begründung ihrer Verordnung ge-

nannt hat, und dem Aufruf, in den Innenstädten - 

wo die Geschäfte doch nebeneinanderliegen - 

einzukaufen, besteht.  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Frau Ministerin antwortet. 

Dr. Carola Reimann, Ministerin für Soziales, Ge-

sundheit und Gleichstellung: 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren 

Abgeordnete! Vielen Dank für die Frage, sodass 

ich das noch einmal präzisieren kann.  

Die Kanzlerin und auch die Ministerpräsidentinnen 

und Ministerpräsidenten haben dazu aufgerufen, 

die Einkäufe für Weihnachten nicht nur an Sams-

tagen, sondern möglichst auch unter der Woche zu 

tätigen. Das hat natürlich etwas mit der Reduzie-

rung der Besucherströme, die dabei entstehen, 

bzw. der Kontaktfrequenz der Leute zu tun.  

Ich teile die Haltung des Kollegen Altmaier, dass 

dadurch durchaus eine Haltung zum Ausdruck 

kommt. Deshalb habe ich dazu aufgerufen, lokal 

zu kaufen - aber möglichst digital oder telefonisch 

zu bestellen. Ich habe deswegen auch noch ein-

mal gesagt, dass ich mir wünsche, dass der Ein-

zelhandel darauf noch stärker eingeht, um ent-

sprechende Abholmöglichkeiten oder Bring-

services zu etablieren, damit zwar lokal gekauft 

werden kann, das Kontaktrisiko und die Aufent-

haltsdauer in den Städten aber reduziert werden.  

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Von der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen kommt die erste Zusatz-

frage zur Dringlichen Anfrage vom Abgeordneten 

Volker Bajus. Bitte, Herr Kollege! 

Volker Bajus (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Ich möchte gerne die Landesregierung 

fragen, wie sie Rechtssicherheit für die Heimvolks-

hochschulen, die Jugendherbergen und die Ju-

gendbildungsstätten schaffen will, die Bildungsan-

gebote und gleichzeitig Übernachtungsangebote 

machen. Hier gibt es offensichtlich viel Unsicher-

heit bezüglich der Corona-Verordnung, was Stor-

nierung, Durchführung usw. angeht, und eine un-

terschiedliche Praxis der Gesundheitsämter. Wie 

schafft die Landesregierung hier Abhilfe? 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Frau Ministerin antwortet Ihnen. 

Dr. Carola Reimann, Ministerin für Soziales, Ge-

sundheit und Gleichstellung: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Herzlichen Dank für die Frage.  

Ja, wir wollen, dass Kinder und Jugendliche sehr 

gut durch den Winter kommen. Deswegen haben 

wir den ganzen Bereich der Kinder- und Jugendhil-

fe unangetastet gelassen. Sie haben das sicher in 

der Verordnung gesehen. Wir bilden das im Prinzip 

den ganzen Bildungsbereichen nach. 

Um die Probleme der Einrichtungen zu lindern, wo 

übernachtet werden muss und wo das vor allen 

Dingen der erste Punkt ist - z. B. der Jugendher-

bergen -, haben wir, wie Sie sicherlich wissen, 

28 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Wir wer-

den die Richtlinie, die ja ausgelaufen ist, jetzt noch 

einmal verlängern. Das ist in gleicher Art und Wei-
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se dann passiert, sodass sie weiter die Unterstüt-

zung bekommen, die sie auch im Sommer schon 

hatten. Das verändert sich da also nicht. 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Nächste Zusatzfrage: FDP-Fraktion. Herr Abge-

ordneter Grascha, bitte! 

(Unruhe) 

- Ich bitte noch einmal darum, die Geräuschkulisse 

etwas herunterzufahren. - Danke schön. 

Christian Grascha (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich frage die Lan-

desregierung vor dem Hintergrund der enormen 

Schuldenberge, die jetzt durch die Corona-Politik, 

durch die Rettungsmaßnahmen aufgetürmt wer-

den, der pandemiebedingten Kosten und der For-

derung des Ministerpräsidenten, einen Corona-Soli 

einzuführen: Wie bewertet die Landesregierung 

diesen Finanzierungsvorschlag des Ministerpräsi-

denten? 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Ich kann jetzt nicht genau sehen, wer für die Lan-

desregierung antworten möchte. Der Herr Finanz-

minister? Der Herr Ministerpräsident? - Der Herr 

Ministerpräsident übernimmt. Bitte schön! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lie-

ber Kollege Grascha, es tut mir furchtbar leid, aber 

ich muss Sie ein zweites Mal korrigieren. Ich habe 

mitnichten die Forderung nach einem Corona-Soli 

aufgestellt. Erstaunlicherweise ist das nicht einmal 

eine Forderung, die aus der SPD kommt.  

Das ist sozusagen der Arbeitstitel, unter dem Kol-

legen aus den unionsregierten Ländern richtiger-

weise auf das von mir heute in der Regierungser-

klärung angesprochene Problem eingegangen 

sind, dass die aufgelaufenen 16 Milliarden Euro 

Kosten für allgemeine Corona-Maßnahmen da-

durch bewältigt werden sollen, dass der Bund ei-

nen Anteil von 5 Milliarden Euro übernimmt und die 

anderen 11 Milliarden Euro gewissermaßen a con-

to der gesetzlichen Krankenkassen gehen sollen 

und dort wiederum in der Weise, dass man - wenn 

ich das einmal etwas lax sagen darf - zuallererst 

die Konten abräumt, was wiederum eine Kasse wie 

die AOK Niedersachsen besonders trifft, die in den 

letzten Jahren besonders gut gewirtschaftet hat, 

besonders sorgfältig mit den Mitteln ihrer Versi-

cherten umgegangen ist, und auf diese Art und 

Weise Mittel der gesetzlich Versicherten und ihrer 

Arbeitgeber auf einmal dazu herangezogen wer-

den sollen, allgemeine Lasten der Gemeinschaft 

zu tragen, und gesagt haben: Das geht so nicht. 

Wir müssen das verallgemeinern. 

Das ist die gemeinsame Haltung von 16 Bundes-

ländern. Ich glaube, ich habe gesagt, es ist eine 

reine Geschmacksfrage, ob man das einen 

Corona-Soli nennt oder nicht. Aber Sie werden 

mitnichten eine Formulierung von mir finden, in der 

ich einen Corona-Soli verlangt habe. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und 

Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Vierte Zusatzfrage der FDP-Frak-

tion: Herr Kollege Bode, bitte! 

Jörg Bode (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Vor dem Hintergrund, dass bei den Treffen der 

Bundeskanzlerin mit den Ministerpräsidenten in 

den letzten zwei Wochen das Thema ÖPNV sehr 

eindrücklich diskutiert wurde, die Bundesregierung 

hier Änderungen an den Sicherheitskonzepten 

gefordert hat, Minister Althusmann hier eben - bei 

der Beantwortung der ersten Dringlichen Anfrage - 

gesagt hat, dass die Strategie der Verkehrsminis-

terkonferenz und der Landesregierung ist, alle 

Sicherheitskonzepte so zu lassen, wie sie jetzt 

sind, der Ministerpräsident aber am 14. März 2020 

der Neuen Osnabrücker Zeitung unter der Über-

schrift „Weil rät zu Rad statt Bus und Bahn“ gesagt 

hat: 

„Im Übrigen empfehle ich allen, das eigene 

Leben nach Möglichkeit so zu organisieren, 

dass die Risiken begrenzt sind, also bei-

spielsweise besser Fahrrad statt Bus und 

Bahn zu fahren“, 

frage ich den Ministerpräsidenten, welche Risiken 

er im ÖPNV bisher sieht, sodass er dazu rät, Fahr-

rad zu fahren. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Frau Ministerin - oder wer antwortet für die Lan-

desregierung? - Bitte schön! 
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Dr. Carola Reimann, Ministerin für Soziales, Ge-

sundheit und Gleichstellung: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Warum ist Radfahren besser als Bus- und 

Bahnfahren? - Weil es einfach gesünder ist! Dazu 

rufe ich jedes Mal auf, jede Saison. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei der CDU - Jörg Bode [FDP] lacht) 

Ich begrüße alle, die da umsteigen. 

(Jörg Bode [FDP]: Darum ging es hier 

nicht! Das war jetzt frech! Ganz ehr-

lich! Ein bisschen Ernsthaftigkeit darf 

man von der Landesregierung schon 

verlangen!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Kurz und knapp! Ich hätte fast gesagt: Bald ist hier 

Feierabend, dann geht’s aufs Rad. 

Meine Damen und Herren, die fünfte Zusatzfrage 

der FDP-Fraktion: Herr Dr. Birkner, bitte schön! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren, vor dem Hintergrund, dass Umweltminister 

Lies vor zehn, elf Tagen verkündet hat, dass ein 

Programm zur Förderung der Solarenergie in Höhe 

von 75 Millionen Euro aufgelegt wird und dieses 

aus Corona-Mittel bezahlt wird, die der Landtag im 

zweiten Nachtragshaushalt zur Verfügung gestellt 

hat, frage ich die Landesregierung, worin genau 

der Bezug zur Bewältigung der Corona-Pandemie 

besteht. 

(Beifall bei der FDP - Ulf Thiele 

[CDU]: Und ihrer wirtschaftlichen Fol-

gen!) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Für die Landesregierung antwortet Herr Minister 

Lies. 

(Unruhe) 

- Wenn Sie das schon alles wissen, müssen Sie 

den Saal verlassen. Ansonsten einfach mal die 

Gespräche einstellen! 

Olaf Lies, Minister für Umwelt, Energie, Bauen 

und Klimaschutz: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrter Herr Birkner, Sie haben es gerade 

schon gehört: Es geht um die Bewältigung der 

Corona-Pandemie und ihrer wirtschaftlichen Fol-

gen. 

Genau das ist die Zielsetzung der Programme, die 

wir auf den Weg gebracht haben: auf der einen 

Seite die wirtschaftlichen Einschränkungen, die wir 

erleben - dass Aufträge wegbrechen -, früh genug 

aufzufangen und auf der anderen Seite dazu bei-

zutragen, dass wichtige Ziele, die sich diese Lan-

desregierung gesetzt hat, eingehalten werden; 

dazu gehört das Thema Klimaschutz. 

Mit diesen 75 Millionen Euro sorgen wir dafür, dass 

Beschäftigung - gerade im Handwerk - gesichert 

und auch neue Beschäftigung geschaffen werden 

kann, dass diese Anlagen installiert werden kön-

nen, dass neue Entwicklungen, neue Produkte auf 

den Weg gebracht werden und dass der Klima-

schutz vorankommt.  

Das ist rechtzeitige Bekämpfung der Folgen der 

Pandemie: nicht zu warten, bis die Kolleginnen 

und Kollegen im Handwerk ihre Arbeit verloren 

haben, sondern früh genug zu reagieren und früh 

genug Programme auf den Weg zu bringen. - Das 

eint uns hier, glaube ich, in der Landesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, meine Damen und Herren.  

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen zu Zu-

satzfragen vor. Ich schließe daher den Tagesord-

nungspunkt 11, Dringliche Anfragen. 

Wir kommen jetzt zur Festlegung von Zeit und 

Tagesordnung des nächsten Tagungsabschnitts. 

Der nächste, der 36. Tagungsabschnitt ist vom 8. 

bis 11. Dezember vorgesehen, also von Dienstag 

bis Freitag nächster Woche. Der Ältestenrat wird 

den Beginn und die Tagesordnung der Sitzungen 

festlegen, und der Landtag wird entsprechend 

einberufen werden. 

Ich schließe die Sitzung und wünsche Ihnen einen 

guten Heimweg, wenn er denn ansteht, ansonsten 

gute weitere Termine. Bleiben Sie bis zum nächs-

ten Tagungsabschnitt gesund! 

Schluss der Sitzung: 15.09 Uhr. 
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